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Geltende Fassung des SchulG Regierungsentwurf (Mai 2016) 
Verhandlungsstand Koalitionsfraktionen 

(März 2017) 
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§ 1 

Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

§ 1 

Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

§ 1 

Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

(1) Der Erziehungs- und Bildungsauftrag der 
Schule wird bestimmt durch das Recht eines je-
den jungen Menschen auf eine seinen Fähig-
keiten und Neigungen entsprechende Erziehung 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) 
1

Die Schule unterrichtet und erzieht junge Men-
schen auf der Grundlage des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung des 

Freistaates Sachsen. 
2

Eltern und Schule wirken bei 
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und Bildung ohne Rücksicht auf Herkunft oder 
wirtschaftliche Lage. 

der Verwirklichung des Erziehungs- und Bildungsauf-
trags partnerschaftlich zusammen. 

(2) 
1
Die schulische Bildung soll zur Entfaltung der 

Persönlichkeit der Schüler in der Gemeinschaft 
beitragen. 

2
Diesen Auftrag erfüllt die Schule, in-

dem sie den Schülern insbesondere anknüpfend 
an die christliche Tradition im europäischen Kul-
turkreis Werte wie Ehrfurcht vor allem Lebendi-
gen, Nächstenliebe, Frieden und Erhaltung der 
Umwelt, Heimatliebe, sittliches und politisches 
Verantwortungsbewusstsein, Gerechtigkeit und 
Achtung vor der Überzeugung des anderen, be-
rufliches Können, soziales Handeln und freiheitli-
che demokratische Haltung vermittelt, die zur Le-
bensorientierung und Persönlichkeitsentwicklung 
sinnstiftend beitragen und sie zur selbstbestimm-
ten und verantwortungsbewussten Anwendung 
von Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
führt und die Freude an einem lebenslangen Ler-
nen weckt. 

3
Bei der Gestaltung der Lernprozesse 

werden die unterschiedliche Lern- und Leistungs-
fähigkeit der Schüler inhaltlich und didaktisch-
methodisch berücksichtigt sowie geschlechter-
spezifische Unterschiede beachtet. 

4
Das Grund-

gesetz für die Bundesrepublik Deutschland und 
die Verfassung des Freistaates Sachsen bilden 
hierfür die Grundlage. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) Der Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schu-
le wird bestimmt durch das Recht eines jeden jun-
gen Menschen auf eine seinen Fähigkeiten und 
Neigungen entsprechende Erziehung und Bildung 
ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche 
Lage.  

(3) 
1
In Verwirklichung ihres Erziehungs- und Bil-

dungsauftrages entwickelt die Schule ihr eigenes 
pädagogisches Konzept und plant und gestaltet 
den Unterricht und seine Organisation auf der 
Grundlage der Lehrpläne in eigener Verantwor-
tung. 

2
Die pädagogischen, didaktischen und 

schulorganisatorischen Grund-sätze zur Erfüllung 
des Bildungsauftrages im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen legt die Schule in ei-

(3) 
1
Besondere Erziehungs- und Bildungsaufga-

ben der Schule sind die politische und historische 
Bildung, die Medienbildung, kulturelle Bildung, 
Bildung für nachhaltige Entwicklung einschließlich 
Umwelterziehung, Berufs- und Studienorientie-
rung, Gesundheits- und Bewegungsförderung, 
Gesundheitsförderung und Prävention, Bewe-
gungsförderung, Verkehrserziehung und die Ver-
mittlung von AlltagskompetenzLebenskompetenz. 

(3) 
1

Die schulische Bildung soll zur Entfaltung der 
Persönlichkeit der Schüler in der Gemeinschaft 

beitragen. 
2

Diesen Auftrag erfüllt die Schule, indem 
sie den Schülern insbesondere anknüpfend an die 
christliche Tradition im europäischen Kulturkreis 
Werte wie Ehrfurcht vor allem Lebendigen, Nächs-
tenliebe, Frieden und Erhaltung der Umwelt, Hei-
matliebe, sittliches und politisches Verantwortungs-
bewusstsein, Gerechtigkeit und Achtung vor der 
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nem Schulprogramm fest. 
3
Auf der Grundlage des 

Schulprogramms bewerten die Schule und die 
Schulaufsichtsbehörde in regelmäßigen Abstän-
den das Ergebnis der pädagogischen Arbeit. 

4
Die 

Bewertung ist Bestandteil des Schulporträts. 

2
Diese Bereiche werden auch fachübergreifend 

unterrichtet.  
Überzeugung des anderen, berufliches Können, 
soziales Handeln und freiheitliche demokratische 
Haltung vermittelt, die zur Lebensorientierung und 
Persönlichkeitsentwicklung sinnstiftend beitragen. 

 (4) Inklusion ist ein Ziel der Schulentwicklung aller 
Schulen, ebenso wie das vorurteilsfreie Miteinan-
der von Menschen unterschiedlicher ethnischer 
und kultureller Herkunft. 

(4) 
1
Die Schule fördert die Lernfreude der Schüler. 

2
Mit der Vermittlung von Alltags- und Lebenskompe-

tenz und durch Berufs- und Studienorientierung 
bereitet sie die Schüler auf ein selbstbestimmtes 
Leben vor. 

3
Für alle Schularten und Schulstufen 

sollen in angemessenem Umfang Ressourcen der 
Schulsozialarbeit im Rahmen der Kinder- und Ju-
gendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
– Kinder und Jugendhilfe – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 
2022), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zur 
Verfügung stehen. 

4
Der Freistaat Sachsen und die 

örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe arbei-
ten gemeinsam an der Finanzierung und Umset-
zung dieser Aufgabe und wirken hierbei mit den 
Schulträgern zusammen. 

  (5) Die Schüler sollen insbesondere lernen, 

1. selbständig, eigenverantwortlich und in sozialer 
Gemeinschaft zu handeln; 

2. für sich und gemeinsam mit anderen zu lernen 
und Leistungen zu erbringen; 

3. eigene Meinungen zu entwickeln und Ent-
scheidungen zu treffen, diese zu vertreten und 
den Meinungen und Entscheidungen anderer 
Verständnis und Achtung entgegenzubringen; 

4. allen Menschen vorurteilsfrei zu begegnen, 
unabhängig von ihrer ethnischen und kulturel-
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len Herkunft, äußeren Erscheinung, ihren reli-
giösen und weltanschaulichen Ansichten und 
ihrer sexuellen Orientierung sowie für ein dis-
kriminierungsfreies Miteinander einzutreten; 

5. Freude an der Bewegung und am gemeinsa-
men Sport und Spiel zu entwickeln, sich ver-
antwortungsvoll im Straßenverkehr zu verhal-
ten, sich gesund zu ernähren und gesund zu 
leben; 

6. die eigene Wahrnehmungs-, Empfindungs- und 
Ausdrucksfähigkeit zu entfalten, kommunikative 
Kompetenz und Konfliktfähigkeit zu erwerben, 
musisch-künstlerische Fähigkeiten zu entwi-
ckeln; 

7. angemessen, selbstbestimmt, kompetent und 
sozial verantwortlich in einer durch Medien ge-
prägten Welt zu handeln sowie Medien ent-
sprechend für Kommunikation und Information 
einzusetzen, zu gestalten, für das kreative Lö-
sen von Problemen und das selbstbestimmte 
Lernen zu nutzen sowie sich mit Medien kri-
tisch auseinander zu setzen und 

8. Ursachen und Gefahren der Ideologie des Na-
tionalsozialismus sowie anderer totalitärer und 
autoritärer Regime zu erkennen und ihnen ent-
gegenzuwirken. 

  (6) 
1
Die Schule ermutigt die Schüler, sich mit Fra-

gen des gesellschaftlichen Zusammenlebens, mit 
Politik, Wirtschaft, Umwelt und Kultur auseinander-
zusetzen, befähigt sie zu zukunftsfähigem Denken 
und weckt ihre Bereitschaft zu sozialem und nach-
haltigem Handeln. 

  (7) Die Schule fördert die vorurteilsfreie Begegnung 
von Menschen mit und ohne Behinderungen. Inklu-
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sion ist ein Ziel der Schulentwicklung aller Schulen. 

  (8) Die Schule fördert Schüler, deren Muttersprache 
nicht Deutsch ist, durch zusätzliche Angebote zum 
Erwerb der deutschen Sprache. Sie sollen gemein-
sam mit allen anderen Schülern unterrichtet werden 
und aktiv am gemeinsamen Schulalltag teilnehmen. 

  (9) Bei der Gestaltung der Lernprozesse werden 
die unterschiedliche Lern- und Leistungsfähigkeit 
der Schüler inhaltlich und methodisch-didaktisch 
berücksichtigt sowie geschlechterspezifische Un-
terschiede beachtet. 

  (10) In Erfüllung des Erziehungs- und Bildungsauf-
trags pflegt die Schule eine gute Zusammenarbeit 
mit anderen öffentlichen Institutionen und gesell-
schaftlichen Partnern. 

   

§ 2 

Sorbische Kultur und Sprache an der Schule 

§ 2 

Sorbische Kultur und Sprache an der Schule 

§ 2 

Sorbische Kultur und Sprache an der Schule 

(1) Im sorbischen Siedlungsgebiet ist allen Kin-
dern und Jugendlichen, deren Eltern es wün-
schen, die Möglichkeit zu geben, die sorbische 
Sprache zu erlernen und in festzulegenden Fä-
chern und Klassen- und Jahrgangsstufen in sorbi-
scher Sprache unterrichtet zu werden. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderli-
chen besonderen Bestimmungen zur Arbeit an 
sorbischen und anderen Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet, insbesondere hinsichtlich 

(2) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderli-
chen besonderen Bestimmungen zur Arbeit an 
sorbischen und anderen Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet, insbesondere hinsichtlich 

(2) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderli-
chen besonderen Bestimmungen zur Arbeit an 
sorbischen und anderen Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet, insbesondere hinsichtlich 
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1. der Organisation, 

2. des Status der sorbischen Sprache als Unter-
richtssprache (Muttersprache und Zweitspra-
che) und Unterrichtsgegenstand, 

3. der gemäß Absatz 1 festzulegenden Fächer 
und Klassen- und Jahrgangsstufen zu treffen. 

1. der Organisation, 

2. des Status der sorbischen Sprache als Unter-
richtssprache (Muttersprache und Zweitspra-
che) und Unterrichtsgegenstand, 

3. der gemäß Absatz 1 festzulegenden Fächer 
und Klassen- und Jahrgangsstufen zu treffen.
  

1. der Organisation, 

2. des Status der sorbischen Sprache als Unter-
richtssprache (Muttersprache und Zweitspra-
che) und Unterrichtsgegenstand, 

3. der gemäß Absatz 1 festzulegenden Fächer 
und Klassen- und Jahrgangsstufen zu treffen.
  

(3) Darüber hinaus sind an allen Schulen im Frei-
staat Sachsen Grundkenntnisse aus der Ge-
schichte und Kultur der Sorben zu vermitteln. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

  (4) 
1
Bei grundsätzlichen Entscheidungen und Be-

langen, die die sorbischen Schulen und Schulen 
mit sorbischsprachigem Angebot betreffen, sollen 
die Interessensvertretung der Sorben gemäß § 5 
des Sächsischen Sorbengesetzes vom 31. März 
1999 (SächsGVBl. S. 161), das zuletzt durch Arti-
kel 59a des Gesetzes vom 27. Januar 2012 
(SächsGVBl. S. 130) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, und der Sorbische 
Schulverein e. V. gehört werden. 

   

§ 3 

Geltungsbereich 

§ 3 

Geltungsbereich 

§ 3 

Geltungsbereich 

(1) 
1
Dieses Gesetz gilt für die öffentlichen Schulen 

im Freistaat Sachsen. 
2
Auf Schulen in freier Trä-

gerschaft findet das Gesetz nur Anwendung, so-
weit dies ausdrücklich bestimmt ist.

 3
Im Übrigen 

gilt für sie das Gesetz über Schulen in freier Trä-
gerschaft. 

(1) 
1
Dieses Gesetz gilt für die Schulen in öffentli-

cher Trägerschaft im Freistaat Sachsen. 

[ i m  W e i t e r e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(1) 
1
Dieses Gesetz gilt für die Schulen in öffentli-

cher Trägerschaft im Freistaat Sachsen. 
2
Neben 

öffentlichen Schulen wirken Schulen in freier Trä-
gerschaft bei der Erfüllung der allgemeinen öffent-
lichen Bildungsaufgaben eigenverantwortlich mit 
und sind gleichermaßen Adressaten des Bil-
dungsauftrags der Verfassung des Freistaates 
Sachsen, ohne dass ein Vorrang der einen oder 
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anderen besteht. 
3
Auf Schulen in freier Träger-

schaft findet das Gesetz nur Anwendung, soweit 
dies ausdrücklich bestimmt ist.

 4
Im Übrigen gilt für 

sie das Gesetz über Schulen in freier Träger-
schaft vom 8. Juli 2015 (SächsGVBl. S. 434), das 
zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum dieses Mantelgeset-
zes] (SächsGVBl. S. [einsetzen: Seitenzahl] ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

(2) Öffentliche Schulen sind die Schulen, die in 
der Trägerschaft 

1. einer Gemeinde, eines Landkreises oder eines 
kommunalen Zweckverbandes, 

2. des Krankenhauses eines Landkreises oder 
einer Kreisfreien Stadt als medizinische Berufs-
fachschule oder 

3. des Freistaates Sachsen 

stehen. 

(2) 
1
Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind Schulen, 

die in Trägerschaft  

1. einer Gemeinde, eines Landkreises, eines kom-
munalen Zweckverbandes oder 

2. des Freistaates Sachsen 

stehen. 
2
Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind 

auch medizinische Berufsfachschulen, die einem 
Krankenhaus angegliedert sind, welches in Träger-
schaft 

1. einer kommunalen Gebietskörperschaft geführt 
wird oder 

2. von einer juristischen Person oder Personen-
gesellschaft betrieben wird, auf die eine kom-
munale Gebietskörperschaft unmittelbar oder 
mittelbar, allein oder zusammen mit anderen 
kommunalen Gebietskörperschaften beherr-
schenden Einfluss ausübt. 

3
Auf die medizinischen Berufsfachschulen finden 

die Regelungen der §§ 3b, 4a bis 8, 22, 23 Absatz 
1, §§ 23a bis 25, 26a bis 28 Absatz 1, 4 und 3 bis 
5, § 35a Absatz 3 und 4, §§ 35b, 38a, 40 Absatz 1 
Satz 1 und 2 Nummer 2 bis 4, § 41 Absatz 1 
Nummer 1 und 3 sowie §§ 45 bis 49, 54, 55 und 59 
Absatz 4 keine Anwendung. 

4
§ 28 Absatz 3 gilt für 

(2) 
1
Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind Schulen, 

die in Trägerschaft  

1. einer Gemeinde, eines Landkreises, eines kom-
munalen Zweckverbandes oder 

2. des Freistaates Sachsen 

stehen. 
2
Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind 

auch medizinische Berufsfachschulen, die einem 
Krankenhaus angegliedert sind, welches in Träger-
schaft 

1. einer kommunalen Gebietskörperschaft geführt 
wird oder 

2. von einer juristischen Person oder Personen-
gesellschaft betrieben wird, auf die eine kom-
munale Gebietskörperschaft unmittelbar oder 
mittelbar, allein oder zusammen mit anderen 
kommunalen Gebietskörperschaften beherr-
schenden Einfluss ausübt. 

3
Auf die medizinischen Berufsfachschulen finden 

die Regelungen der §§ 3b, 4a bis 8, 22, 23 Absatz 
1, §§ 23a bis 25, 26a bis 28 Absatz 1, 4 und 3 bis 
5, § 35a Absatz 3 und 4, §§ 35b, 38a, 40 Absatz 1 
Satz 1 und 2 Nummer 2 bis 4, § 41 Absatz 1 
Nummer 1 und 3 sowie §§ 45 bis 49, 54, 55 und 59 
Absatz 4 keine Anwendung. 

4
§ 28 Absatz 3 gilt für 
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Ausbildungsverhältnisse in den Gesundheitsfach-
berufen entsprechend. 

5
§ 58 Absatz 2 Satz 1 findet 

keine Anwendung, soweit er die Dienstaufsicht 
über die Schulleiter, Lehrer und das weitere Per-
sonal nach § 40 Absatz 1 Satz 1 sowie die Aufsicht 
über die Erfüllung der dem Schulträger obliegen-
den Aufgaben betrifft. 

Ausbildungsverhältnisse in den Gesundheitsfach-
berufen entsprechend. 

5
§ 58 Absatz 2 Satz 1 findet 

keine Anwendung, soweit er die Dienstaufsicht 
über die Schulleiter, Lehrer und das weitere Per-
sonal nach § 40 Absatz 1 Satz 1 sowie die Aufsicht 
über die Erfüllung der dem Schulträger obliegen-
den Aufgaben betrifft. 

(3) 
1
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten ent-

sprechend für medizinische Berufsfachschulen, 
soweit sie in ihrem Bestand in die Trägerschaft 
von Krankenhäusern übergegangen sind. 

2
Der 

Freistaat Sachsen erstattet die Kosten für Lehrer 
an Schulen nach Absatz 2 Nr. 2 nur, wenn im Ein-
zelfall eine Erstattung nach den Vorschriften des 
Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser und zur Regelung der Kranken-
hauspflegesätze (Krankenhausfinanzierungsge-
setz – KHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442, 1448), in der je-
weils geltenden Fassung, nicht vorgesehen ist 
und an der Ausbildung ein besonderes öffentli-
ches Interesse besteht. 

3
Das Staatsministerium 

für Kultus wird ermächtigt, das Nähere durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen und dem Staats-
ministerium für Soziales zu regeln, insbesondere 
je Bildungsgang 

1. die Anzahl der Ausbildungsplätze je Schulträ-
ger, für die ein besonderes öffentliches Inte-
resse besteht, 

2. die Ausbildung der Lehrer und 

3. die Anzahl der rechnerisch auf einen Lehrer 
entfallenden Ausbildungsplätze. 

(3) [ a u f g e h o b e n ]  (3) [ a u f g e h o b e n ]  
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 § 3a 

Qualitätssicherung 

§ 3a 

Qualitätssicherung 

 (1) 
1
ln Verwirklichung ihres Erziehungs- und Bil-

dungsauftrages entwickelt jede Schule ihr eigenes 
pädagogisches Konzept. 

2
Sie plant und gestaltet den 

Unterricht sowie andere schulische Veranstaltungen 
auf der Grundlage der Lehrpläne in eigener Verant-
wortung. 

3
Die pädagogischen, didaktischen und 

schulorganisatorischen Grundsätze zur Erfüllung des 
Erziehungs- und Bildungsauftrages im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Ressourcen legt die Schule 
in einem Schulprogramm fest. 

(1) 
1
ln Verwirklichung ihres Erziehungs- und Bil-

dungsauftrages entwickelt jede Schule ihr eigenes 
pädagogisches Konzept. 

2
Sie plant und gestaltet den 

Unterricht sowie andere schulische Veranstaltungen 
auf der Grundlage der Lehrpläne in eigener Verant-
wortung. 

3
Die pädagogischen, didaktischen und 

schulorganisatorischen Grundsätze zur Erfüllung des 
Erziehungs- und Bildungsauftrages im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Ressourcen legt die Schule 
in einem Schulprogramm fest. 

 (2) 
1
Die Schulen und die Schulaufsichtsbehörden 

haben die gemeinsame Aufgabe, die Qualität schuli-
scher Arbeit zu sichern und zu verbessern. 

2
Sie sind 

dazu verpflichtet, die Schulqualität regelmäßig zu 
überprüfen und an dem Ziel der Umsetzung des Er-
ziehungs- und Bildungsauftrages auszurichten. 

(2) 
1
Die Schulen und die Schulaufsichtsbehörden 

haben die gemeinsame Aufgabe, die Qualität schuli-
scher Arbeit zu sichern und zu verbessern. 

2
Sie sind 

dazu verpflichtet, die Schulqualität mittels interner und 
externer Evaluationen, Untersuchungen zu Schüler-
leistungen und weiteren Maßnahmen regelmäßig zu 
überprüfen und an dem Ziel der Umsetzung des Er-
ziehungs- und Bildungsauftrages auszurichten. 

 (3) Wesentliche Bezugspunkte zur Überprüfung der 
pädagogischen Arbeit sind das Schulprogramm der 
Schule und die Lehrpläne, die Bildungsstandards 
sowie die weiteren Vorgaben der obersten Schulauf-
sichtsbehörde zur Schulqualität. 

(3) Wesentliche Bezugspunkte zur Überprüfung der 
pädagogischen Arbeit sind das Schulprogramm der 
Schule, die Lehrpläne und die ländergemeinsamen 
Bildungsstandards sowie die weiteren Vorgaben der 
obersten Schulaufsichtsbehörde zur Schulqualität. 

 (4) Die Schule informiert die Öffentlichkeit über das 
Schulprogramm und die pädagogische Arbeit an der 
Schule im Schulporträt. 

(4) Die Schule informiert die Öffentlichkeit über das 
Schulprogramm und die pädagogische Arbeit an der 
Schule. 

 (5) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann externe 

Evaluationen und Untersuchungen zu Schülerleistun-
(5) 

1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann externe 

Evaluationen und Untersuchungen zu Schülerleistun-
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gen anordnen sowie die Auswahl der teilnehmenden 
Schulen auf die Schulaufsichtsbehörde übertragen. 
2
Die Schulaufsichtsbehörde bestimmt die teilnehmen-

den Schulen. 

gen anordnen sowie die Auswahl der teilnehmenden 
Schulen auf die Schulaufsichtsbehörde übertragen. 

   

 § 3b 

Eigenverantwortung 

§ 3b 

Eigenverantwortung 

 (1) 
1
Der Schulträger soll dem Schulleiter die zur De-

ckung des laufenden Lehr- und Lernmittelbedarfs 
erforderlichen Mittel zur selbstständigen Bewirtschaf-
tung überlassen. 

2
Im Einvernehmen mit dem Schullei-

ter kann er diesem nach Maßgabe der für den Schul-
träger jeweils geltenden haushalts- und kassenrecht-
lichen Bestimmungen weitergehende Befugnisse zur 
Mittelbewirtschaftung einräumen. 

3
Der Schulträger 

kann den Schulleiter ermächtigen, im Rahmen der 
von diesem zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel 
Rechtsgeschäfte mit Wirkung für den Schulträger 
abzuschließen und für ihn Verpflichtungen einzuge-
hen. 

(1) 
1
Der Schulträger soll dem Schulleiter die zur De-

ckung des laufenden Lehr- und Lernmittelbedarfs 
erforderlichen Mittel zur selbstständigen Bewirtschaf-
tung überlassen. 

2
Im Einvernehmen mit dem Schullei-

ter kann er diesem nach Maßgabe der für den Schul-
träger jeweils geltenden haushalts- und kassenrecht-
lichen Bestimmungen weitergehende Befugnisse zur 
Mittelbewirtschaftung einräumen. 

3
Der Schulträger 

kann den Schulleiter ermächtigen, im Rahmen der 
von diesem zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel 
Rechtsgeschäfte mit Wirkung für den Schulträger 
abzuschließen und für ihn Verpflichtungen einzuge-
hen. 

 (2) 
1
Der Freistaat Sachsen kann den Schulträgern 

gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Haushaltsmit-
tel aus dem Staatshaushalt als pauschalisierte 
zweckgebundene Zuweisungen gewähren. 

2
Absatz 1 

gilt entsprechend. 
3
Die oberste Schulaufsichtsbehör-

de wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen zu erlassen, insbesonde-
re über 

1. die Zweckbestimmung, 

2. die Berechnung der Zuweisungen, 

(2) 
1
Der Freistaat Sachsen kann den Schulträgern 

gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Haushaltsmit-
tel aus dem Staatshaushalt als pauschalisierte 
zweckgebundene Zuweisungen gewähren. 

2
Absatz 1 

gilt entsprechend. 
3
Die oberste Schulaufsichtsbehör-

de wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen zu erlassen, insbesonde-
re über 

1. die Zweckbestimmung, 

2. die Berechnung der Zuweisungen, 
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3. das Verfahren, 

4. die Auszahlung der Mittel; dabei können Ab-
schlagszahlungen und Auszahlungstermine gere-
gelt werden, und 

5. die Erbringung und Prüfung des Nachweises der 
zweckentsprechenden Verwendung der Zuwei-
sungen; dabei können geregelt werden: 

a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 

b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zuwei-
sungen bei nicht fristgerechter Vorlage, 

c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur 
Aufbewahrung von Unterlagen und Dateien, 

d) die Beschränkung des Nachweises auf eine 
schriftliche Versicherung des Zuweisungs-
empfängers, dass die Mittel zweckentspre-
chend eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende 
Verwendung nicht nachgewiesen wird, die 
Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit wei-
teren Zuweisungen. 

3. das Verfahren, 

4. die Auszahlung und den Verwendungszeitraum 
der Mittel; dabei können Abschlagszahlungen und 
Auszahlungstermine geregelt werden, und 

5. die Erbringung und Prüfung des Nachweises der 
zweckentsprechenden Verwendung der Zuwei-
sungen; dabei können geregelt werden: 

a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 

b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zu-
weisungen bei nicht fristgerechter Vorlage, 

c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur 
Aufbewahrung von Unterlagen und Dateien, 

d) die Beschränkung des Nachweises auf eine 
schriftliche Versicherung des Zuweisungs-
empfängers, dass die Mittel zweckentspre-
chend eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende 
Verwendung nicht nachgewiesen wird, die 
Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit wei-
teren Zuweisungen. 

 (3) 
1
Schulträger sollen zur Erleichterung der Mittelbe-

wirtschaftung für die Schulen Schulkonten nach den 
jeweils geltenden haushalts- und kassenrechtlichen 
Regelungen einrichten. 

2
Die Schulen können diese 

Konten auch für sonstigen Zahlungsverkehr in schuli-
schen Angelegenheiten nutzen. 

(3) 
1
Die Schule darf im Namen des Freistaates Sach-

sen ein Schulkonto für Zahlungsverkehr in schuli-
schen Angelegenheiten einrichten und führen. 

2
Mit 

der Kontoführung kann der Schulleiter auch das im 
Dienst des Schulträgers stehende Verwaltungsperso-
nal beauftragen.

 

 (4) Die Schulaufsichtsbehörde kann den Schulen 
nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorschriften 
im Staatshaushalt veranschlagte Mittel zur eigenver-
antwortlichen Bewirtschaftung übertragen. 

(4) Die Schulaufsichtsbehörde kann den Schulen 
nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorschriften 
im Staatshaushalt veranschlagte Mittel zur eigenver-
antwortlichen Bewirtschaftung übertragen.  
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 (5) 
1
Die Beruflichen Schulzentren können sich zu 

regionalen Kompetenzzentren weiter entwickeln und 
im Einvernehmen mit dem Schulträger über die schu-
lischen Bildungsgänge hinaus Aufgaben der Ausbil-
dung, Umschulung, Fortbildung und Weiterbildung 
(erweiterte Bildungsangebote) wahrnehmen. 

2
§ 38 

Absatz 1 findet auf die erweiterten Bildungsangebote 
keine Anwendung. 

3
Auch im Zusammenhang mit den 

erweiterten Bildungsangeboten vertritt der Schulleiter 
die Schule nach außen. 

(5) 
1
Die Beruflichen Schulzentren können sich zu 

regionalen Kompetenzzentren weiter entwickeln und 
im Einvernehmen mit dem Schulträger über die schu-
lischen Bildungsgänge hinaus Aufgaben der Ausbil-
dung, Umschulung, Fortbildung und Weiterbildung 
(erweiterte Bildungsangebote) wahrnehmen. 

2
§ 38 

Absatz 1 findet auf die erweiterten Bildungsangebote 
keine Anwendung. 

3
Auch im Zusammenhang mit den 

erweiterten Bildungsangeboten vertritt der Schulleiter 
die Schule nach außen. 

 (6) Die Schulaufsichtsbehörde kann den Schulen auf 
Antrag des Schulleiters und nach einem Beschluss 
der Schulkonferenz in einem pauschalisierten Verfah-
ren Lehrerarbeitsvermögen zur Verfügung stellen. 

(6) 
1
Die Schulaufsichtsbehörde soll den Schulen auf 

Antrag des Schulleiters und nach einem Beschluss 
der Schulkonferenz in einem pauschalisierten Verfah-
ren Lehrerarbeitsvermögen zur Verfügung stellen. 
2
Den Schulen, die an dem Verfahren nach Satz 1 

teilnehmen, können zusätzliche Haushaltsmittel für 
unterrichtsergänzend und unterrichtsunterstützende 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden. 

3
Absatz 

4 gilt entsprechend. 

   

2. Abschnitt 

Gliederung des Schulwesens 

2. Abschnitt 

Gliederung des Schulwesens 

2. Abschnitt 

Gliederung des Schulwesens 

§ 4 

Schularten und Schulstufen 

§ 4 

Schularten und Schulstufen 

§ 4 

Schularten und Schulstufen 

(1) Das Schulwesen gliedert sich in folgende 
Schularten: 

1. Allgemein bildende Schulen 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

1. Allgemeinbildende Schulen 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

1. Allgemeinbildende Schulen 

a) die Grundschule, a) [ u n v e r ä n d e r t ]  a) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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b) die allgemein bildende Förderschule, 

c) die Mittelschule, 

d) das Gymnasium; 

b) die Förderschule, 

c) die Oberschule, 

d) [ u n v e r ä n d e r t ]  

b) die Förderschule, 

c) die Oberschule, 

d) [ u n v e r ä n d e r t ]  

2. Berufsbildende Schulen 2 .   [ u n v e r ä n d e r t ]  2 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

a) die Berufsschule, 

b) die Berufsfachschule, 

c) die Fachschule, 

d) die Fachoberschule, 

e) das Berufliche Gymnasium sowie die ent-
sprechenden berufsbildenden Förderschulen; 

a )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

b )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

c )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

d )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

e )  das Berufliche Gymnasium; 

a )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

b )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

c )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

d )  [ u n v e r ä n d e r t ]  

e )  das Berufliche Gymnasium; 

3.  Schulen des zweiten Bildungsweges 3. Schulen des zweiten Bildungsweges 3. Schulen des zweiten Bildungsweges 

a) die Abendmittelschule und das Abendgymna-
sium, 

b) das Kolleg. 

a) die Abendoberschule und das Abendgymna-
sium, 

b) [ u n v e r ä n d e r t ]  

a) die Abendoberschule und das Abendgymna-
sium, 

b) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Schulstufen sind: (2) Schulstufen sind: (2) Schulstufen sind: 

1. die Primarstufe, sie umfasst die Klassenstu-
fen 1 bis 4; 

2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassen-
stufen 5 bis 10 der allgemein bildenden Schu-
len sowie die Abendmittelschule;  

3. die Sekundarstufe II; sie umfasst die Jahr-
gangsstufen 11 und 12 der allgemein bilden-
den Schulen sowie die berufsbildenden Schu-
len, das Abendgymnasium und das Kolleg. 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassen-
stufen 5 bis 10 der allgemeinbildenden Schu-
len sowie die Abendoberschule; 

3. die Sekundarstufe II; sie umfasst die Jahr-
gangsstufen 11 und 12 der allgemeinbilden-
den Schulen sowie die berufsbildenden Schu-
len, das Abendgymnasium und das Kolleg. 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassen-
stufen 5 bis 10 der allgemeinbildenden Schu-
len sowie die Abendoberschule; 

3. die Sekundarstufe II; sie umfasst die Jahr-
gangsstufen 11 und 12 der allgemeinbildenden 
Schulen sowie die berufsbildenden Schulen, 
das Abendgymnasium und das Kolleg. 

(3) 
1
An der Mittelschule und am Gymnasium ha- (3) 

1
An der Oberschule und am Gymnasium ha- (3) 

1
An der Oberschule und am Gymnasium ha-
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ben die Klassenstufen 5 und 6 orientierende 
Funktion. 

2
Die nach der Grundschule getroffene 

Entscheidung für die Schullaufbahn kann korri-
giert werden. 

ben die Klassenstufen 5 und 6 orientierende 
Funktion. 

2
Die nach der Grundschule getroffene 

Entscheidung für die Schullaufbahn kann durch 
eine neue Entscheidung ersetzt werden. 

ben die Klassenstufen 5 und 6 orientierende 
Funktion. 

2
Die nach der Grundschule getroffene 

Entscheidung für die Schullaufbahn kann durch 
eine neue Entscheidung ersetzt werden. 

   

§ 4a 

Mindestschülerzahl, Klassenobergrenze, 

Zügigkeit, Schulweg 

§ 4a 

Mindestschülerzahl, Klassenobergrenze, 

Zügigkeit 

§ 4a 

Mindestschülerzahl, Klassenobergrenze, 

Zügigkeit 

(1) Die Mindestschülerzahlen an allgemein bil-
denden Schulen betragen: 

(1) 
1
Die Mindestschülerzahl an Grundschulen, 

Oberschulen, Gymnasien und berufsbildenden 
Schulen beträgt: 

(1) 
1
Die Mindestschülerzahl an Grundschulen, 

Oberschulen, Gymnasien und berufsbildenden 
Schulen beträgt: 

1. an Grundschulen für die erste einzurichtende 
Klasse je Klassenstufe 15 Schüler und für je-
de weitere einzurichtende Klasse 14 Schüler, 

2. an Mittelschulen für die ersten beiden einzu-
richtenden Klassen je Klassenstufe 20 Schü-
ler und für jede weitere einzurichtende Klasse 
19 Schüler, 

3. an Gymnasien 20 Schüler je Klasse. 

 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

2. an Oberschulen 20 Schüler je Klasse, 

 

 

3 .  [ u n v e r ä n d e r t ] ,  

4. an Berufsschulen, Berufsfachschulen, Fach-
schulen und Fachoberschulen jeweils 16 
Schüler je Klasse, 

5. an Beruflichen Gymnasien 20 Schüler je 
Klasse in der Jahrgangsstufe 11 und 

6. 750 Schüler insgesamt je Beruflichem Schul-
zentrum. 

2
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung Mindestschülerzah-
len für Förderschulen und Schulen des zweiten 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

2. an Oberschulen 20 Schüler je Klasse, 

 

 

3 .  [ u n v e r ä n d e r t ] ,  

4. an Berufsschulen, Berufsfachschulen, Fach-
schulen und Fachoberschulen jeweils 16 
Schüler je Klasse, 

5. an Beruflichen Gymnasien 20 Schüler je 
Klasse in der Klassenstufe 11 und 

6. 550 Schüler insgesamt je Beruflichem 
Schulzentrum. 

2
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung Mindestschülerzah-
len für Förderschulen und Schulen des zweiten 
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Bildungsweges sowie von Satz 1 Nummer 4 ab-
weichende Mindestschülerzahlen an Berufsschu-
len für besondere Klassen, in denen ausschließ-
lich Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf unterrichtet werden, festzulegen. 

Bildungsweges sowie von Satz 1 Nummer 4 ab-
weichende Mindestschülerzahlen an Berufsschu-
len für besondere Klassen, in denen ausschließ-
lich Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf unterrichtet werden, festzulegen. 

(2) 
1
In allen Schularten werden je Klasse nicht 

mehr als 28 Schüler unterrichtet. 
2
Überschreitungen dieser Klassenobergrenze be-

dürfen der Beschlussfassung durch die Schulkon-
ferenz. 

(2) 
1
In allen Schularten werden je Klasse nicht 

mehr als 28 Schüler unterrichtet. 
2
Überschreitungen dieser Klassenobergrenze be-

dürfen der Beschlussfassung durch die Schulkon-
ferenz. 

3
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung für bestimm-
te Schularten und Förderschultypen in einzelnen 
Unterrichtsfächern oder Organisationsformen so-
wie für die inklusive Unterrichtung geringere Klas-
senobergrenzen festzulegen. 

4
Bei einer Unterrich-

tung in Gruppen und Kursen gelten die Sätze 1 
bis 3 entsprechend. 

(2) 
1
In allen Schularten werden je Klasse nicht 

mehr als 28 Schüler unterrichtet. 
2
Überschreitungen dieser Klassenobergrenze be-

dürfen der Beschlussfassung durch die Schulkon-
ferenz. 

3
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung für bestimm-
te Schularten und Förderschultypen in einzelnen 
Unterrichtsfächern oder Organisationsformen so-
wie für die inklusive Unterrichtung geringere Klas-
senobergrenzen festzulegen. 

4
Bei einer Unterrich-

tung in Gruppen und Kursen gelten die Sätze 1 
bis 3 entsprechend. 

(3) Mittelschulen werden mindestens zweizügig, 
Gymnasien mindestens dreizügig geführt. 

(3) Oberschulen werden mindestens zweizügig, 
Gymnasien mindestens dreizügig geführt. 

(3) Oberschulen werden mindestens zweizügig, 
Gymnasien mindestens dreizügig geführt. 

 (4) 
1
Die Anzahl der schuljährlich zu bildenden 

Klassen, Gruppen und Kurse je Klassen- oder 
Jahrgangsstufe und Schule wird durch die Schul-
aufsichtsbehörde festgelegt. 

2
Ein Anspruch auf 

Aufnahme in eine bestimmte Schule besteht nicht, 
solange bei Erschöpfung der Aufnahmekapazität 
der Besuch einer anderen Schule derselben 
Schulart möglich und dem Schüler zumutbar ist. 
3
Satz 1 gilt nicht für Schulen, denen die Schulauf-

sichtsbehörde in einem pauschalisierten Verfah-
ren gemäß § 3b Absatz 6 Lehrerarbeitsvermögen 
zur Verfügung stellt. 

(4) 
1
Die Anzahl der schuljährlich zu bildenden Klas-

sen, Gruppen und Kurse je Klassen- oder Jahr-
gangsstufe und Schule wird nach Anhörung des 
Schulträgers durch die Schulaufsichtsbehörde fest-
gelegt. 

2
Ein Anspruch auf Aufnahme in eine be-

stimmte Schule besteht nicht, solange bei Erschöp-
fung der Aufnahmekapazität der Besuch einer an-
deren Schule derselben Schulart möglich und dem 
Schüler zumutbar ist. 

3
Satz 1 gilt nicht für Schulen, 

denen die Schulaufsichtsbehörde in einem pau-
schalisierten Verfahren gemäß § 3b Absatz 6 Leh-
rerarbeitsvermögen zur Verfügung stellt. 

4
Einmal 

gebildete Klassen, Kurse und Gruppen sollen bis 
zum Abschluss des Bildungsgangs beibehalten 
werden, soweit sie bereits 
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1. im Hauptschulbildungsgang der Oberschule 
in der Klassenstufe 8, 

2. im Realschulbildungsgang der Oberschule in 
der Klassenstufe 9 und 

3. im Gymnasium in der Jahrgangsstufe 11 

bestanden. 

5
Satz 4 gilt nicht, wenn die Schülerzahl in der Klas-

se, dem Kurs oder der Gruppe die ansonsten je-
weils vorgegebene Mindestschülerzahl um mehr 
als zwei unterschreitet. 

(4) 
1
In begründeten Ausnahmefällen sind Abwei-

chungen von den Absätzen 1 und 3 zulässig. 
2
Dies gilt insbesondere 

(5) 
1
In begründeten Ausnahmefällen sind Abwei-

chungen von den Absätzen 1 und 3 zulässig. 
2
Dies gilt insbesondere 

(5) 
1
In begründeten Ausnahmefällen sind Abwei-

chungen von den Absätzen 1, 3 und 4 Satz 5 zuläs-
sig. 

2
Dies gilt insbesondere 

1.  aus landes- und regionalplanerischen Grün-
den, 

2.  bei überregionaler Bedeutung der Schule, 

3.  aus besonderen pädagogischen Gründen, 

4.  zum Schutz und zur Wahrung der Rechte des 
sorbischen Volkes gemäß Artikel 6 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen oder ge-
mäß Artikel 8 Buchst. b, c und d der Europäi-
schen Charta der Regional- oder Minderhei-
tensprachen, 

5.  aus baulichen Besonderheiten des Schulge-
bäudes oder 

6.  bei unzumutbaren Schulwegbedingungen 
oder Schulwegentfernungen. 

1. aus landes- und regionalplanerischen Grün-
den, 

2. bei überregionaler Bedeutung der Schule, 

3. aus besonderen pädagogischen Gründen, 

4. zum Schutz und zur Wahrung der Rechte des 
sorbischen Volkes gemäß Artikel 6 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen oder ge-
mäß Artikel 8 Buchstabe b, c und d der Euro-
päischen Charta der Regional- oder Minder-
heitensprachen, 

5. aus baulichen Besonderheiten des Schulge-
bäudes oder 

6. bei unzumutbaren Schulwegbedingungen o-
der Schulwegentfernungen. 

1. aus landes- und regionalplanerischen Gründen, 

2. bei überregionaler Bedeutung der Schule oder 
des Ausbildungsberufes, 

3. aus besonderen pädagogischen Gründen, 

4. zum Schutz und zur Wahrung der Rechte des 
sorbischen Volkes gemäß Artikel 6 der Verfas-
sung des Freistaates Sachsen oder gemäß Ar-
tikel 8 Buchstabe b, c und d der Europäischen 
Charta der Regional- oder Minderheitenspra-
chen, 

5. aus baulichen Besonderheiten des Schulge-
bäudes oder 

6. bei unzumutbaren Schulwegbedingungen oder 
Schulwegentfernungen. 
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 § 4b 

Schulstandorte im ländlichen Raum 

§ 4b 

Schulstandorte im ländlichen Raum 

 (1) Abweichend von § 4a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
können im ländlichen Raum außerhalb von Mittel- und 
Oberzentren bestehende Grundschulen fortgeführt 
werden: 

1. mit einer Gesamtschülerzahl von mindestens 60 
Schülern, wobei jede Klassenstufe mindestens 
zwölf Schüler aufweisen muss, oder 

2. als Grundschulstandorte mit jahrgangsübergrei-
fendem Unterricht gemäß § 5 Absatz 2 Satz 3; 
die Mindestschülerzahl beträgt 15 Schüler für je-
de jahrgangsübergreifende Klasse. 

(1) Abweichend von § 4a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
können im ländlichen Raum außerhalb von Mittel- und 
Oberzentren bestehende Grundschulen fortgeführt 
werden: 

1. mit einer Gesamtschülerzahl von mindestens 60 
Schülern, wobei jede Klassenstufe mindestens 
zwölf Schüler aufweisen muss, oder 

2. als Grundschulstandorte mit jahrgangsübergrei-
fendem Unterricht gemäß § 5 Absatz 2 Satz 3; 
die Mindestschülerzahl beträgt 15 Schüler für je-
de jahrgangsübergreifende Klasse. 

 (2) Abweichend von § 4a Absatz 3 können im ländli-
chen Raum außerhalb von Mittel- und Oberzentren 
bestehende Oberschulen einzügig fortgeführt werden. 
In diesem Fall beträgt abweichend von § 4a Absatz 1 
Nummer 2 die Mindestschülerzahl 25 Schüler für die 
Klassenstufe 5. 

(2) Abweichend von § 4a Absatz 3 können im ländli-
chen Raum außerhalb von Oberzentren bestehende 
Oberschulen einzügig fortgeführt werden. 

  (3) Abweichend von § 4a Absatz 3 kann an Gymnasi-
en im ländlichen Raum außerhalb von Mittel- und 
Oberzentren die Eingangsklassenstufe zweizügig 
eingerichtet und in den nachfolgenden Klassen- und 
Jahrgangsstufen fortgeführt werden. Von einem Ab-
weichen im Sinne des Satzes 1 soll nicht in zwei auf-
einanderfolgenden Schuljahren Gebrauch gemacht 
werden. 

 (3) Die Einführung und Beendigung von jahrgangs-
übergreifendem Unterricht gemäß Absatz 1 Nummer 
2, die Fortführung als einzügige Oberschule gemäß 
Absatz 2 und die Rückkehr zur mindestens zweizügi-
gen Oberschule bedürfen jeweils eines Beschlusses 

(4) Die Einführung und Beendigung von jahrgangs-
übergreifendem Unterricht gemäß Absatz 1 Nummer 
2, die Fortführung als einzügige Oberschule gemäß 
Absatz 2 sowie die Rückkehr zur mindestens zweizü-
gigen Oberschule und die befristete Fortführung als 
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des Schulträgers und der Schulkonferenz der Schule 
sowie der Zustimmung der obersten Schulaufsichts-
behörde. 

zweizügiges Gymnasium gemäß Absatz 3 bedürfen 
jeweils eines Beschlusses des Schulträgers und der 
Schulkonferenz der Schule sowie der Zustimmung 
der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

 (4) § 4a Absatz 5 gilt entsprechend. (5) § 4a Absatz 5 gilt entsprechend. 

   

 § 4c 

Sonderpädagogischer Förderbedarf 

§ 4c 

Sonderpädagogischer Förderbedarf 

 (1) 
1
Lassen Anhaltspunkte vermuten, dass ein 

Schüler wegen der Beeinträchtigung einer oder 
mehrerer physischer oder psychischer Funktionen 
über einen längeren Zeitraum einer sonderpädago-
gischen Förderung bedarf, leitet die Schulauf-
sichtsbehörde auf Antrag einer Grundschule im 
Rahmen des Aufnahmeverfahrens, auf Antrag der 
Schule, die der Schüler besucht, oder auf Antrag 
der Eltern ein Verfahren zur Feststellung des son-
derpädagogischen Förderbedarfs ein. 

2
Auf Verlan-

gen der Schule oder der Schulaufsichtsbehörde 
haben sich Kinder und Jugendliche an einer päda-
gogisch-psychologischen Prüfung zu beteiligen und 
amtsärztlich untersuchen zu lassen. 

3
In das Fest-

stellungsverfahren für die Förderschwerpunkte Ler-
nen sowie emotionale und soziale Entwicklung ge-
mäß § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 und 7 soll die 
Entwicklung des Schülers in der Klassenstufe 1 der 
Grundschule einbezogen werden. 

4
Für diese För-

derschwerpunkte ist die Feststellung spätestens 
nach jeweils zwei Schuljahren zu überprüfen. 

(1) Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- 
oder Lernmöglichkeiten derart beeinträchtigt sind, 
dass bei ihnen Anhaltspunkte für einen sonderpä-
dagogischen Förderbedarf vorliegen, haben nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 6 Anspruch auf sonder-
pädagogische Förderung. 

 (2) 
1
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf können in allen Schularten gemeinsam mit 
Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 

(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf kann in 
folgenden Förderschwerpunkten bestehen:  
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inklusiv unterrichtet werden, wenn dies unter Be-
rücksichtigung der organisatorischen, personellen 
und sächlichen Voraussetzungen dem individuellen 
Förderbedarf des Schülers entspricht und soweit 
die angemessene Förderung anderer Schüler nicht 
erheblich beeinträchtigt wird.

 2
Schüler mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf können nach Maß-
gabe der Schul- und Prüfungsordnungen auch 
dann an Schulen gemäß den §§ 6 und 14 Absatz 1 
beschult werden, wenn sie andere als deren Ab-
schlüsse anstreben. 

1. Sehen, 

2. Hören, 

3. geistige Entwicklung, 

4. körperliche und motorische Entwicklung, 

5. Lernen, 

6. Sprache sowie  

7. emotionale und soziale Entwicklung. 

 (3) 
1
Die Schulaufsichtsbehörde berät die Eltern oder 

den volljährigen Schüler, in welcher Schulart und in 
welcher Schule dem individuellen sonderpädagogi-
schen Förderbedarf des Schülers entsprochen wer-
den kann. 

2
Über die Aufnahme des Schülers ent-

scheidet der Schulleiter. 

(3) 
1
Auf Antrag einer Grundschule im Rahmen des 

Aufnahmeverfahrens, auf Antrag der Schule, die der 
Schüler besucht, oder auf Antrag der Eltern leitet 
die Schulaufsichtsbehörde ein Verfahren zur Fest-
stellung von sonderpädagogischem Förderbedarf 
ein. 

2
Auf Verlangen der Schule oder der Schulauf-

sichtsbehörde haben sich Kinder und Jugendliche 
an einer pädagogisch-psychologischen Prüfung zu 
beteiligen und amtsärztlich untersuchen zu lassen. 
3
In das Feststellungsverfahren werden die bisheri-

gen pädagogischen, therapeutischen und sonstigen 
Fördermaßnahmen einbezogen. 

4
An Grundschulen 

soll ein Feststellungsverfahren für die Förder-
schwerpunkte Lernen sowie emotionale und soziale 
Entwicklung grundsätzlich frühestens im Verlauf der 
zweiten Klasse eingeleitet werden. 

5
Zur personellen 

Unterstützung in der Schuleingangsphase sollen 
öffentliche und freie Träger von Grundschulen pau-
schalisierte zweckgebundene Zuweisungen erhal-
ten. 

6
Die Feststellung des sonderpädagogischen 

Förderbedarfs nach Satz 4 soll spätestens nach 
jeweils zwei Schuljahren überprüft werden. 

 (4) Sonderpädagogischer Förderbedarf kann in 
folgenden Förderschwerpunkten bestehen:  

(4) 
1
Den Anspruch auf sonderpädagogische Förde-

rung erfüllen  

1. die Grund- und Oberschulen, die Gymnasien 
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1. Sehen, 

2. Hören, 

3. geistige Entwicklung, 

4. körperliche und motorische Entwicklung, 

5. Lernen, 

6. Sprache sowie 

7. emotionale und soziale Entwicklung. 

und die berufsbildenden Schulen nach Maß-
gabe der Absätze 5 bis 10 sowie 

2. die Förderschulen nach Maßgabe der Absätze 
6 bis 9 und des § 13. 

2
Die Grund- und Oberschulen, die Gymnasien und die 

berufsbildenden Schulen sowie die Förderschulen 
arbeiten in der Umsetzung der sonderpädagogischen 
Förderung, insbesondere beim gemeinsamen Lernen 
von Schülern mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf, in Kooperationsverbünden gemäß Ab-
satz 7 zusammen. 

  (5) 
1
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

werden auf Wunsch der Eltern, volljährige Schüler auf 
eigenen Wunsch, in allen Schularten gemeinsam mit 
Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 
inklusiv unterrichtet, soweit  

1. dies unter Berücksichtigung der organisatori-
schen, personellen und sächlichen Vorausset-
zungen dem individuellen Förderbedarf des Schü-
lers entspricht, 

2. die Funktionsfähigkeit des Unterrichts nicht er-
heblich beeinträchtigt wird und  

3. keine akute Selbst- oder Fremdgefährdung fest-
gestellt wird. 

2
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

können nach Maßgabe der Schul- und Prüfungsord-
nungen auch dann an Schulen gemäß den §§ 6 und 
14 Absatz 1 beschult werden, wenn sie andere als 
deren Abschlüsse anstreben (lernzieldifferente Be-
schulung). 

3
Bei inklusiver Unterrichtung soll unter 

Berücksichtigung der Spezifika der einzelnen Förder-
schwerpunkte hinsichtlich der Schüler mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf 

1. eine ausgewogene Klassenbildung erfolgen und 
2. durch die Schulaufsichtsbehörde zusätzliches 
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Lehrerarbeitsvermögen unterstützend zur Verfü-
gung gestellt werden. 

  (6) 
1
Die Schulaufsichtsbehörde berät die Eltern oder 

den volljährigen Schüler, in welcher Schulart und in 
welcher Schule dem individuellen sonderpädagogi-
schen Förderbedarf des Schülers entsprochen wer-
den kann. 

2
Über die Aufnahme des Schülers an eine 

bestimmte Schule entscheidet der Schulleiter. 
3
Dabei 

berücksichtigt er bei einer inklusiven Unterrichtung die 
Abstimmungen im Kooperationsverbund nach Ab-
satz 7. 

  (7) 
1
Allgemeinbildende und berufsbildende Schulen 

bilden zur Sicherung und Ausgestaltung der sonder-
pädagogischen Förderung und des inklusiven Unter-
richts nach Absatz 5 Kooperationsverbünde. 

2
Jede 

öffentliche Schule gehört mindestens einem Koopera-
tionsverbund an. 

3
Schulen in freier Trägerschaft kön-

nen sich an einem Kooperationsverbund beteiligen. 
4
Die Kooperationsverbünde sollen so gebildet wer-

den, dass sie die Möglichkeit einer inklusiven Unter-
richtung in allen Förderschwerpunkten nach Absatz 2 
mit zumutbaren Schulwegen vorhalten. 
5
Förderschulen können als Förderzentren nach § 13 

Absatz 2 Satz 4 auch außerhalb des Gebietes liegen 
und mit mehreren Kooperationsverbünden zusam-
menarbeiten. 

6
Die Kooperationsverbünde erfüllen ihre 

Aufgaben, indem sie die Qualität der sonderpädago-
gischen Förderung und des inklusiven Unterrichts 
durch Koordination und gegebenenfalls gemeinsame 
Nutzung ihrer personellen und sächlichen Ressour-
cen sicherstellen. 

  (8) Die Kooperationsverbünde und die in einem Ko-
operationsverbund jeweils mitwirkenden Schulen 
werden durch den Träger der Schulnetzplanung im 
Schulnetzplan ausgewiesen. Soweit der Träger der 
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Schulnetzplanung nicht selbst Schulträger der mitwir-
kenden Schulen ist, bedarf die Ausweisung dieser 
Schulen des Einvernehmens des jeweiligen Schulträ-
gers. 

  (9) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung insbesondere zu regeln: 

1. die zeitlichen und verfahrensrechtlichen Vorga-
ben zum Feststellungsverfahren;  

2. das Nähere, um die Schulen bei inklusiver Un-
terrichtung durch zusätzliches Lehrerarbeits-
vermögen zu unterstützen; 

3. das Nähere für die Erteilung von Prüfungs-
zeugnissen und die damit verbundenen Berech-
tigungen in Fällen von Absatz 5 Satz 2; 

4. hinsichtlich der Kooperationsverbünde 

a. das Verfahren zur Bildung der Kooperati-
onsverbünde, einschließlich der Bestim-
mung von Fristen und Terminen, 

b. die Anzahl der Kooperationsverbünde, de-
ren Verteilung auf die Landkreise und 
Kreisfreien Städte und die Festlegung von 
Einzugsbereichen, 

c. das Nähere zu den Zielen und Aufgaben 
der Kooperationsverbünde, 

d. die Anzahl der Schulen innerhalb der Ko-
operationsverbünde, Art und Umfang der 
Zusammenarbeit dieser Schulen innerhalb 
des Kooperationsverbundes und mit au-
ßerschulischen Partnern,  

e. die Mindestvoraussetzungen für die perso-
nelle und sächliche Ausstattung sowie das 
Verfahren zur Zuweisung von zusätzlichen 
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Ressourcen. 

  (10) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen, nähere Bestimmungen zu den Zuweisun-
gen nach Absatz 3 Satz 5 zu erlassen, insbesondere 
über 

1. die Zweckbestimmung; 

2. die Berechnung der Zuweisungen; 

3. das Verfahren; 

4. die Auszahlung der Mittel, dabei können Ab-
schlagszahlungen und Auszahlungstermine ge-
regelt werden, und 

5. die Erbringung und Prüfung des Nachweises 
der zweckentsprechenden Verwendung der 
Zuweisungen, dabei können geregelt werden: 

a. Fristen für die Vorlage des Nachweises, 

b. ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zu-
weisungen bei nicht fristgerechter Vorlage, 

c. Pflichten des Zuweisungsempfängers zur 
Aufbewahrung von Unterlagen und Dateien, 

d. die Beschränkung des Nachweises auf eine 
schriftliche Versicherung des Zuweisungs-
empfängers, dass die Mittel zweckentspre-
chend eingesetzt wurden, und 

e. für den Fall, dass die zweckentsprechende 
Verwendung nicht nachgewiesen wird, die 
Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit 
weiteren Zuweisungen. 
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§ 5 

Grundschule 

§ 5 

Grundschule 

§ 5 

Grundschule 

(1) 
1
Die Grundschule hat die Aufgabe, alle Schü-

ler in einem gemeinsamen Bildungsgang ausge-
hend von den individuellen Lern- und Entwick-
lungsvoraussetzungen unter Einbeziehung von 
Elementen des spielerischen und kreativen Ler-
nens zu weiterführenden Bildungsgängen zu füh-
ren. 

2
Damit schafft sie die Voraussetzungen für 

die Entwicklung sicherer Grundlagen für selbst-
ständiges Denken, Lernen und Arbeiten und die 
Beherrschung des Lesens, Schreibens und Rech-
nens (Kulturtechniken). 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) 
1
Die Grundschule hat die Aufgabe, alle Schüler 

in einem gemeinsamen Bildungsgang ausgehend 
von den individuellen Lern- und Entwicklungsvo-
raussetzungen unter Einbeziehung von Elementen 
des spielerischen und kreativen Lernens zu weiter-
führenden Bildungsgängen zu führen. 

2
Damit 

schafft sie die Voraussetzungen für die Entwick-
lung sicherer Grundlagen für selbstständiges Den-
ken, Lernen und Arbeiten und die Beherrschung 
des Lesens, Schreibens und Rechnens (Kultur-
techniken). 

3
Sie setzt dabei auch die in den Kin-

dertageseinrichtungen in Umsetzung des Sächsi-
schen Bildungsplans eingeleiteten Bildungs- und 
Erziehungsprozesse fort. 

(2) 
1
Die Grundschule umfasst die Klassenstufen 1 

bis 4. 
2
Der Unterricht wird in der Regel getrennt 

nach Klassenstufen erteilt. 
3
Jahrgangsübergreifender Unterricht ist nur zuläs-

sig, wenn ein entsprechendes pädagogisches 
Konzept und entsprechend qualifiziertes Lehrper-
sonal vorhanden sind. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Spätestens ab der Klassenstufe 3 wird eine 
Fremdsprache unterrichtet. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) Zur Erleichterung der Schuleingangsphase ar-
beitet die Grundschule mindestens mit den Kin-
dergärten und Horten ihres Schulbezirkes zu-
sammen. 

(4) Während der Schuleingangsphase arbeiten die 
Grundschulen mit den Kindergärten und Horten Kin-
dertageseinrichtungen zumindest ihres Schulbezirks 
sowie mit Förderschulen zusammen.  

(4) Die Grundschulen arbeiten mit Kindergärten zu-
mindest ihres Schulbezirks sowie mit Horten und För-
derschulen zusammen.  

(5) Grundschule, Hort und Kindergarten sind ver- (5) 
1
Die Träger von Grundschulen sind verpflichtet, (5) 

1
Die Träger von Grundschulen sind verpflichtet, 
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pflichtet, sich gegenseitig bei der Förderung ins-
besondere der kognitiven, sprachlichen und moto-
rischen Entwicklung der Kinder zu unterstützen. 

eine ganzheitliche Betreuung der Schüler zu gewähr-
leisten. 

21
Kindergarten, Kindertageseinrichtung, 

Grundschule, Hort und Förderschule unter Einbezie-
hung der Betreuungsangebote gemäß § 16 Absatz 2 
Satz 1 sind verpflichtet, sich gegenseitig bei der För-
derung insbesondere der kognitiven, sprachlichen, 
emotionalen und sozialen sowie und körperlich-
motorischen Entwicklung der Kinder zu unterstützen. 
23

Mit schriftlicher Einwilligung der Eltern gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 2 und 2 des Sächsischen Daten-
schutzgesetzes vom 25. August 2003 (SächsGVBl. S. 
330), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, können die Leh-
rer der Grund- und Förderschulen 

1. Einsicht in die Entwicklungsdokumentation ei-
nes Kindes nehmen, 

2. den aktuellen Entwicklungsstand des Kindes 
in der Kindertageseinrichtung erheben und mit 
den pädagogischen Fachkräften der Kinderta-
geseinrichtung oder den Kindertagespflege-
personen beraten sowie 

3. aus Nummer 2 abzuleitende Fördermaßnah-
men für das Kind entsprechend Satz 12 ge-
meinsam mit den Eltern und den pädagogi-
schen Fachkräften der Kindertageseinrichtung 
oder den Kindertagespflegepersonen abstim-
men. 

3
Der öffentliche Gesundheitsdienst kann hierbei mit 

schriftlicher Einwilligung der Eltern gemäß § 4 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Sächsischen Datenschutzge-
setzes einbezogen werden. 

eine ganzheitliche Betreuung der Schüler zu gewähr-
leisten. 

21
Kindergarten, Kindertageseinrichtung, 

Grundschule, Hort und Förderschule unter Einbezie-
hung der Betreuungsangebote gemäß § 16 Absatz 2 
Satz 1 sind verpflichtet, sich gegenseitig bei der För-
derung insbesondere der kognitiven, sprachlichen, 
emotionalen und sozialen sowie und körperlich-
motorischen Entwicklung der Kinder zu unterstützen. 
23

Mit schriftlicher Einwilligung der Eltern gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 2 und 2 des Sächsischen Daten-
schutzgesetzes vom 25. August 2003 (SächsGVBl. S. 
330), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, können die Leh-
rer der Grund- und Förderschulen 

1. Einsicht in die Entwicklungsdokumentation ei-
nes Kindes nehmen, 

2. den aktuellen Entwicklungsstand des Kindes in 
der Kindertageseinrichtung erheben und mit 
den pädagogischen Fachkräften der Kinderta-
geseinrichtung oder den Kindertagespflege-
personen beraten sowie 

3. aus Nummer 2 abzuleitende Fördermaßnah-
men für das Kind entsprechend Satz 12 ge-
meinsam mit den Eltern und den pädagogi-
schen Fachkräften der Kindertageseinrichtung 
oder den Kindertagespflegepersonen abstim-
men. 

3
Der öffentliche Gesundheitsdienst kann hierbei mit 

schriftlicher Einwilligung der Eltern gemäß § 4 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Sächsischen Datenschutzge-
setzes einbezogen werden. 
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§ 6 

Mittelschule 

§ 6 

Oberschule 

§ 6 

Oberschule 

(1) 
1
Die Mittelschule vermittelt eine allgemeine 

und berufsvorbereitende Bildung und schafft Vo-
raussetzungen für eine berufliche Qualifizierung. 
2
Sie ist eine differenzierte Schulart und gliedert 

sich in einen Hauptschulbildungsgang und einen 
Realschulbildungsgang. 

3
Die Schüler erwerben 

mit dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 9 
den Hauptschulabschluss. 

4
Ab dem Schul-

jahr 2005/2006 nehmen alle Schüler im Haupt-
schulbildungsgang an einer besonderen Leis-
tungsfeststellung teil und erwerben durch die er-
folgreiche Teilnahme an dieser den qualifizieren-
den Hauptschulabschluss. 

5
Mit erfolgreichem Be-

such der Klassenstufe 10 und bestandener Ab-
schlussprüfung erwerben die Schüler im Real-
schulbildungsgang den Realschulabschluss. 

(1) 
1
Die Oberschule vermittelt eine allgemeine 

und berufsvorbereitende Bildung. 
2
Sie schafft die 

Voraussetzungen für eine berufliche Qualifizie-
rung und bereitet Schüler mit entsprechenden 
Leistungen, Begabungen und Bildungsabsichten 
auf den Übergang an andere weiterführende 
Schulen vor. 

3
Die Oberschule gliedert sich in ei-

nen Hauptschulbildungsgang und einen Real-
schulbildungsgang.

 4
Die Schüler erwerben mit 

dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 9 und 
der Teilnahme an der Abschlussprüfung den 
Hauptschulabschluss. 

5
Erfüllen die Schüler dar-

über hinaus besondere Leistungsvoraussetzun-
gen, erwerben sie den qualifizierenden Haupt-
schulabschluss.

 6
Der qualifizierende Hauptschul-

abschluss berechtigt zum Wechsel in den Real-
schulbildungsgang. 

7
Mit der Versetzung in die 

Klassenstufe 10 des Realschulbildungsganges 
wird ein dem Hauptschulabschluss gleichgestell-
ter Schulabschluss erworben. 

8
Mit erfolgreichem 

Besuch der Klassenstufe 10 und bestandener Ab-
schlussprüfung erwerben die Schüler im Real-
schulbildungsgang den Realschulabschluss.

 9
Für 

inklusiv unterrichtete Schüler mit dem Förder-
schwerpunkt Lernen gilt § 13 Absatz 2 Satz 3 ent-
sprechend. 

(1) 
1
Die Oberschule vermittelt eine allgemeine 

und berufsvorbereitende Bildung. 
2
Sie schafft die 

Voraussetzungen für eine berufliche Qualifizie-
rung und bereitet Schüler mit entsprechenden 
Leistungen, Begabungen und Bildungsabsichten 
auf den Übergang an andere weiterführende 
Schulen vor. 

3
Die Oberschule gliedert sich in ei-

nen Hauptschulbildungsgang und einen Real-
schulbildungsgang.

 4
Die Schüler erwerben mit 

dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 9 und 
der Teilnahme an der Abschlussprüfung den 
Hauptschulabschluss. 

5
Erfüllen die Schüler dar-

über hinaus besondere Leistungsvoraussetzun-
gen, erwerben sie den qualifizierenden Haupt-
schulabschluss.

 6
Der qualifizierende Hauptschul-

abschluss berechtigt zum Wechsel in den Real-
schulbildungsgang. 

7
Mit der Versetzung in die 

Klassenstufe 10 des Realschulbildungsganges 
wird ein dem Hauptschulabschluss gleichgestell-
ter Schulabschluss erworben. 

8
Mit erfolgreichem 

Besuch der Klassenstufe 10 und bestandener Ab-
schlussprüfung erwerben die Schüler im Real-
schulbildungsgang den Realschulabschluss.

 9
Für 

inklusiv unterrichtete Schüler mit dem Förder-
schwerpunkt Lernen gilt § 13 Absatz 2 Satz 3 ent-
sprechend. 

(2) 
1
Die Mittelschule umfasst die Klassenstufen 5 

bis 10. 
2
Ab Klassenstufe 7 beginnt eine auf Leis-

tungsentwicklung und Abschlüsse bezogene Dif-
ferenzierung. 

(2) 
1
Die Oberschule umfasst die Klassenstufen 5 

bis 10. 
2
Ab Klassenstufe 7 beginnt eine auf Leis-

tungsentwicklung und Abschlüsse bezogene Dif-
ferenzierung. 

3
Im Rahmen eines erweiterten pä-

dagogischen Konzeptes können Oberschulen so-
wohl von der Differenzierung abweichen als auch 
ergänzende Bildungsinhalte zur Erleichterung des 
Übergangs an ein Gymnasium anbieten. 

4
Das von 

(2) 
1
Die Oberschule umfasst die Klassenstufen 5 

bis 10. 
2
Der Unterricht wird in der Regel getrennt 

nach Klassenstufen erteilt. 
3
Abweichend davon ist 

klassenstufenübergreifender Unterricht zulässig, 
wenn die Mindestschülerzahl für den Unterricht in 
Gruppen nicht erreicht wird sowie ein entspre-
chendes pädagogisches Konzept und entspre-
chend qualifiziertes Lehrpersonal vorhanden sind. 
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der Schulkonferenz zu beschließende Konzept ist 
der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen. 

4
Das von der Schulkonferenz zu beschließende 

Konzept gemäß Satz 3 bedarf der Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde. Satz 3 gilt nicht für die 
Fächer Deutsch, Mathematik und erste Fremd-
sprache.  

  (3) 
1
Ab Klassenstufe 7 beginnt eine auf Leis-

tungsentwicklung und Abschlüsse bezogene Dif-
ferenzierung. 

2
Im Rahmen eines erweiterten pä-

dagogischen Konzeptes können Oberschulen so-
wohl von der Differenzierung abweichen als auch 
ergänzende Bildungsinhalte zur Erleichterung des 
Übergangs an ein Gymnasium anbieten. 

3
Das von 

der Schulkonferenz zu beschließende Konzept 
gemäß Satz 2 ist der Schulaufsichtsbehörde an-
zuzeigen. 

(3) An der Mittelschule wird ein besonderer Profil-
bereich eingerichtet. 

(3) An der Oberschule wird ein Wahlpflichtbereich 
eingerichtet. 

(4) An der Oberschule wird ein Wahlbereich ein-
gerichtet. 

(4) Zur Verbesserung der Berufsvorbereitung und 
Erleichterung des Übergangs, insbesondere in die 
berufsqualifizierende Ausbildung, arbeitet die Mit-
telschule mit den berufsbildenden Schulen und 
anderen Partnern der Berufsausbildung zusam-
men. 

(4) 
1
Die Oberschule arbeitet insbesondere zur 

Verbesserung der Berufs- und Studienorientie-
rung sowie der Berufsvorbereitung und zur Er-
leichterung des Übergangs in berufs- oder stu-
dienqualifizierende Bildungsgänge mit der Be-
rufsberatung der Agenturen für Arbeit, den be-
rufsbildenden Schulen, anderen Partnern der Be-
rufsausbildung, den Gymnasien sowie den Hoch-
schulen und der Berufsakademie zusammen. 
2
Oberschulen können Kooperationsvereinbarun-

gen mit Gymnasien und berufsbildenden Schulen, 
Fachoberschulen oder Beruflichen Gymnasien 
abschließen. 

(5) 
1
Die Oberschule arbeitet insbesondere zur 

Verbesserung der Berufs- und Studienorientie-
rung sowie der Berufsvorbereitung und zur Er-
leichterung des Übergangs in berufs- oder stu-
dienqualifizierende Bildungsgänge mit der Be-
rufsberatung der Agenturen für Arbeit, den be-
rufsbildenden Schulen, anderen Partnern der Be-
rufsausbildung, den Gymnasien sowie den Hoch-
schulen und der Berufsakademie zusammen. 
2
Oberschulen können Kooperationsvereinbarun-

gen mit Gymnasien und berufsbildenden Schulen 
abschließen. 

3
An Oberschulen soll Schulsozialar-

beit gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 und 4 vorgehalten 
werden. 
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§ 7 

Gymnasium 

§ 7 

Gymnasium 

§ 7 

Gymnasium 

(1) Das Gymnasium vermittelt Schülern mit ent-
sprechenden Begabungen und Bildungsabsichten 
eine vertiefte allgemeine Bildung, die für ein 
Hochschulstudium vorausgesetzt wird; es schafft 
auch Voraussetzungen für eine berufliche Ausbil-
dung außerhalb der Hochschule. 

(1) 
1
Das Gymnasium vermittelt Schülern mit ent-

sprechenden Leistungen, Begabungen und Bil-
dungsabsichten eine vertiefte allgemeine Bildung, 
die für ein Studium an Hochschulen und der 
Berufsakademie vorausgesetzt wird; es schafft 
auch Voraussetzungen für eine berufliche Ausbil-
dung außerhalb der Hochschule. 

2
Insbesondere 

zur Verbesserung der Berufs- und Studienorien-
tierung arbeitet das Gymnasium mit den berufs-
bildenden Schulen, anderen Partnern der Berufs-
ausbildung sowie den Hochschulen und der 
Berufsakademie zusammen. 

(1) 
1
Das Gymnasium vermittelt Schülern mit ent-

sprechenden Leistungen, Begabungen und Bil-
dungsabsichten eine vertiefte allgemeine Bildung, 
die für ein Studium an Hochschulen und der 
Berufsakademie vorausgesetzt wird; es schafft 
auch Voraussetzungen für eine berufliche Ausbil-
dung außerhalb der Hochschule. 

2
Insbesondere 

zur Verbesserung der Berufs- und Studienorien-
tierung arbeitet das Gymnasium mit den berufs-
bildenden Schulen, anderen Partnern der Berufs-
ausbildung sowie den Hochschulen und der 
Berufsakademie zusammen. 

(2) Das Gymnasium umfasst die Klassenstufen 5 
bis 10 sowie die Jahrgangsstufen 11 und 12, 
schließt mit der Abiturprüfung ab und verleiht die 
allgemeine Hochschulreife. 

(2) 
1
Das Gymnasium umfasst die Klassenstufen 5 

bis 10 sowie die Jahrgangsstufen 11 und 12, 
schließt mit der Abiturprüfung ab und verleiht die 
allgemeine Hochschulreife. 

2
Darüber hinaus ist 

der Erwerb international anerkannter Abschlüsse 
an Gymnasien mit entsprechendem Angebot 
möglich. 

(2) 
1
Das Gymnasium umfasst die Klassenstufen 5 

bis 10 sowie die Jahrgangsstufen 11 und 12, 
schließt mit der Abiturprüfung ab und verleiht die 
allgemeine Hochschulreife. 

2
Darüber hinaus ist 

der Erwerb international anerkannter Abschlüsse 
an Gymnasien mit entsprechendem Angebot 
möglich.

 3
Der Unterricht wird in der Regel getrennt 

nach Klassen- oder Jahrgangsstufen erteilt. 
4
Abweichend davon ist klassenstufenübergreifen-

der Unterricht in den Klassenstufen 5 bis 10 zu-
lässig, wenn die Mindestschülerzahl für den Un-
terricht in Gruppen nicht erreicht wird sowie ein 
entsprechendes pädagogisches Konzept und ent-
sprechend qualifiziertes Lehrpersonal vorhanden 
sind. 

5
Das von der Schulkonferenz zu beschlie-

ßende Konzept gemäß Satz 4 bedarf der Zustim-
mung der Schulaufsichtsbehörde. 

6
Satz 4 gilt 

nicht für die Fächer Deutsch, Mathematik und ers-
te Fremdsprache. 

(3) Am Gymnasium werden besondere Profile (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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eingerichtet. 

(4) Zur Förderung besonders begabter Schüler 
werden an ausgewählten Gymnasien besondere 
Bildungswege angeboten. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(5) 
1
Die Klassenstufe 10 des Gymnasiums bildet 

den Abschluss der Sekundarstufe I und gilt zu-
gleich als Einführungsphase in die gymnasiale 
Oberstufe. 

2
Die gymnasiale Oberstufe umfasst die 

Jahrgangsstufen 11 und 12. 
3
Für diese gelten fol-

gende Regelungen: 

(5) [ u n v e r ä n d e r t ]  (5) [ u n v e r ä n d e r t ]  

1. unterrichtet wird in halbjährigen Grund- und 
Leistungskursen; 

2. die herkömmliche Leistungsbewertung durch 
Noten wird in ein Punktesystem umgesetzt; 

3. die allgemeine Hochschulreife wird durch eine 
Gesamtqualifikation erworben. 

4
Diese setzt 

sich zusammen aus den Leistungen 

  

a) in der Abiturprüfung, 

b) in den Leistungskursen, 

c) in bestimmten anrechenbaren Grundkursen. 

  

(6) Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, das Nähere zur Ausführung von Absatz 
5 durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesonde-
re das Fächerangebot und seine Zusammenfas-
sung zu Aufgabenfeldern einschließlich der 
Wahlmöglichkeiten und Belegungsgrundsätze, die 
Voraussetzungen für die Einrichtung von Kursen, 
die Leistungserhebung und –bewertung, die Vo-
raussetzungen der Zulassung zur Abiturprüfung, 
die Bildung der Gesamtqualifikation und die Vo-

(6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, das Nähere zur Ausführung von Absatz 
5 durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesonde-
re das Fächerangebot und seine Zusammenfas-
sung zu Aufgabenfeldern einschließlich der 
Wahlmöglichkeiten und Belegungsgrundsätze, die 
Voraussetzungen für die Einrichtung von Kursen, 
die Leistungsermittlung und –bewertung, die Vo-
raussetzungen der Zulassung zur Abiturprüfung, 
die Bildung der Gesamtqualifikation und die Vo-

(6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, das Nähere zur Ausführung von Absatz 
5 durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesonde-
re das Fächerangebot und seine Zusammenfas-
sung zu Aufgabenfeldern einschließlich der 
Wahlmöglichkeiten und Belegungsgrundsätze, die 
Voraussetzungen für die Einrichtung von Kursen, 
die Leistungsermittlung und –bewertung, die Vo-
raussetzungen der Zulassung zur Abiturprüfung, 
die Bildung der Gesamtqualifikation und die Vo-
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raussetzungen für die Zuerkennung der allgemei-
nen Hochschulreife. 

raussetzungen für die Zuerkennung der allgemei-
nen Hochschulreife. Dabei kann auch die Einrich-
tung fächerverbindender Grundkurse geregelt 
werden, deren Genehmigung durch die Schulauf-
sichtsbehörde erfolgen kann. 

raussetzungen für die Zuerkennung der allgemei-
nen Hochschulreife. Dabei kann auch die Einrich-
tung fächerverbindender Grundkurse geregelt 
werden, deren Genehmigung durch die Schulauf-
sichtsbehörde erfolgen kann. 

(7) 
1
Mit der Versetzung von Klassenstufe 10 nach 

Jahrgangsstufe 11 wird ein dem Realschulab-
schluss gleichgestellter mittlerer Schulabschluss 
erworben. 

2
In die Versetzungsentscheidung geht 

ab dem Schuljahr 2005/2006 das Ergebnis einer 
besonderen Leistungsfeststellung ein. 

3
Schüler, 

die den Realschulabschluss bereits an einer Mit-
telschule erworben haben, nehmen an der Leis-
tungsfeststellung nicht teil. 

(7) 
1
Mit der Versetzung in die Klassenstufe 10 

wird ein dem Hauptschulabschluss gleichgestell-
ter Schulabschluss erworben. 

2
Mit der Versetzung 

in die Jahrgangsstufe 11 wird ein dem Realschul-
abschluss gleichgestellter mittlerer Schulab-
schluss erworben; in die Versetzungsentschei-
dung geht das Ergebnis einer besonderen Leis-
tungsfeststellung ein. 

(7) 
1
Mit der Versetzung in die Klassenstufe 10 

wird ein dem Hauptschulabschluss gleichgestell-
ter Schulabschluss erworben. 

2
Mit der Versetzung 

in die Jahrgangsstufe 11 wird ein dem Realschul-
abschluss gleichgestellter mittlerer Schulab-
schluss erworben; in die Versetzungsentschei-
dung geht das Ergebnis einer besonderen Leis-
tungsfeststellung ein. 

 (8) Das Gymnasium arbeitet insbesondere zur 
Verbesserung der Berufs- und Studienorientie-
rung mit der Berufsberatung der Agenturen für 
Arbeit, den berufsbildenden Schulen, anderen 
Partnern der Berufsausbildung sowie den Hoch-
schulen und der Berufsakademie zusammen. 

(8) Das Gymnasium arbeitet insbesondere zur 
Verbesserung der Berufs- und Studienorientie-
rung mit der Berufsberatung der Agenturen für 
Arbeit, den berufsbildenden Schulen, anderen 
Partnern der Berufsausbildung sowie den Hoch-
schulen und der Berufsakademie zusammen. 

   

§ 8 

Berufsschule 

§ 8 

Berufsschule 

§ 8 

Berufsschule 

(1) 
1
Die Berufsschule hat die Aufgabe, im Rah-

men der Berufsvorbereitung, der Berufsausbil-
dung oder Berufsausübung vor allem berufsbezo-
gene Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu 
vermitteln und die allgemeine Bildung zu vertiefen 
und zu erweitern. 

2
Sie führt als gleichberechtigter 

Partner gemeinsam mit den Ausbildungsbetrieben 
und anderen an der Berufsausbildung Beteiligten 
zu berufsqualifizierenden Abschlüssen. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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(2) Der Unterricht an der Berufsschule findet in 
der Regel in Form von Teilzeitunterricht an ein-
zelnen Unterrichtstagen oder in zusammenhän-
genden Abschnitten (Blockunterricht) statt. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Das erste Jahr der Berufsausbildung kann, 
auch als einjährige Vollzeitschule, gemeinsam für 
die einem Berufsbereich oder einer Berufsgruppe 
zugeordneten anerkannten Ausbildungsberufe 
(berufliche Grundbildung) geführt werden. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) 
1
Die Berufsschule kann für Jugendliche, die zu 

Beginn der Berufsschulpflicht ein Berufsausbil-
dungsverhältnis nicht nachweisen, als einjährige 
Vollzeitschule (Berufsvorbereitungsjahr) geführt 
werden. 

2
Jugendliche im Berufsvorbereitungsjahr 

sind sozialpädagogisch zu betreuen. 

(4) 
1
Die Berufsschule kann für Jugendliche, die zu 

Beginn der Berufsschulpflicht ein Berufsausbil-
dungsverhältnis nicht nachweisen, als einjährige 
Vollzeitschule (Berufsvorbereitungsjahr) geführt 
werden. 

2
Das Berufsvorbereitungsjahr kann für 

Jugendliche, die es aufgrund ihres Entwicklungs-
stands voraussichtlich nicht innerhalb eines 
Schuljahres mit Erfolg abschließen können, auch 
als zweijähriger Bildungsgang angeboten werden. 
3
Schüler im Berufsvorbereitungsjahr gemäß den 

Sätzen 1 und 2 sind sozialpädagogisch zu be-
treuen.  

(4) 
1
Die Berufsschule kann für Jugendliche, die zu 

Beginn der Berufsschulpflicht ein Berufsausbil-
dungsverhältnis nicht nachweisen, als einjährige 
Vollzeitschule (Berufsvorbereitungsjahr) geführt 
werden. 

2
Das Berufsvorbereitungsjahr kann für 

Jugendliche, die es aufgrund ihres Entwicklungs-
stands voraussichtlich nicht innerhalb eines 
Schuljahres mit Erfolg abschließen können, auch 
als zweijähriger Bildungsgang angeboten werden. 
3
Schüler im Berufsvorbereitungsjahr gemäß den 

Sätzen 1 und 2 sind sozialpädagogisch zu be-
treuen.  

   

§ 9 

Berufsfachschule 

§ 9 

Berufsfachschule 

§ 9 

Berufsfachschule 

(1) 
1
In der Berufsfachschule werden die Schüler in 

einen oder mehrere Berufe eingeführt oder für ei-
nen Beruf ausgebildet. 

2
Außerdem wird die allge-

meine Bildung gefördert. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Die Berufsfachschule ist in der Regel Vollzeit-
schule und dauert mindestens ein Jahr. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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§ 10 

Fachschule 

§ 10 

Fachschule 

§ 10 

Fachschule 

(1) Die Fachschule hat die Aufgabe, nach abge-
schlossener Berufsausbildung und in der Regel 
praktischer Bewährung oder einer ausreichenden 
einschlägigen beruflichen Tätigkeit eine berufliche 
Weiterbildung mit entsprechendem berufsqualifi-
zierendem Abschluss zu vermitteln. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Die Fachschule dauert bei Vollzeitunterricht 
mindestens ein Jahr, bei Teilzeitunterricht ent-
sprechend länger. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 11 

Fachoberschule 

§ 11 

Fachoberschule 

§ 11 

Fachoberschule 

(1) Die Fachoberschule vermittelt eine allgemeine, 
fachtheoretische und fachpraktische Bildung. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Die Fachoberschule baut auf einem mittleren 
Schulabschluss auf, dauert zwei Schuljahre und 
verleiht nach bestandener Abschlussprüfung die 
Fachhochschulreife. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Bewerber mit einer einschlägigen abge-

schlossenen Berufsausbildung oder entspre-
chender beruflicher Tätigkeit können in eine ein-
jährige Fachoberschule eintreten. 

2
Bei Teilzeitun-

terricht dauert die Ausbildung entsprechend län-
ger. 

(3) 
1
Bewerber mit einer einschlägigen abge-

schlossenen Berufsausbildung oder entspre-
chender beruflicher Tätigkeit können in eine ein-
jährige Fachoberschule aufgenommen werden. 
2
Bei Teilzeitunterricht dauert die Ausbildung ent-

sprechend länger. 

(3) 
1
Bewerber mit einer einschlägigen abge-

schlossenen Berufsausbildung oder entspre-
chender beruflicher Tätigkeit können in eine ein-
jährige Fachoberschule aufgenommen werden. 
2
Bei Teilzeitunterricht dauert die Ausbildung ent-

sprechend länger. 
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§ 12 

Berufliches Gymnasium 

§ 12 

Berufliches Gymnasium 

§ 12 

Berufliches Gymnasium 

(1) Das Berufliche Gymnasium vermittelt durch 
allgemein bildende und berufsbezogene Unter-
richtsinhalte eine Bildung, die zur Aufnahme eines 
Hochschulstudiums oder einer qualifizierten Be-
rufsausbildung befähigt. 

(1) Das Berufliche Gymnasium vermittelt durch 
allgemeinbildende und berufsbezogene Unter-
richtsinhalte eine Bildung, die zur Aufnahme eines 
Hochschulstudiums oder einer qualifizierten Be-
rufsausbildung befähigt. 

(1) Das Berufliche Gymnasium vermittelt durch 
allgemeinbildende und berufsbezogene Unter-
richtsinhalte eine Bildung, die zur Aufnahme eines 
Hochschulstudiums oder einer qualifizierten Be-
rufsausbildung befähigt. 

(2) 
1
Das Berufliche Gymnasium baut auf einem 

mittleren Schulabschluss auf, dauert drei Schul-
jahre und verleiht die allgemeine Hochschulreife. 
2
Es umfasst eine Einführungsphase und die Jahr-

gangsstufen 12 und 13.
 3

Für die Jahrgangsstufen 
12 und 13 gilt § 7 Abs. 5 Satz 3 und Abs. 6 ent-
sprechend. 

(2) 
1
Das Berufliche Gymnasium baut auf einem 

mittleren Schulabschluss auf, dauert drei Schul-
jahre und verleiht die allgemeine Hochschulreife. 
2
Es umfasst eine Einführungsphase und die Jahr-

gangsstufen 12 und 13.
 3

Für die Jahrgangsstufen 
12 und 13 gilt § 7 Absatz 5 Satz 3 und Absatz 6 
entsprechend. 

(2) 
1
Das Berufliche Gymnasium baut auf einem 

mittleren Schulabschluss auf, dauert drei Schul-
jahre und verleiht die allgemeine Hochschulreife. 
2
Es umfasst eine Einführungsphase und die Jahr-

gangsstufen 12 und 13.
 3

Für die Jahrgangsstufen 
12 und 13 gilt § 7 Absatz 5 Satz 3 und Absatz 6 
entsprechend. 

 (3) Für Schüler, die während der Klassenstufe 11 
auf der Grundlage eines Berufsausbildungsver-
trages eine Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf beginnen und in Kooperation 
mit einem Ausbildungsbetrieb und der entspre-
chenden Berufsschule zusätzlich zur allgemeinen 
Hochschulreife den Erwerb eines berufsqualifizie-
renden Abschlusses in diesem Ausbildungsberuf 
anstreben, beträgt die Ausbildungsdauer insge-
samt vier Schuljahre. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-
sprechend, wobei die Jahrgangsstufen 12 und 13 
auf drei Schuljahre gedehnt werden. 

(3) Für Schüler, die während der Klassenstufe 11 
auf der Grundlage eines Berufsausbildungsver-
trages eine Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf beginnen und in Kooperation 
mit einem Ausbildungsbetrieb und der entspre-
chenden Berufsschule zusätzlich zur allgemeinen 
Hochschulreife den Erwerb eines berufsqualifizie-
renden Abschlusses in diesem Ausbildungsberuf 
anstreben, beträgt die Ausbildungsdauer insge-
samt vier Schuljahre. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-
sprechend, wobei die Jahrgangsstufen 12 und 13 
auf drei Schuljahre gedehnt werden. 

   

§ 13 

Allgemein bildende Förderschulen 

§ 13 

Förderschulen 

§ 13 

Förderschulen 
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(1) 
1
Schüler, die wegen der Beeinträchtigung ei-

ner oder mehrerer physischer oder psychischer 
Funktionen auch durch besondere Hilfen in den 
anderen allgemein bildenden Schulen nicht oder 
nicht hinreichend integriert werden können und 
deshalb über einen längeren Zeitraum einer son-
derpädagogischen Förderung bedürfen, werden in 
den Förderschulen unterrichtet. 

(1) 
1
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf, die nicht aufgrund einer Entscheidung nach 
§ 4c Absatz 3 Satz 2 eine andere Schule besu-
chen, werden in den Förderschulen unterrichtet. 
2
Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbe-

darf können in begründeten Einzelfällen in För-
derschulen gemeinsam mit Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, 
wenn dies unter Berücksichtigung der organisato-
rischen, personellen und sächlichen Vorausset-
zungen den individuellen Lern- und Entwicklungs-
voraussetzungen des Schülers entspricht und 
soweit die angemessene Förderung anderer 
Schüler nicht erheblich beeinträchtigt wird. 

(1) 1Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf, die nicht aufgrund einer Entscheidung 
nach § 4c Absatz 3 Satz 2 eine andere Schule 
besuchen, werden in den Förderschulen unter-
richtet. 

2
Schüler ohne sonderpädagogischen För-

derbedarf können auf Wunsch der Eltern, volljäh-
rige Schüler auf eigenen Wunsch, in Förderschu-
len gemeinsam mit Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf unterrichtet werden, soweit  
1. dies unter Berücksichtigung der organisatori-

schen, personellen und sächlichen Voraus-
setzungen den individuellen Lern- und Ent-
wicklungsvoraussetzungen des Schülers ent-
spricht, 

2.  die Funktionsfähigkeit des Unterrichts nicht 
erheblich beeinträchtigt wird und 

3.  keine akute Selbst- oder Fremdgefährdung 
festgestellt wird. 

2
Förderschultypen sind: 

1. Schulen für Blinde und Sehbehinderte, 

2. Schulen für Hörgeschädigte, 

3. Schulen für geistig Behinderte, 

4. Schulen für Körperbehinderte, 

5. Schulen zur Lernförderung, 

6. Sprachheilschulen, 

7. Schulen für Erziehungshilfe, 

8. Klinik- und Krankenhausschulen. 

 

3
An den Förderschulen können Abschlüsse der 

(2) 
1
Förderschultypen sind 

1. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sehen, 

2. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Hören, 

3. Schulen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung, 

4. Schulen mit dem Förderschwerpunkt körperli-
che und motorische Entwicklung, 

5. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen, 

6. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sprache, 

7. Schulen mit dem Förderschwerpunkt emotio-
nale und soziale Entwicklung sowie 

8. Klinik- und Krankenhausschulen für den Un-

(2) 
1
Die Förderschultypen ergeben sich aus den 

Förderschwerpunkten nach § 4c Absatz 2. 
2
Ferner existieren Klinik- und Krankenhausschu-

len für den Unterricht kranker Schüler. 
3
Förderschulen können mehrere Förderschwer-

punkte in sich vereinen. 
4
Auf der Grundlage ihres 

pädagogischen Konzepts und in Zusammenarbeit 
mit Schulen auch anderer Schularten können sich 
Förderschulen zu Förderzentren entwickeln. 
5
Förderschulen und Förderzentren stellen ande-

ren Schulen ihre sonderpädagogische Kompetenz 
in Form von Beratungs- und Diagnoseleistungen 
sowie für die inklusive Unterrichtung zur Verfü-
gung. 

6
Während der Schuleingangsphase arbeitet 

die Förderschule mit Grundschulen, mit Kinderta-
geseinrichtungen und mit Einrichtungen, die heil-
pädagogische Leistungen erbringen, mit Frühför-
der- und Frühberatungsstellen, mit Sozialpädiatri-
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übrigen Schularten erworben werden. 
4
An Schu-

len zur Lernförderung wird der Hauptschulab-
schluss ohne Teilnahme an einer besonderen 
Leistungsfeststellung erworben.

 

terricht kranker Schüler. 

2
Nach Maßgabe der Schul- und Prüfungsordnun-

gen können an den Förderschulen Abschlüsse 
sämtlicher allgemeinbildender Schularten erwor-
ben werden. 

3
An Schulen mit dem Förderschwer-

punkt Lernen kann auch ein dem Hauptschulab-
schluss gleichgestellter Abschluss ohne Teilnah-
me an einer Abschlussprüfung erworben werden. 

schen Zentren sowie mit dem öffentlichen Ge-
sundheitsdienst zusammen. 

7
Schwerpunkte der 

Zusammenarbeit sind die Prävention von Lern-, 
Verhaltens- und Sprachschwierigkeiten sowie die 
individuelle Förderung. 

8
§ 5 Absatz 5 Satz 2 bleibt 

unberührt. 
9
Nach Maßgabe der Schul- und Prü-

fungsordnungen können an den Förderschulen 
Abschlüsse sämtlicher allgemeinbildender Schul-
arten erworben werden. 

10
An Schulen mit dem 

Förderschwerpunkt Lernen kann auch ein dem 
Hauptschulabschluss gleichgestellter Abschluss 
ohne Teilnahme an einer Abschlussprüfung er-
worben werden. 

(2) 
1
Wenn die besondere Aufgabe der Förder-

schule die Heimunterbringung der Schüler ge-
bietet oder die Erfüllung der Schulpflicht sonst 
nicht gesichert ist, hat der Schulträger dafür Sorge 
zu tragen, dass bei der Schule ein Heim einge-
richtet wird, in dem die Schüler Unterkunft, Ver-
pflegung, familiengemäße Betreuung und eine ih-
rer Behinderung entsprechende Förderung erhal-
ten. 

2
Das Heim ist nicht Bestandteil der Förder-

schule. 

(3) 
1
Wenn die besondere Aufgabe der Förder-

schule die Heimunterbringung der Schüler ge-
bietet oder die Erfüllung der Schulpflicht sonst 
nicht gesichert ist, hat der Schulträger dafür Sor-
ge zu tragen, dass bei der Schule ein Heim einge-
richtet wird, in dem die Schüler Unterkunft, Ver-
pflegung, familiengemäße Betreuung und eine ih-
rem Förderbedarf entsprechende Förderung er-
halten.

 2
Das Heim ist nicht Bestandteil der Förder-

schule. 
3
Die Heimunterbringung bedarf der Zu-

stimmung der Eltern. 

(3) 
1
Wenn die besondere Aufgabe der Förder-

schule die Heimunterbringung der Schüler ge-
bietet oder die Erfüllung der Schulpflicht sonst 
nicht gesichert ist, hat der Schulträger dafür Sor-
ge zu tragen, dass bei der Schule ein Heim einge-
richtet wird, in dem die Schüler Unterkunft, Ver-
pflegung, familiengemäße Betreuung und eine ih-
rem Förderbedarf entsprechende Förderung er-
halten.

 2
Das Heim ist nicht Bestandteil der Förder-

schule. 
3
Die Heimunterbringung bedarf der Zu-

stimmung der Eltern. 

(3) 
1
Soweit in Heimen nach Absatz 2 Kinder be-

treut werden, die dafür keinen Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB XII) – Sozialhilfe – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 3022, 3023), zuletzt geändert durch Artikel 27 
Nr. 2 des Gesetzes vom 21. März 2005 (BGBl. I 
S. 818, 835), in der jeweils geltenden Fassung, 
haben, erfolgt eine anteilige Finanzierung im Sin-
ne des Sächsischen Gesetzes zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtungen (Gesetz über Kin-
dertageseinrichtungen –SächsKitaG) vom 

(4)
 1

Soweit in Heimen nach Absatz 3 Kinder be-
treut werden, die dafür keinen Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2015 (BGBl. I S. 2557) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder 
auf Eingliederungshilfe nach § 35a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugend-
hilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt 

(4)
 1

Soweit in Heimen nach Absatz 3 Kinder be-
treut werden, die dafür keinen Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2015 (BGBl. I S. 2557) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder 
auf Eingliederungshilfe nach § 35a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch haben, erfolgt eine an-
teilige Finanzierung im Sinne des Gesetzes über 
Kindertageseinrichtungen in der Fassung der Be-
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27.  November 2001 (SächsGVBl. S. 705), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 der Verordnung vom 
10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 95), in der je-
weils geltenden Fassung. 

2
Sondereinrichtungen im Sinne von § 2 Abs. 1 der 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
für Soziales, Gesundheit und Familie gemäß § 13 
Abs. 4 Schulgesetz für den Freistaat Sachsen 
(VOSchulG) vom 14. Juli 1995 (Sächs GVBl. 
S. 252), die zuletzt durch Artikel 58 der Verord-
nung vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 100) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, werden bis zum 30. Juni 2005 nach den 
Bestimmungen dieser Verordnung finanziert.  

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, haben, erfolgt eine 
anteilige Finanzierung im Sinne des Gesetzes 
über Kindertageseinrichtungen. 

kanntmachung vom 15. Mai 2009 (SächsGVBl. S. 
225), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

3
Das Nähere zu den Aufgaben und den Zielen 

pädagogischer Arbeit, zu den Anforderungen an 
das pädagogische Fachpersonal, zur Mitwirkung 
von Eltern und Kindern, zum Betrieb und zur Fi-
nanzierung der Heime regelt eine Rechtsverord-
nung des Staatsministeriums für Soziales im Ein-
vernehmen mit den Staatsministerien des Innern, 
der Finanzen und für Kultus. 

4
Soweit Personal- und Gruppenschlüssel festge-

legt werden, ist darüber hinaus das Benehmen mit 
den kommunalen Spitzenverbänden herzustellen. 

2
Das Nähere zu den Aufgaben und den Zielen 

pädagogischer Arbeit, zu den Anforderungen an 
das pädagogische Fachpersonal, zur Mitwirkung 
von Eltern und Kindern, zum Betrieb und zur Fi-
nanzierung der Heime regelt eine Rechtsverord-
nung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

2
Das Nähere zu den Aufgaben und den Zielen 

pädagogischer Arbeit, zu den Anforderungen an 
das pädagogische Fachpersonal, zur Mitwirkung 
von Eltern und Kindern, zum Betrieb und zur Fi-
nanzierung der Heime regelt eine Rechtsverord-
nung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

(4) Die Träger von Förderschulen nach Absatz 1, 
von Heimen nach Absatz 2 sowie von Betreuungs-
angeboten nach § 16 Abs. 2 und 3 sind verpflichtet, 
eine ganzheitliche Betreuung der Schüler zu ge-
währleisten. 

(5) Die Träger von Förderschulen nach Absatz 1, 
von Heimen nach Absatz 3 sowie von Betreu-
ungsangeboten nach § 16 Absatz 2 sind verpflich-
tet, eine ganzheitliche Betreuung der Schüler zu 
gewährleisten. 

(5) Die Träger von Förderschulen nach Absatz 1, 
von Heimen nach Absatz 3 sowie von Betreu-
ungsangeboten nach § 16 Absatz 2 sind verpflich-
tet, eine ganzheitliche Betreuung der Schüler zu 
gewährleisten. 

(5) 
1
Bei den Förderschulen gibt es Beratungs-

stellen, die für die Früherfassung, Früherkennung 
und Frühförderung behinderter oder von Behinde-
rung bedrohter Kinder zuständig sind. 

2
Sie sollen 

(6) 
1
Bei den Förderschulen gibt es Beratungs-

stellen, die für die Früherfassung, Früherkennung 
und Frühförderung behinderter oder von Behinde-
rung bedrohter Kinder zuständig sind. 

2
Sie arbei-

(6) 
1
Bei den Förderschulen gibt es Beratungs-

stellen, die für die Früherfassung, Früherkennung 
und Frühförderung behinderter oder von Behinde-
rung bedrohter Kinder zuständig sind. 

2
Sie arbei-
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mit Frühförder- und Frühberatungsstellen und So-
zialpädiatrischen Zentren zusammenarbeiten. 
3
Ihnen obliegt die behindertenspezifische Bera-

tung von Eltern und Lehrern. 

ten mit Frühförder- und Frühberatungsstellen, 
Kindertageseinrichtungen, und Sozialpädiatri-
schen Zentren und dem öffentlichen Gesund-
heitsdienst zusammen. 

3
Ihnen obliegt die förder-

spezifische behindertenspezifische Beratung von 
Eltern, Lehrern und Erziehern. 

ten mit Frühförder- und Frühberatungsstellen, 
Kindertageseinrichtungen, und Sozialpädiatri-
schen Zentren und dem öffentlichen Gesund-
heitsdienst zusammen. 

3
Ihnen obliegt die förder-

spezifische behindertenspezifische Beratung von 
Eltern, Lehrern und Erziehern. 

(6) 
1
Die für die Erfüllung der besonderen Aufgabe 

der Förderschulen notwendige Betreuung der 
Schüler erfolgt unbeschadet der Verpflichtung 
Dritter zur Tragung von Kosten. 

2
Gleiches gilt für 

die Betreuung von Kindern nach Absatz 2 und 
§ 16 Abs. 2 und 3. 

(7)
 1

Die für die Erfüllung der besonderen Aufgabe 
der Förderschulen notwendige Betreuung der 
Schüler erfolgt unbeschadet der Verpflichtung 
Dritter zur Tragung von Kosten. 

2
Gleiches gilt für 

die Betreuung von Kindern nach Absatz 3 und 
§ 16 Absatz 2. 

(7)
 1

Die für die Erfüllung der besonderen Aufgabe 
der Förderschulen notwendige Betreuung der 
Schüler erfolgt unbeschadet der Verpflichtung 
Dritter zur Tragung von Kosten. 

2
Gleiches gilt für 

die Betreuung von Kindern nach Absatz 3 und 
§ 16 Absatz 2. 

(7) Die Förderschule kann sich im Rahmen ihres 
pädagogischen Konzeptes zu einem Förderzent-
rum entwickeln. 

(8) Auf der Grundlage des pädagogischen Konzep-
tes und in Zusammenarbeit mit Schulen auch ande-
rer Schularten kann sich eine Förderschule zu ei-
nem Förderzentrum entwickeln und können Förder-
schulzentren gemäß § 22 Absatz 3 Satz 2 gebildet 
werden. 

 

 (9)
 1

Während der Schuleingangsphase arbeitet die 
Förderschule mit Grundschulen, mit Kindertagesein-
richtungen, und mit Einrichtungen, die heilpädagogi-
sche Leistungen erbringen, mit Frühförder- und 
Frühberatungsstellen, mit Sozialpädiatrischen Zen-
tren sowie mit dem öffentlichen Gesundheitsdienst 
zusammen. 

2
Schwerpunkt der Zusammenarbeit 

sind die Prävention von Lern-, Verhaltens- und 
Sprachschwierigkeiten sowie die individuelle Förde-
rung. 

3
§ 5 Absatz 5 Satz 2 bleibt unberührt. 

 

 (10) Die Förderschule arbeitet insbesondere zur 
Verbesserung der Berufsorientierung Berufs- und 
Studienorientierung sowie der und Berufsvorberei-
tung und sowie zur Erleichterung des Übergangs in 
berufs- oder studienqualifizierende Bildungsgänge 
arbeitet die Förderschule insbesondere mit der Be-

(8) Die Förderschule arbeitet insbesondere zur 
Verbesserung der Berufs- und Studienorientierung 
sowie der Berufsvorbereitung und zur Erleichterung 
des Übergangs in berufs- oder studienqualifizieren-
de Bildungsgänge mit der Berufsberatung der 
Agenturen für Arbeit, den berufsbildenden Schulen 
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rufsberatung der Agenturen für Arbeit, den berufs-
bildenden Schulen und anderen Partnern der Be-
rufsausbildung zusammen. 

und anderen Partnern der Berufsausbildung zu-
sammen. 

§ 13a 

Berufsbildende Förderschulen 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

1
Schüler an berufsbildenden Schulen, die gemäß 

§ 13 Abs. 1 Satz 1 einer sonderpädagogischen 
Förderung bedürfen, werden in berufsbildenden 
Förderschulen unterrichtet. 

2
Bildungsinhalte und 

Bildungsabschlüsse dieser Schulen entsprechen 
denen der übrigen berufsbildenden Schulen. 

3
§ 13 

Abs. 2 bis 4 und 6 gilt entsprechend. 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

   

§ 14 

Schulen des zweiten Bildungsweges 

§ 14 

Schulen des zweiten Bildungsweges 

§ 14 

Schulen des zweiten Bildungsweges 

(1) Die Abendmittelschule ist eine differenzierte 
Schulart, an der nicht mehr schulpflichtige Ju-
gendliche und Erwachsene überwiegend in Form 
von Abendunterricht den Hauptschulabschluss, 
den qualifizierenden Hauptschulabschluss oder 
den Realschulabschluss erwerben können. 

(1) Die Abendoberschule ist eine Schulart, an der 
Jugendliche und Erwachsene, die die Vollzeit-
schulpflicht erfüllt haben, überwiegend in Form 
von Abendunterricht den Hauptschulabschluss, 
den qualifizierenden Hauptschulabschluss oder 
den Realschulabschluss erwerben können. 

(1) Die Abendoberschule ist eine Schulart, an der 
Jugendliche und Erwachsene, die die Vollzeit-
schulpflicht erfüllt haben, überwiegend in Form 
von Abendunterricht den Hauptschulabschluss, 
den qualifizierenden Hauptschulabschluss oder 
den Realschulabschluss erwerben können. 

(2) Das Abendgymnasium ist eine Schulart, an 
der nicht mehr schulpflichtige Jugendliche und 
Erwachsene überwiegend in Form von Abend-
unterricht die allgemeine Hochschulreife erwerben 
können. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Das Kolleg ist ein Gymnasium besonderer Art, 
an dem Erwachsene, die bereits im Berufsleben 
gestanden haben, in dreijährigem Vollzeitunter-

(3) Das Kolleg ist ein Gymnasium besonderer Art, 
an dem Erwachsene, die bereits im Berufsleben 
gestanden haben, in Vollzeitunterricht die allge-

(3) Das Kolleg ist ein Gymnasium besonderer Art, 
an dem Erwachsene, die bereits im Berufsleben 
gestanden haben, in Vollzeitunterricht die allge-
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richt die allgemeine Hochschulreife erwerben 
können. 

meine Hochschulreife erwerben können. meine Hochschulreife erwerben können. 

(4) Für den letzten Ausbildungsabschnitt des 
Abendgymnasiums und des Kollegs gilt § 7 Abs. 5 
und 6 entsprechend. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 15 

Schulversuche 

§ 15 

Schulversuche 

§ 15 

Schulversuche 

(1) Zur Weiterentwicklung des Schulwesens und 
zur Erprobung neuer pädagogischer und organi-
satorischer Konzeptionen können Schulversuche 
durchgeführt werden. 

(1)
 1

Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann zur 
Weiterentwicklung des Schulwesens oder zur Er-
probung neuer pädagogischer oder organisatori-
scher Konzeptionen Schulversuche durchführen. 
2
Verursacht ein Schulversuch Mehrkosten für den 

Schulträger, ist dessen Einvernehmen erforder-
lich. 

3
Schulversuche sollen wissenschaftlich be-

gleitet werden. 
4
Von bestehenden Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, insbesondere zur inhalt-
lichen Ausgestaltung des Unterrichts, zur Unter-
richtsorganisation, zu sonstigen schulischen Ver-
anstaltungen, zum Prüfungswesen sowie zur Per-
sonal- und Sachmittelverwaltung einschließlich 
Stellenbewirtschaftung, kann abgewichen werden. 

(1)
 1

Zur Weiterentwicklung des Schulwesens und 
zur Erprobung neuer pädagogischer und organi-
satorischer Konzeptionen können Schulversuche 
durchgeführt werden. 

2
Schulversuche bedürfen 

der Genehmigung der obersten Schulaufsichts-
behörde. 

3
Voraussetzung für die Genehmigung ist 

eine von der Schulkonferenz beschlossene und 
im Einvernehmen mit dem Schulträger entwickelte 
Konzeption. 

4
Schulversuche sollen wissenschaft-

lich begleitet werden, die Ergebnisse sind zu ver-
öffentlichen. 

4
Von bestehenden Rechts- und Ver-

waltungsvorschriften, insbesondere zur inhaltli-
chen Ausgestaltung des Unterrichts, zur Unter-
richtsorganisation, zu sonstigen schulischen Ver-
anstaltungen, zum Prüfungswesen sowie zur Per-
sonal- und Sachmittelverwaltung einschließlich 
Stellenbewirtschaftung, kann abgewichen werden. 

(2) Schulversuche bedürfen der Genehmigung der 
obersten Schulaufsichtsbehörde und sind in der 
Regel wissenschaftlich zu begleiten. 

(2) Schulversuche können auch als wissenschaft-
liche Forschungsvorhaben in Kooperation mit ei-
ner Hochschule durchgeführt werden. Soweit da-
für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
erforderlich ist, bedarf dies der schriftlichen Ein-
willigung aller am Schulversuch Beteiligten, bei 
minderjährigen Schülern auch der schriftlichen 

(2) Schulversuche können auch als wissenschaft-
liche Forschungsvorhaben in Kooperation mit ei-
ner Hochschule durchgeführt werden. Soweit da-
für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
erforderlich ist, bedarf dies der schriftlichen Ein-
willigung aller am Schulversuch Beteiligten, bei 
minderjährigen Schülern auch der schriftlichen 
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Einwilligung der Eltern, gemäß § 4 Absatz 1 
Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 3 bis 5 des 
Sächsischen Datenschutzgesetzes. Der Sächsi-
sche Datenschutzbeauftragte ist vor Beginn eines 
solchen Schulversuchs anzuhören. 

Einwilligung der Eltern, gemäß § 4 Absatz 1 
Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 3 bis 5 des 
Sächsischen Datenschutzgesetzes. Der Sächsi-
sche Datenschutzbeauftragte ist vor Beginn eines 
solchen Schulversuchs anzuhören. 

   

§ 16 

Betreuungsangebote 

§ 16 

Betreuungsangebote 

§ 16 

Betreuungsangebote 

(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur 
zehnten Klassenstufe an Mittelschulen und Gym-
nasien außerunterrichtliche Betreuungsangebote 
vorhalten. 

(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur 
zehnten Klassenstufe an Oberschulen und Gym-
nasien außerunterrichtliche Betreuungsangebote 
vorhalten. 

(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur 
zehnten Klassenstufe an Oberschulen und Gym-
nasien außerunterrichtliche Betreuungsangebote 
vorhalten. 

(2) 
1
An Schulen zur Lernförderung, ausgenom-

men solche nach § 13 Abs. 2, hält der Schulträger 
Betreuungsangebote für Schüler der Klassenstu-
fen 1 bis 4 vor. 

2
Es können auch Schüler der übri-

gen Klassenstufen einbezogen werden. 
3
Für 

Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 gilt § 13 Abs. 3 
entsprechend. 

(2) 
1
Soweit die Schüler nicht in einem Heim nach 

§ 13 Absatz 3 Satz 1 betreut werden, hält der 
Schulträger 

1. für Schüler der Klassenstufen 1 bis 4 Primar-
stufe der Schule mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen, 

2. für Schüler aller Klassenstufen der übrigen 
Förderschulen und 

3. für inklusiv unterrichtete Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung 

Betreuungsangebote vor. 
2
In die Betreuungsan-

gebote nach Satz 1 Nummer 1 können auch 
Schüler der übrigen Klassenstufen einbezogen 
werden. 

3
Für Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 

gilt § 13 Absatz 4 entsprechend. 

(2) 
1
Soweit die Schüler nicht in einem Heim nach 

§ 13 Absatz 3 Satz 1 betreut werden, hält der 
Schulträger 

1. für Schüler der Klassenstufen 1 bis 4 Pri-
marstufe der Schule mit dem Förderschwer-
punkt Lernen, 

2. für Schüler aller Klassenstufen der übrigen 
Förderschulen und 

3. für inklusiv unterrichtete Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung 

Betreuungsangebote vor. 
2
In die Betreuungsan-

gebote nach Satz 1 Nummer 1 können auch 
Schüler der übrigen Klassenstufen einbezogen 
werden. 

3
Für Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 

gilt § 13 Absatz 4 entsprechend. 

(3) 
1
An den übrigen Förderschulen, ausgenom-

men solche nach § 13 Abs. 2, hält der Schulträger 
(3) [ a u f g e h o b e n ]  (3) [ a u f g e h o b e n ]  
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Betreuungsangebote vor. 
2
Für Schüler der Klas-

senstufen 1 bis 6 gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 

   

§ 16a 

Ganztagsangebote 

§ 16a 

Ganztagsangebote 

§ 16a 

Ganztagsangebote 

(1) 
1
Mittelschulen und Gymnasien können von der 

fünften bis zur zehnten Klassenstufe Ganz-
tagsangebote einrichten. 

2
Dazu arbeiten die 

Schulen mit außerschulischen Einrichtungen zu-
sammen. 

(1) 
1
Allgemeinbildende Schulen können Ganztagsan-

gebote einrichten und dabei mit außerschulischen 
Einrichtungen zusammenarbeiten. 

2
Grundschulen 

müssen sich bei diesen Angeboten mit den Horten 
abstimmen. 

(1) 
1
Allgemeinbildende Schulen sollen Ganztagsan-

gebote einrichten und dabei mit außerschulischen 
Einrichtungen zusammenarbeiten. 

2
Grundschulen 

müssen sich bei diesen Angeboten mit den Horten 
abstimmen. 

(2) Zulässige Formen von Ganztagsangeboten 
sind insbesondere Schulklubs, Arbeitsgemein-
schaften, zusätzlicher Förderunterricht oder An-
gebote der Schuljugendarbeit. 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

 (2) 
1
Zur Stärkung der Eigenverantwortung an Schulen 

können öffentliche und freie Träger allgemeinbilden-
der Schulen die im Haushaltsplan des Freistaates 
Sachsen für die Förderung von Ganztagsangeboten 
für Schüler vorgesehenen Mittel als pauschalisierte 
zweckgebundene Zuweisungen erhalten. 

2
§ 3b Ab-

satz 1 findet entsprechende Anwendung. 

(2) 
1
Der Freistaat Sachsen unterstützt die Ganz-

tagsangebote öffentlicher und freier Träger allge-
meinbildender Schulen mit finanziellen Mitteln nach 
den Maßgaben des Haushaltsplanes. 

2
Zur Stärkung 

der Eigenverantwortung an Schulen sollen sie die im 
Haushaltsplan des Freistaates Sachsen für die Förde-
rung von Ganztagsangeboten für Schüler vorgesehe-
nen Mittel als pauschalisierte zweckgebundene Zu-
weisungen erhalten. 

3
§ 3b Absatz 1 findet entspre-

chende Anwendung. 

 (3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung nähere Bestim-
mungen zu erlassen, insbesondere über 

1. die inhaltlichen Mindestanforderungen an die 
pädagogisch-fachliche Ausgestaltung von Ganz-

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 
zu erlassen, insbesondere über 

1. die inhaltlichen Mindestanforderungen an die 
pädagogisch-fachliche Ausgestaltung von Ganz-
tagsangeboten, 
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tagsangeboten, 

2. die Abgrenzung und Abstimmung der Ganz-
tagsangebote mit dem Hort, 

3. die Berechnung der Zuweisungen, 

4. die Einbeziehung von Schulfördervereinen allge-
meinbildender Schulen in den Kreis der Zuwei-
sungsempfänger, 

5. das Antragsverfahren, 

6. die Auszahlung der Mittel; dabei können Ab-
schlagszahlungen und Auszahlungstermine gere-
gelt werden, und 

7. die Erbringung und Prüfung des Nachweises der 
zweckentsprechenden Verwendung der Zuwei-
sungen; dabei können geregelt werden: 

a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 

b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zuwei-
sungen bei nicht fristgerechter Vorlage, 

c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur 
Aufbewahrung von Unterlagen und Dateien, 

d) die Beschränkung des Nachweises auf eine 
schriftliche Versicherung des Zuweisungs-
empfängers, dass die Mittel zweckentspre-
chend eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende 
Verwendung nicht nachgewiesen wird, die 
Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit wei-
teren Zuweisungen. 

2. die Abgrenzung und Abstimmung der Ganz-
tagsangebote mit dem Hort, 

3. die Berechnung der Zuweisungen, 

4. die Einbeziehung von Schulfördervereinen allge-
meinbildender Schulen in den Kreis der Zuwei-
sungsempfänger, 

5. das Antragsverfahren, 

6. die Auszahlung der Mittel; dabei können Ab-
schlagszahlungen und Auszahlungstermine gere-
gelt werden, und 

7. die Erbringung und Prüfung des Nachweises der 
zweckentsprechenden Verwendung der Zuwei-
sungen; dabei können geregelt werden: 

a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 

b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zu-
weisungen bei nicht fristgerechter Vorlage, 

c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur 
Aufbewahrung von Unterlagen und Dateien, 

d) die Beschränkung des Nachweises auf eine 
schriftliche Versicherung des Zuweisungs-
empfängers, dass die Mittel zweckentspre-
chend eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende 
Verwendung nicht nachgewiesen wird, die 
Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit wei-
teren Zuweisungen. 

2
Für die Nummern 3 und 5 bis 7 ist das Einverneh-

men mit dem Staatsministerium der Finanzen herzu-
stellen. 
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§ 17 

Bildungsberatung 

§ 17 

Bildungsberatung 

§ 17 

Bildungsberatung 

(1) Jede Schule und jeder Lehrer haben die Auf-
gabe, die Eltern und die Schüler in Fragen der 
Schullaufbahn zu beraten und sie bei der Wahl 
der Bildungsmöglichkeiten entsprechend den Fä-
higkeiten und Neigungen des Einzelnen zu unter-
stützen. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Zur Unterstützung der Erziehung und Hilfe bei 
der Lebensbewältigung der Schüler durch die El-
tern und Lehrer wird eine schulpsychologische 
Beratung ermöglicht, die schulartübergreifend 
durch Schulpsychologen mit Hilfe von Beratungs-
lehrern erfolgt und die Schulsozialarbeit einbe-
zieht. 

(2) Zur Unterstützung der Erziehung und Hilfe bei 
der Lebensbewältigung der Schüler durch die El-
tern und Lehrer wird eine schulpsychologische 
Beratung ermöglicht, die schulartübergreifend 
durch Schulpsychologen mit Hilfe von Beratungs-
lehrern oder Betreuungslehrern erfolgt und die 
Schulsozialarbeit einbezieht. 

(2) Zur Unterstützung der Erziehung und Hilfe bei 
der Lebensbewältigung der Schüler durch die El-
tern und Lehrer wird eine schulpsychologische 
Beratung ermöglicht, die schulartübergreifend 
durch Schulpsychologen mit Hilfe von Beratungs-
lehrern oder Betreuungslehrern erfolgt und die 
Schulsozialarbeit einbezieht. 

   

3. Abschnitt 

Religionsunterricht, Ethik 

3. Abschnitt 

Religionsunterricht, Ethik 

3. Abschnitt 

Religionsunterricht, Ethik 

§ 18 

Religionsunterricht 

§ 18 

Religionsunterricht 

§ 18 

Religionsunterricht 

(1) 
1
Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen 

Schulen, ausgenommen die Fachschulen, orden-
tliches Lehrfach. 

2
Unbeschadet des staatlichen 

Aufsichtsrechts wird der Religionsunterricht nach 
Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der betreffenden Religionsge-
meinschaft erteilt. 

(1) 
1
Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehr-

fach. 

 

[ i m  F o l g e n d e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(1) 
1
Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehr-

fach. 

 

[ i m  F o l g e n d e n  u n v e r ä n d e r t ]  
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(2) 
1
Die Lehrer bedürfen zur Erteilung von Reli-

gionsunterricht der Bevollmächtigung der betref-
fenden Religionsgemeinschaft. 

2
Kein Lehrer darf 

gegen seinen Willen gezwungen werden, Religi-
onsunterricht zu erteilen. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Der Religionsunterricht kann von Bedienste-

ten der betreffenden Religionsgemeinschaften er-
teilt werden. 

2
Die Religionsgemeinschaft erhält ei-

nen angemessenen finanziellen Ersatz. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 19 

Ethik 

§ 19 

Ethik 

§ 19 

Ethik 

(1) Schüler, die nicht am Religionsunterricht teil-
nehmen, besuchen den Unterricht in dem Fach 
Ethik. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Im Fach Ethik werden den Schülern religions-
kundliches Wissen, Verständnis für gesellschaftli-
che Wertvorstellungen und Normen sowie Zugang 
zu philosophischen und religiösen Fragen vermit-
telt. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) Im Fach Ethik werden den Schülern religions-
kundliches Wissen, Verständnis für gesellschaftli-
che Wertvorstellungen und Normen, Zugang zu 
philosophischen und religiösen Fragen sowie 
Fragen der globalen Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit vermittelt. 

   

§ 20 

Teilnahme 

§ 20 

Teilnahme 

§ 20 

Teilnahme 

1
Die Eltern bestimmen, ob ihre Kinder am Reli-

gionsunterricht oder am Ethikunterricht teilneh-
men. 

2
Nach Vollendung des 14. Lebensjahres 

steht dieses Recht dem Schüler zu. 

[ u n v e r ä n d e r t ]  [ u n v e r ä n d e r t ]  
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2. Teil 

Schulträgerschaft 

2. Teil 

Schulträgerschaft 

2. Teil 

Schulträgerschaft 

§ 21 

Grundsätze 

§ 21 

Grundsätze 

§ 21 

Grundsätze 

(1) Der Schulträger hat die sächlichen Kosten der 
Schule zu tragen. 

[ u n v e r ä n d e r t ]  [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Die Schulträger sind berechtigt und ver-
pflichtet, öffentliche Schulen einzurichten und fort-
zuführen, wenn ein öffentliches Bedürfnis hierfür 
besteht. 

(2) Die Schulträger sind berechtigt und verpflich-
tet, Schulen in öffentlicher Trägerschaft einzurich-
ten und fortzuführen, wenn ein öffentliches Be-
dürfnis hierfür besteht. 

(2) Die Schulträger sind berechtigt und verpflich-
tet, Schulen in öffentlicher Trägerschaft einzurich-
ten und fortzuführen, wenn ein öffentliches Be-
dürfnis hierfür besteht. 

 (3) Ein öffentliches Bedürfnis besteht, wenn entwe-
der die Mindestschülerzahlen und Mindestzügigkei-
ten nach § 4a Absatz 1 einschließlich der auf seiner 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen und § 
4a Absatz 3 für den Schulstandort zum Unterrichts-
beginn erreicht werden oder ein Ausnahmetatbe-
stand nach § 4a Absatz 5 gegeben ist. 

(3) Ein öffentliches Bedürfnis besteht, wenn entwe-
der die Mindestschülerzahlen und Mindestzügigkei-
ten nach § 4a Absatz 1 einschließlich der auf seiner 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen und § 
4a Absatz 3 für den Schulstandort zum Unterrichts-
beginn erreicht werden oder ein Ausnahmetatbe-
stand nach § 4a Absatz 5 beziehungsweise nach 
§ 4b gegeben ist. 

(3) Bei der Einrichtung, Änderung, Aufhebung und 
bei der Unterhaltung der Schulen nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1 und Nr. 2 wirken der Schulträger und der 
Freistaat Sachsen nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zusammen. 

(4) Bei der Einrichtung, Änderung, Aufhebung und 
bei der Unterhaltung der Schulen nach § 3 Absatz 
2 Nummer 1 und 2 wirken der Schulträger und der 
Freistaat Sachsen nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zusammen. 

(4) Bei der Einrichtung, Änderung, Aufhebung und 
bei der Unterhaltung der Schulen nach § 3 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 wirken der 
Schulträger und der Freistaat Sachsen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes zusammen. 

   

§ 22 

Schulträger 

§ 22 

Schulträger 

§ 22 

Schulträger 
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(1) 
1
Die Gemeinden sind Schulträger der allge-

mein bildenden Schulen und der Schulen des 
zweiten Bildungsweges. 

2
Die Landkreise können 

Schulträger dieser Schulen sein. 
3
Die Landkreise 

und Kreisfreien Städte sind Schulträger der be-
rufsbildenden Schulen. 

4
Schulträger der einjähri-

gen Fachschulen im Fachbereich Agrarwirtschaft 
der Fachrichtung Landwirtschaft in Döbeln, Frei-
berg, Großenhain, Löbau, Plauen und Zwickau 
sind die jeweiligen Landkreise. 

5
Der Landkreis 

Mittelsachsen ist Schulträger 

1. der landwirtschaftlichen Fachschule im Fach-
bereich Technik der Fachrichtung Agrartechnik 
mit den Schwerpunkten Hauswirtschaft und 
Ernährung, Landbau und Umwelt/Landschaft, 

2. der landwirtschaftlichen Fachschule im Fach-
bereich Wirtschaft der Fachrichtung Agrarwirt-
schaft, 

3. der einjährigen Fachschule im Fachbereich Ag-
rarwirtschaft der Fachrichtung Hauswirtschaft 
und 

4. der Höheren Landbauschule 

am Standort Freiberg. 

(1) 
1
Die Gemeinden sind Schulträger der allge-

meinbildenden Schulen und der Schulen des 
zweiten Bildungsweges. 

2
Die Landkreise können 

Schulträger dieser Schulen sein. 
3
Die Landkreise 

und Kreisfreien Städte sind Schulträger der be-
rufsbildenden Schulen. 

(1) 
1
Die Gemeinden sind Schulträger der allge-

meinbildenden Schulen und der Schulen des 
zweiten Bildungsweges. 

2
Die Landkreise können 

Schulträger dieser Schulen sein. 
3
Die Landkreise 

und Kreisfreien Städte sind Schulträger der be-
rufsbildenden Schulen. 

(2) Der Freistaat Sachsen kann Schulträger von 
Förderschulen mit Heim sowie von Schulen be-
sonderer pädagogischer Prägung oder besonde-
rer Bedeutung sein. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Der Schulträger soll berufsbildende Schulen 

in Beruflichen Schulzentren zusammenfassen. 
2
Diese können in eigener Verantwortung über 

schulische Bildungsgänge hinaus Aufgaben der 
beruflichen Ausbildung, Umschulung, Fortbildung 
und Weiterbildung wahrnehmen. 

3
Der Schulträger 

(3) 
1
Der Schulträger soll berufsbildende Schulen 

in Beruflichen Schulzentren zusammenfassen. 
2
Diese können in eigener Verantwortung über 

schulische Bildungsgänge hinaus Aufgaben der 
beruflichen Ausbildung, Umschulung, Fortbildung 
und Weiterbildung wahrnehmen. 

2
Der Schulträger 

(3) 
1
Der Schulträger soll berufsbildende Schulen 

in Beruflichen Schulzentren zusammenfas-
sen.

2
Der Schulträger kann Schulen des zweiten 

Bildungsweges als Teil einer allgemeinbildenden 
Schule führen. 

3
Im Übrigen können selbstständige 

Schulen, die der Schulträger in Schulzentren 



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 54 von 141 

kann allgemein bildende Förderschulen in Förder-
schulzentren zusammenfassen und Schulen des 
zweiten Bildungsweges als Teil einer allgemein 
bildenden Schule führen. 

4
§ 21 Abs. 3 gilt ent-

sprechend. 

kann Förderschulen in Förderschulzentren zu-
sammenfassen und Schulen des zweiten Bil-
dungsweges als Teil einer allgemeinbildenden 
Schule führen. § 21 Absatz 4 gilt entsprechend. 

räumlich zusammenfasst, pädagogisch und orga-
nisatorisch zusammenarbeiten. 

4
Diese Zusam-

menarbeit erleichtert den schulartübergreifenden 
Lehrereinsatz sowie die gemeinsame Nutzung 
von schulischen Einrichtungen. 

5
§ 21 Absatz 4 gilt 

entsprechend. 

(4) 
1
Die Schulträger sind verpflichtet, zur Erfüllung 

der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Auf-
gaben zusammenzuarbeiten. 

2
Dies betrifft insbe-

sondere die Einigung über die Bildung von Schul-
zweckverbänden oder Schulbezirken. 

3
Die Vor-

schriften über die kommunale Zusammenarbeit 
bleiben unberührt. 

(4) 
1
Die Schulträger sind verpflichtet, zur Erfüllung 

der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Auf-
gaben zusammenzuarbeiten. 

2
Dies betrifft insbe-

sondere die Einigung über die Bildung von Schul-
zweckverbänden und Schulbezirken. 

3
Für den 

Abschluss einer Zweckvereinbarung ist das Ein-
vernehmen der Schulaufsichtsbehörde erforder-
lich. 

4
Die Vorschriften über die kommunale Zu-

sammenarbeit bleiben unberührt. 

(4) 
1
Die Schulträger sind verpflichtet, zur Erfüllung 

der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Auf-
gaben zusammenzuarbeiten. 

2
Dies betrifft insbe-

sondere die Einigung über die Bildung von Schul-
zweckverbänden und Schulbezirken. 

3
Für den 

Abschluss einer Zweckvereinbarung ist das Ein-
vernehmen der Schulaufsichtsbehörde erforder-
lich. 

4
Die Vorschriften über die kommunale Zu-

sammenarbeit bleiben unberührt. 

   

§ 23 

Aufgaben des Schulträgers 

§ 23 

Aufgaben des Schulträgers, Schülerbeförde-
rung 

§ 23 

Aufgaben des Schulträgers, Schülerbeförde-
rung 

(1) Die Gemeinden und Landkreise verwalten die 
ihnen als Schulträger obliegenden Angelegenhei-
ten als Pflichtaufgaben. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) 
1
Der Schulträger errichtet die Schulgebäude 

und Schulräume, stattet sie mit den notwendigen 
Lehr- und Lernmitteln aus und stellt die sonstigen 
erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung. 

2
Er 

unterhält sie in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand. 

3
Er bestellt in Abstimmung mit dem Schul-

leiter die Mitarbeiter, die nicht im Dienst des Frei-
staates Sachsen stehen. 

4
Der Schulträger soll 

dem Schulleiter die zur Deckung des laufenden 
Lehr- und Lernmittelbedarfs erforderlichen Mittel 

(2) 
1
Der Schulträger errichtet die Schulgebäude 

und Schulräume, stattet sie mit den notwendigen 
Lehr- und Lernmitteln aus und stellt die sonstigen 
erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung. 

2
Er 

unterhält sie in einem ordnungsgemäßen Zustand 
und gewährleistet, dass sie in der Regel für schu-
lische Zwecke zur Verfügung stehen. 

3
Er bestellt 

in Abstimmung mit dem Schulleiter die Mitarbei-
ter, die nicht im Dienst des Freistaates Sachsen 
stehen. 

(2) 
1
Der Schulträger errichtet die Schulgebäude 

und Schulräume, stattet sie mit den notwendigen 
Lehr- und Lernmitteln aus und stellt die sonstigen 
erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung. 

2
Er 

unterhält sie in einem ordnungsgemäßen Zustand 
und gewährleistet, dass sie in der Regel für schu-
lische Zwecke zur Verfügung stehen. 

3
Er bestellt 

in Abstimmung mit dem Schulleiter die Mitarbei-
ter, die nicht im Dienst des Freistaates Sachsen 
stehen. 
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zur selbstständigen Bewirtschaftung überlassen. 
5
Im Einvernehmen mit dem Schulleiter kann er 

diesem weitergehende Befugnisse zur Mittelbe-
wirtschaftung einräumen. 

(3) 
1
Träger der notwendigen Beförderung der 

Schüler auf dem Schulweg bei öffentlichen und 
staatlich genehmigten Ersatzschulen freier Träger 
sind der Landkreis oder die Kreisfreie Stadt, in de-
ren Gebiet sich die Schule befindet. 

2
Er regelt 

Einzelheiten durch Satzung, insbesondere hin-
sichtlich 

1. Umfang und Abgrenzung der notwendigen Be-
förderungskosten einschließlich der Festset-
zung von Mindestentfernungen, 

2. Höhe und Verfahren der Erhebung eines Ei-
genanteils des Schülers oder der Eltern, 

3. Pauschalen oder Höchstbeiträge für die Kos-
tenerstattung sowie Ausschlussfristen für die 
Geltendmachung von Erstattungsansprüchen, 

4. Verfahren der Kostenerstattung zwischen den 
Schülern beziehungsweise Eltern und Schul-
trägern sowie zwischen verschiedenen Schul-
trägern. 

(3) 
1
Träger der notwendigen Beförderung der 

Schüler auf dem Schulweg bei Schulen in öffentli-
cher Trägerschaft und Ersatzschulen ist der 
Landkreis oder die Kreisfreie Stadt, in dessen o-
der in deren Gebiet sich die Schule befindet. 

2
Er 

regelt Einzelheiten durch Satzung, insbesondere 
hinsichtlich 

1. der Festsetzung von Mindestentfernungen, 

 

2 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

3. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

4. [u n v e r ä n d e r t ] 

(3) 
1
Träger der notwendigen Beförderung der 

Schüler auf dem Schulweg bei Schulen in öffentli-
cher Trägerschaft und Ersatzschulen ist der 
Landkreis oder die Kreisfreie Stadt, in dessen o-
der in deren Gebiet sich die Schule befindet. 

2
Er 

regelt Einzelheiten durch Satzung, insbesondere 
hinsichtlich 

1. Umfang und Abgrenzung der notwendigen Be-
förderungskosten einschließlich der Festset-
zung von Mindestentfernungen, 

2 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

3. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

4. [u n v e r ä n d e r t ] 

(4) Das Staatsministerium für Kultus erlässt im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium des In-
nern und nach Anhörung der kommunalen Lan-
desverbände Richtlinien über die Ausstattung der 
Schulen mit Lehrmitteln und Verwaltungskräften. 

(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, die näheren Voraussetzungen für die 
notwendige Beförderung der Schüler auf dem 
Schulweg durch Rechtsverordnung zu regeln. 

2
In 

der Rechtsverordnung können insbesondere be-
stimmt werden: 

1. Bezugspunkte (Wohnort, Schulstand-ort) für 
die Ermittlung des Umfangs der notwendigen 
Beförderung, 
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2. die Beschränkung der notwendigen Beförde-
rung auf den Weg zum nächstgelegenen, auf-
nahmefähigen Standort der Schule der jewei-
ligen Schulart, 

3. die Berücksichtigung von Bildungs-gängen 
oder -angeboten bei der Bestimmung des 
nächstgelegenen Schulstandortes, 

4. die Festsetzung von Höchstzeiten für den 
Schulweg sowie 

5. allgemeine Kriterien für die Abgrenzung und 
Berechnung der Kosten für den Anteil der 
notwendigen Beförderung. 

 (5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt, Mindestanforderungen für die Ausstattung der 
Schulen mit Verwaltungskräften und Lehrmitteln 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-
tigt, Mindestanforderungen für die Ausstattung der 
Schulen mit Verwaltungskräften und Lehrmitteln 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

   

§ 23a 

Schulnetzplanung 

§ 23a 

Schulnetzplanung 

§ 23a 

Schulnetzplanung 

(1) 
1
Die Landkreise und Kreisfreien Städte stellen 

Schulnetzpläne für ihr Gebiet auf. 
2
Die Schulnetz-

planung soll die planerische Grundlage für ein alle 
Bildungsgänge umfassendes, regional ausgegli-
chenes und unter zumutbaren Bedingungen er-
reichbares Bildungsangebot schaffen. 

3
Dabei sind 

vorhandene Schulen in freier Trägerschaft sowie 
bei den berufsbildenden Schulen die Möglichkeit 
der betrieblichen Aus- und Weiterbildung zu be-
rücksichtigen. 

4
Die Ziele der Raumordnung und 

der Landesplanung sind zu beachten. 

(1) 
1
Die Landkreise und Kreisfreien Städte stellen 

Schulnetzpläne für ihr Gebiet auf. 
2
Die Schulnetz-

planung soll die planerische Grundlage für ein alle 
Bildungsgänge umfassendes, regional ausgegli-
chenes und unter zumutbaren Bedingungen er-
reichbares Bildungsangebot schaffen und durch 
Abstimmung mit der Jugendhilfeplanung gemäß § 
79 Absatz 1 und § 80 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch eine regionale Bildungsplanung si-
chern. 

3
Dabei sind vorhandene Schulen in freier 

Trägerschaft sowie bei den berufsbildenden 
Schulen die Möglichkeit der betrieblichen Aus- 

(1) 
1
Die Schulnetzplanung soll die planerische 

Grundlage für ein alle Bildungsgänge umfassen-
des, regional ausgeglichenes und unter zumutba-
ren Bedingungen erreichbares Bildungsangebot 
schaffen und durch Abstimmung mit der Jugend-
hilfeplanung gemäß § 79 Absatz 1 und § 80 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch eine regionale 
Bildungsplanung sichern. 

2
Dabei sind vorhandene 

Schulen in freier Trägerschaft sowie bei den be-
rufsbildenden Schulen die Möglichkeit der betrieb-
lichen Aus- und Weiterbildung zu berücksichtigen. 
3
Die Ziele der Raumordnung und der Landespla-
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und Weiterbildung zu berücksichtigen. 
4
Die Ziele 

der Raumordnung und der Landesplanung sind 
zu beachten. 

nung sind zu beachten. 

(2) 
1
In den Plänen werden der mittelfristige und 

langfristige Schulbedarf sowie die Schulstandorte 
ausgewiesen. 

2
Für jeden Schulstandort ist anzu-

geben, welche Bildungsangebote dort vorhanden 
sind und für welche räumlichen Bereiche (Ein-
zugsbereiche) sie gelten sollen. 

3
Es sind auch die 

Bildungsbedürfnisse zu berücksichtigen, die durch 
Schulen für das Gebiet nur eines Schulträgers 
nicht sinnvoll befriedigt werden können. 

 

 

4
Schulnetzpläne müssen die langfristige Zielpla-

nung und die Ausführungsmaßnahmen unter An-
gabe der Rangfolge ihrer Verwirklichung enthal-
ten. 

(2) 
1
In den Plänen werden der mittelfristige und 

langfristige Schulbedarf sowie die Schulstandorte 
ausgewiesen. 

2
Für jeden Schulstandort ist anzu-

geben, welche Bildungsangebote dort vorhanden 
sind und für welche räumlichen Bereiche (Ein-
zugsbereiche) sie gelten sollen. 

3
Es sind auch die 

Bildungsbedürfnisse zu berücksichtigen, die durch 
Schulen für das Gebiet nur eines Schulträgers 
nicht sinnvoll befriedigt werden können. 

4
In diesen 

Fällen ist darzustellen, welche Form der Zusam-
menarbeit der Schulträger besteht oder durch 
welchen Schulträger die Bildungsbedürfnisse be-
friedigt werden. 

5
Schulnetzpläne müssen die lang-

fristige Zielplanung und die Ausführungsmaß-
nahmen unter Angabe der Rangfolge ihrer Ver-
wirklichung enthalten. 

(2) 
1
In den Plänen werden der mittelfristige und 

langfristige Schulbedarf sowie die Schulstandorte 
ausgewiesen. 

2
Für jeden Schulstandort ist anzu-

geben, welche Bildungsangebote dort vorhanden 
sind und für welche räumlichen Bereiche (Ein-
zugsbereiche) sie gelten sollen. 

3
Es sind auch die 

Bildungsbedürfnisse zu berücksichtigen, die durch 
Schulen für das Gebiet nur eines Schulträgers 
nicht sinnvoll befriedigt werden können. 

4
In diesen 

Fällen ist darzustellen, welche Form der Zusam-
menarbeit der Schulträger besteht oder durch 
welchen Schulträger die Bildungsbedürfnisse be-
friedigt werden. 

5
Schulnetzpläne müssen die lang-

fristige Zielplanung und die Ausführungsmaß-
nahmen unter Angabe der Rangfolge ihrer Ver-
wirklichung enthalten. 

  (3) 
1
Die Landkreise und Kreisfreien Städte stellen 

die Teilschulnetzpläne für die allgemeinbildenden 
schulen und die Schulen des zweiten Bildungs-
weges in ihrem Gebiet auf. 

2
Dabei ist die Schul-

netzplanung für die berufsbildenden Schulen nach 

Absatz 7 Satz 1 und 3 zu berücksichtigen. 

(3) 
1
Die Schulnetzpläne sind im Benehmen mit 

den Gemeinden und den übrigen Trägern der 
Schulen des Gebietes aufzustellen. 

2
Die Pläne 

sind mit benachbarten Landkreisen und Kreis-
freien Städten abzustimmen. 

(3) 
1
Die Schulnetzpläne sind, soweit der Träger 

der Schulnetzplanung nicht selbst Schulträger ist, 
im Einvernehmen mit den öffentlichen Schulträ-
gern, im Übrigen im Benehmen mit den sonstigen 
Trägern der Schulen des Gebietes aufzustellen. 
2
Die Pläne sind mit benachbarten Trägern der 

Schulnetzplanung abzustimmen. 

(4) 
1
Die Teilschulnetzpläne nach Absatz 3 sind, 

soweit der Träger der Schulnetzplanung nicht 
selbst Schulträger ist, im Einvernehmen mit den 
öffentlichen Schulträgern, im Übrigen im Beneh-
men mit den sonstigen Trägern der Schulen des 
Gebietes aufzustellen. 

2
Die Pläne sind mit be-

nachbarten Trägern der Schulnetzplanung abzu-
stimmen. 

3
Die Pläne bedürfen der Genehmigung 

der obersten Schulaufsichtsbehörde. 
4
Die Schul-
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netzplanung der sorbischen Schulen und Schulen 
mit sorbischsprachigem Angebot ist im Benehmen 
mit der Interessensvertretung nach § 5 des Säch-
sischen Sorbengesetzes aufzustellen. 

 (4) 
1
Abweichend von Absatz 3 Satz 2 ist der Teil-

plan für die berufsbildenden Schulen unter Be-
rücksichtigung der von der obersten Schulauf-
sichtsbehörde festgelegten Fachklassenstandorte 
mit Einzugsbereichen und im Einvernehmen mit 
dem Regionalen Planungsverband aufzustellen, 
dem der Träger der Schulnetzplanung als Mitglied 
nach § 9 des Landesplanungsgesetzes vom 11. 
Juni 2010 (SächsGVBl. S. 174), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 2. April 2014 (Sächs-
GVBl. S. 234) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, angehört. 

2
Der zuständige 

Regionale Planungsverband kann das Einver-
nehmen nur aus den sich aus Absatz 5 Satz 1 er-
gebenden Gründen versagen. 

3
Der Regionale 

Planungsverband prüft dabei auch, ob die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung nach Ab-
satz 1 Satz 4 beachtet worden sind und stimmt 
sich mit den benachbarten Trägern der Schul-
netzplanung im Verbandsgebiet ab. 

4
Die Ent-

scheidung über die Erteilung des Einvernehmens 
und das Ergebnis der Prüfung nach Satz 3 teilt er 
innerhalb einer Frist von drei Monaten dem Trä-
ger der Schulnetzplanung mit. 

5
Ist das Einver-

nehmen rechtswidrig versagt worden oder die 
Frist nach Satz 3 verstrichen, ohne dass eine Mit-
teilung erfolgt ist, gilt Absatz 5 Satz 2 entspre-
chend. 

 

 (5) 
1
Der Schulträger darf sein Einvernehmen zu 

den planerischen Festlegungen nur dann versa-
gen, wenn diese den Anforderungen des § 4a Ab-
satz 1 einschließlich der auf seiner Grundlage er-

(5) 
1
Der Schulträger darf sein Einvernehmen zu 

den planerischen Festlegungen gemäß Absatz 4 
Satz 1 nur dann versagen, wenn diese den Anfor-
derungen des § 4a Absatz 1 einschließlich der auf 



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 59 von 141 

lassenen Rechtsverordnungen, des § 4a Absatz 3 
oder Absatz 5, des § 4b Absatz 1, 2 oder Absatz 
4, des § 21 Absatz 2 oder des § 23a Absatz 2 wi-
dersprechen. 

2
Wird das Einvernehmen rechtswid-

rig versagt, entscheidet die oberste Schulauf-
sichtsbehörde über die Ersetzung des Einver-
nehmens im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens nach Absatz 6. 

seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnun-
gen, des § 4a Absatz 3 oder Absatz 5, des § 4b 
Absatz 1 bis 3 oder Absatz 5, des § 21 Absatz 2 
oder des § 23a Absatz 2 widersprechen. 

2
Wird 

das Einvernehmen rechtswidrig versagt, ent-
scheidet die oberste Schulaufsichtsbehörde über 
die Ersetzung des Einvernehmens im Rahmen 
der Genehmigung nach Absatz 4 Satz 3. 

(4) 
1
Die Schulnetzpläne bedürfen der Genehmi-

gung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 
2
Diese 

überprüft die Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit 
der Pläne mit den schulpolitischen und den sich 
aus dem Staatshaushaltsplan ergebenden Maß-
nahmen, insbesondere um zu gewährleisten, dass 
die personelle Ausstattung der Schulen im Rah-
men der Bedarfs- und Finanzplanung des Frei-
staates Sachsen möglich ist. 

3
Die Genehmigung 

ist zu versagen, wenn die Schulnetzplanung mit 
den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Anforde-
rungen nicht übereinstimmt oder einer den Maß-
gaben des Freistaates Sachsen entsprechenden 
ordnungsgemäßen Gestaltung des Unterrichts 
entgegensteht. 

(6) 
1
Die Schulnetzpläne bedürfen der Genehmi-

gung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 
2
Diese 

überprüft die Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit 
der Pläne mit den schulgesetzlichen und schul-
fachlichen sowie den sich aus dem Staatshaus-
haltsplan ergebenden Maßnahmen, insbesondere 
um zu gewährleisten, dass die personelle Aus-
stattung der Schulen im Rahmen der Bedarfs- 
und Finanzplanung des Freistaates Sachsen 
möglich ist. 

3
Die Genehmigung ist zu versagen, 

wenn die Schulnetzplanung mit den in den Absät-
zen 1 bis 4 genannten Anforderungen nicht über-
einstimmt oder einer den Maßgaben des Freistaa-
tes Sachsen entsprechenden ordnungsgemäßen 
Gestaltung des Unterrichts entgegensteht. 

4
Die 

Genehmigung wird, soweit die Schulnetzpläne die 
Fachschulen in den Berufen der Land-, Forst- und 
Hauswirtschaft sowie des Garten- und Land-
schaftsbaus (landwirtschaftliche Fachschulen) be-
treffen, im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium für Umwelt und Landwirtschaft erteilt.  

(6) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde überprüft 

bei der Genehmigung nach Absatz 4 Satz 3 die 
Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit der Pläne mit 
den schulgesetzlichen und schulfachlichen sowie 
den sich aus dem Staatshaushaltsplan ergeben-
den Maßnahmen, insbesondere um zu gewähr-
leisten, dass die personelle Ausstattung der Schu-
len im Rahmen der Bedarfs- und Finanzplanung 
des Freistaates Sachsen möglich ist. 

2
Über die 

Genehmigung ist binnen sechs Monaten zu ent-
scheiden. 

3
Die Frist nach Satz 2 beginnt mit Ein-

gang des Planes, der den Anforderungen nach 
Absatz 10 zu erlassenden Rechtsverordnung ent-
sprechen muss, und der den Plan begründenden 
sowie vollständigen Unterlagen bei der obersten 
Schulaufsichtsbehörde; die Vollständigkeit der 
Unterlagen ist zu bestätigen. 

4
Die Frist kann bei 

Vorliegen eines wichtigen Grundes um höchstens 
drei Monate verlängert werden. 

5
Die Fristverlän-

gerung ist zu begründen und rechtzeitig mitzutei-
len. 

6
Die Genehmigung gilt mit Ablauf der Frist als 

erteilt.
 7

Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die Schulnetzplanung mit den in den Absätzen 1, 
2, 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 und 2 genannten 
Anforderungen nicht übereinstimmt oder einer 
den Maßgaben des Freistaates Sachsen entspre-
chenden ordnungsgemäßen Gestaltung des Un-
terrichts entgegensteht. 
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 ( a u f g e h o b e n )  (7) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde stellt den 

Teilschulnetzplan für die berufsbildenden Schulen 
unter Berücksichtigung der Fachklassenstandorte 
mit Einzugsbereichen im Einvernehmen mit den 
Landkreisen und Kreisfreien Städten auf. 

2
Die 

Planaufstellung erfolgt im Benehmen mit dem 
Landesausschuss für Berufsbildung. 

3
Dabei ist für 

ein regional ausgeglichenes Bildungsangebot im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 in besonderem Maße 
auf ein ausgewogenes Verhältnis des Angebots in 
ländlich und städtisch geprägten Räumen zu ach-
ten sowie die Schulnetzplanung für die allgemein-
bildenden Schulen und die Schulen des zweiten 
Bildungsweges nach Absatz 3 Satz 1 zu berück-
sichtigen. 

4
Soweit die Fachschulen in den Berufen 

der Land-, Forst- und Hauswirtschaft sowie des 
Garten- und Landschaftsbaus (landwirtschaftliche 
Fachschulen) betroffen sind, ist das Einverneh-
men des Staatsministeriums für Umwelt und 
Landwirtschaft einzuholen. 

  (8) 
1
Der Schulträger darf sein Einvernehmen zu 

den planerischen Festlegungen gemäß Absatz 7 
Satz 1 nur dann versagen, wenn diese den Anfor-
derungen des § 4a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 
6 einschließlich der aufgrund von § 4a Absatz 1 
Satz 2 erlassenen Rechtsverordnungen, des § 4a 
Absatz 5, des § 21 Absatz 2 oder des § 23a Ab-
satz 2 widersprechen. 

2
Wird das Einvernehmen 

rechtswidrig versagt oder widerspricht die Versa-
gung den Zielen von Absatz 7 Satz 3, entscheidet 
die oberste Schulaufsichtsbehörde über die Er-
setzung des Einvernehmens mit Abschluss des 
Planaufstellungsverfahrens. 

(5) Beschlüsse des Schulträgers und Entschei-
dungen des Staatsministeriums für Kultus nach 
§ 24 erfolgen auf der Grundlage eines genehmig-

 (9) Beschlüsse des Schulträgers und Entschei-
dungen der obersten Schulaufsichtsbehörde nach 
§ 24 erfolgen auf der Grundlage eines genehmig-
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ten Schulnetzplanes. ten Teilschulnetzplans nach Absatz 3 und 4 sowie 
auf der Grundlage eines nach Absatz 7 abge-
stimmten Teilschulnetzplanes. 

(6) 
1
Das Staatsministerium für Kultus wird er-

mächtigt, das Nähere zur Aufstellung, Fortschrei-
bung und Genehmigung der Schulnetzpläne 
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium des Innern zu regeln. 

(7) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, das Nähere zur Aufstellung, Fortschrei-
bung und Genehmigung der Schulnetzpläne so-
wie zur Festlegung von Fachklassenstandorten 
mit Einzugsbereichen durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium des In-
nern zu regeln. 

(10) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, das Nähere zur Aufstellung, Fortschrei-
bung und Genehmigung der Schulnetzpläne so-
wie zur Festlegung von Fachklassenstandorten 
mit Einzugsbereichen durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium des In-
nern zu regeln. 

2
Die Rechtsverordnung kann auch vorsehen: 

1. die Verpflichtung der Landkreise und Kreis-
freien Städte, zum Zwecke der Schulnetzpla-
nung Statistiken für bestimmte oder alle öffent-
lichen Schulen und Schulen in freier Träger-
schaft ihres Gebiets durchzuführen, insbeson-
dere mit folgenden Merkmalen: 

2
Die Rechtsverordnung kann auch vorsehen: 

1. die Verpflichtung der Landkreise und Kreis-
freien Städte, zum Zwecke der Schulnetzplanung 
und der Überwachung der Schulpflicht Statistiken 
für bestimmte oder alle Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft ihres Gebiets durchzuführen, 
insbesondere mit folgenden Merkmalen: 

2
Die Rechtsverordnung kann auch vorsehen: 

1. die Verpflichtung der Landkreise und Kreis-
freien Städte, zum Zwecke der Schulnetzplanung 
und der Überwachung der Schulpflicht Statistiken 
für bestimmte oder alle Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft ihres Gebiets durchzuführen, 
insbesondere mit folgenden Merkmalen: 

a) Träger der Schule; 

b) Schulart und Bildungsgänge; 

c) Zahl der Schüler je Bildungsgang; 

d) Wohnorte der Schüler; 

e) Art, Anzahl, Größe, sächliche Ausstattung, 
Nutzung und Nutzungseignung von Gebäu-
den, Räumen und Außenanlagen; 

f) Mehrfachnutzung von Gebäuden, Räumen 
und Außenanlagen; 

g) Angaben gemäß den Buchstaben a bis d für 
alle durch die Schule genutzten Gebäude; 

[ i m  W e i t e r e n  u n v e r ä n d e r t ]  [ i m  W e i t e r e n  u n v e r ä n d e r t ]  

2. zu den Statistiken und Merkmalen gemäß   
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Nummer 1: 

a) Auskunftspflichten für öffentliche und freie 
Schulträger; 

b) eine Erfassung und Verarbeitung nach ein-
heitlichen Vorgaben; 

c) eine regelmäßige oder fortlaufende Aktuali-
sierung; 

d) eine Verpflichtung der Landkreise und 
Kreisfreien Städte zur Übermittlung, auch 
im elektronischen Datenverkehr, an Behör-
den des Freistaates Sachsen einschließlich 
der Sächsischen Aufbaubank zum Zwecke 
der Genehmigung von Schulnetzplänen, der 
Wahrnehmung der Schulaufsicht oder der 
Durchführung von Förderprogrammen. 

  

 (8) Die Schulaufsichtsbehörde ist befugt, von den 
Landkreisen und Kreisfreien Städten die Anzahl 
der in den kommenden Schuljahren einzuschu-
lenden Schüler schulbezirksgenau für die Grund-
schulen in öffentlicher Trägerschaft bis zum 
31. August eines jeden Jahres und die darüber 
hinaus zur Erstellung der Schülerzahlfortschrei-
bung erforderlichen Daten für Schulen in freier 
Trägerschaft bis zum 30. Oktober eines jeden 
Jahres abzufordern. 

(11) Die Schulaufsichtsbehörde ist befugt, von 
den Landkreisen und Kreisfreien Städten die An-
zahl der in den kommenden Schuljahren einzu-
schulenden Schüler schulbezirksgenau für die 
Grundschulen in öffentlicher Trägerschaft bis zum 
31. August eines jeden Jahres und die darüber 
hinaus zur Erstellung der Schülerzahlfortschrei-
bung erforderlichen Daten für Schulen in freier 
Trägerschaft bis zum 30. Oktober eines jeden 
Jahres abzufordern. 

   

§ 24 

Einrichtung, Änderung und Aufhebung 

von Schulen 

§ 24 

Einrichtung, Änderung und Aufhebung 

von Schulen 

§ 24 

Einrichtung, Änderung und Aufhebung 

von Schulen 

(1) Der Beschluss eines Schulträgers über die (1) Der Beschluss eines Schulträgers über die (1) Der Beschluss eines Schulträgers über die 
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Einrichtung einer öffentlichen Schule bedarf der 
Zustimmung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

Einrichtung einer Schule in öffentlicher Träger-
schaft bedarf der Zustimmung der obersten 
Schulaufsichtsbehörde. 

Einrichtung einer Schule in öffentlicher Träger-
schaft bedarf der Zustimmung der obersten 
Schulaufsichtsbehörde. 

(2) Stellt die oberste Schulaufsichtsbehörde fest, 
dass ein öffentliches Bedürfnis für die Einrichtung 
einer öffentlichen Schule besteht und erfüllt der 
Schulträger die ihm nach § 21 Abs. 2 obliegende 
Verpflichtung nicht, trifft die Rechtsaufsichtsbe-
hörde die notwendigen Maßnahmen; der Schul-
träger ist vorher zu hören. 

(2) Stellt die oberste Schulaufsichtsbehörde fest, 
dass ein öffentliches Bedürfnis für die Einrichtung 
einer Schule in öffentlicher Trägerschaft besteht 
und erfüllt der Schulträger die ihm nach § 21 Ab-
satz 2 obliegende Verpflichtung nicht, trifft die 
Rechtsaufsichtsbehörde die notwendigen Maß-
nahmen; der Schulträger ist vorher zu hören. 

(2) Stellt die oberste Schulaufsichtsbehörde fest, 
dass ein öffentliches Bedürfnis für die Einrichtung 
einer Schule in öffentlicher Trägerschaft besteht 
und erfüllt der Schulträger die ihm nach § 21 Ab-
satz 2 obliegende Verpflichtung nicht, trifft die 
Rechtsaufsichtsbehörde die notwendigen Maß-
nahmen; der Schulträger ist vorher zu hören. 

(3) 
1
Absatz 1 gilt entsprechend für die Aufhebung 

einer öffentlichen Schule. 
2
Stellt die oberste 

Schulaufsichtsbehörde fest, dass das öffentliche 
Bedürfnis für die Fortführung der Schule oder ei-
nes Teils derselben nicht mehr besteht, kann sie 
die Mitwirkung des Freistaates an der Unterhal-
tung der Schule widerrufen; der Schulträger ist 
vorher zu hören. 

(3) 
1
Absatz 1 gilt entsprechend für die Aufhebung 

einer Schule in öffentlicher Trägerschaft. 

[ i m  W e i t e r e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Absatz 1 gilt entsprechend für die Aufhebung 

einer Schule in öffentlicher Trägerschaft. 

[ i m  W e i t e r e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(4) Die Vorschriften über die Einrichtung und Auf-
hebung einer öffentlichen Schule gelten entspre-
chend für die Änderung einer öffentlichen Schule. 

(4) Die Vorschriften über die Einrichtung und Auf-
hebung einer Schule in öffentlicher Trägerschaft 
gelten entsprechend für die Änderung einer Schu-
le in öffentlicher Trägerschaft. 

(4) Die Vorschriften über die Einrichtung und Auf-
hebung einer Schule in öffentlicher Trägerschaft 
gelten entsprechend für die Änderung einer Schu-
le in öffentlicher Trägerschaft. 

   

§ 25 

Schulbezirk und Einzugsbereich 

§ 25 

Schulbezirk und Einzugsbereich 

§ 25 

Schulbezirk und Einzugsbereich 

(1) Grundschulen sind Schulbezirken zugeordnet. (1) Jede Grundschule hat einen Schulbezirk. (1) Jede Grundschule hat einen Schulbezirk. 

(2) 
1
Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. 

2
Wenn in dessen Gebiet mehrere Grundschulen 

bestehen, kann der Schulträger Einzelschulbezir-

(2) 
1
Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. 

2
Schulbezirk ist auch das Gebiet oder Teilgebiet 

mehrerer Schulträger, soweit der Schulbezirk auf 
der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den 

(2) 
1
Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. 

2
Schulbezirk ist auch das Gebiet oder Teilgebiet 

mehrerer Schulträger, soweit der Schulbezirk auf 
der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den 
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ke oder gemeinsame Schulbezirke bestimmen. beteiligten Schulträgern über das Gebiet eines 
Schulträgers hinausgeht. 

beteiligten Schulträgern über das Gebiet eines 
Schulträgers hinausgeht. 

 (3) 
1
Bestehen im Gebiet eines Schulträgers meh-

rere Grundschulen, kann der Schulträger mit Ge-
nehmigung der Schulaufsichtsbehörde Einzel-
schulbezirke oder gemeinsame Schulbezirke 
durch Satzung bestimmen. 

2
Die Genehmigung 

kann verweigert werden, wenn die Schulbezirks-
zuordnung der Schüler nicht eindeutig ist oder 
wenn der Zuschnitt der Schulbezirke zu einer 
Klassenmehrbildung gegenüber der mindestens 
notwendigen Klassenzahl bezogen auf das Ge-
samtschüleraufkommen in einer Klassenstufe im 
Schulträgergebiet führt. 

3
Kommt es zu keiner Be-

stimmung durch den Schulträger, die den Ge-
nehmigungsanforderungen des Satzes 2 ent-
spricht, kann die Schulaufsichtsbehörde einen 
Schulbezirk festlegen oder verändern. 
4
Überschneidungen der Schulbezirke sind nicht 

zulässig Die Schulbezirkszuordnung muss für je-
den Wohnort eindeutig die zuständigen Grund-
schulen bestimmen. 

(3) 
1
Bestehen im Gebiet eines Schulträgers meh-

rere Grundschulen, kann der Schulträger Einzel-
schulbezirke oder gemeinsame Schulbezirke be-
stimmen. 

2
Die Schulbezirkszuordnung muss für 

jeden Wohnort eindeutig die zuständigen Grund-
schulen bestimmen. 

(3) 
1
Das Staatsministerium für Kultus kann nach 

Anhörung der betroffenen Schulträger für die Bil-
dungsgänge der Berufsschule einschließlich der 
entsprechenden berufsbildenden Förderschulen 
Einzugsbereiche festlegen. 

2
Das Staatsministeri-

um für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung diese Zuständigkeit ganz oder teilweise 
auf die Sächsische Bildungsagentur zu übertra-
gen. 

(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann nach 
Anhörung der betroffenen Schulträger für die Bil-
dungsgänge der Berufsschule Einzugsbereiche 
festlegen. 

(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann nach 
Anhörung der betroffenen Schulträger für die Bil-
dungsgänge der Berufsschule Einzugsbereiche 
festlegen. 

(4) 
1
Soweit ein Schulbezirk oder ein Einzugsbe-

reich besteht, hat der Schüler die Schule zu besu-
chen, in deren Schulbezirk oder Einzugsbereich 
er wohnt. 

2
Dies gilt nicht für Schüler, die eine 

(5) 
1
Soweit ein Schulbezirk oder Einzugsbereich 

besteht, hat der Schüler die Schule zu besuchen, 
in deren Schulbezirk oder Einzugsbereich er sei-
nen Hauptwohnsitz hat. 

2
Dies gilt nicht für Schü-

(5) 
1
Soweit ein Schulbezirk oder Einzugsbereich 

besteht, hat der Schüler die Schule zu besuchen, 
in deren Schulbezirk oder Einzugsbereich er sei-
nen Hauptwohnsitz hat. 

2
Dies gilt nicht für Schü-
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Schule in freier Trägerschaft besuchen. 
3
Auf An-

trag der Eltern oder des volljährigen Schülers soll 
der Schulleiter der aufnehmenden Schule bei Vor-
liegen wichtiger Gründe, insbesondere wenn 

1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 

2. besondere soziale Umstände vorliegen, 

3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 

4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert 
wird, 

Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 
4
Vor der Ge-

nehmigung einer Ausnahme von der Pflicht zum 
Besuch der Schule des Schulbezirks ist die Zu-
stimmung der Sächsischen Bildungsagentur ein-
zuholen. 

ler, die eine Schule in freier Trägerschaft besu-
chen. 

3
Auf Antrag der Eltern oder des volljährigen 

Schülers soll der Schulleiter der aufnehmenden 
Schule bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbeson-
dere wenn 

1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 

2. besondere soziale Umstände vorliegen, 

3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 

4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert 
wird, 

Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 
4
Vor der Ge-

nehmigung einer Ausnahme von der Pflicht zum 
Besuch der Schule des Schulbezirks oder des 
Einzugsbereichs ist die Zustimmung der Schul-
aufsichtsbehörde einzuholen. 

ler, die eine Schule in freier Trägerschaft besu-
chen. 

3
Auf Antrag der Eltern oder des volljährigen 

Schülers soll der Schulleiter der aufnehmenden 
Schule bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbeson-
dere wenn 

1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 

2. besondere soziale Umstände vorliegen, 

3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 

4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert 
wird, 

Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 
4
Vor der Ge-

nehmigung einer Ausnahme von der Pflicht zum 
Besuch der Schule des Schulbezirks oder des 
Einzugsbereichs ist die Zustimmung der Schul-
aufsichtsbehörde einzuholen. 

 (6) Zur Förderung der Integration kann die Schul-
aufsichtsbehörde nach Anhörung der Eltern im 
Benehmen mit den betroffenen Schulträgern und 
Trägern der Schülerbeförderung den Ort der 
schulischen Integration für Schüler festlegen, de-
ren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließ-
lich Deutsch ist. 

(6) Zur Förderung der Integration kann die Schul-
aufsichtsbehörde nach Anhörung der Eltern im 
Benehmen mit den betroffenen Schulträgern und 
Trägern der Schülerbeförderung den Ort der 
schulischen Integration für Schüler festlegen, de-
ren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließ-
lich Deutsch ist. 

   

3. Teil 

Schulpflicht 

3. Teil 

Schulpflicht 

3. Teil 

Schulpflicht 

§ 26 

Allgemeines 

§ 26 

Allgemeines 

§ 26 

Allgemeines 

(1) 
1
Schulpflicht besteht für alle Kinder und Ju- (1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Ju- (1) Schulpflicht besteht für alle Kinder und Ju-
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gendlichen, die im Freistaat Sachsen ihren Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Aus-
bildungs- oder Arbeitsstätte haben. 
2
Völkerrechtliche Abkommen bleiben unberührt. 

gendlichen, die im Freistaat Sachsen ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

gendlichen, die im Freistaat Sachsen ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) 
1
Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regel-

mäßigen Besuch des Unterrichts und der übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule ein-
schließlich der Teilnahme an Evaluationsverfah-
ren im Sinne des § 59a. 

2
Dasselbe gilt für Schü-

ler, die nicht schulpflichtig sind. 

(2) 
1
Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regel-

mäßigen Besuch des Unterrichts und der übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule ein-
schließlich der Teilnahme an Evaluationsverfah-
ren und Untersuchungen zu Schülerleistungen im 
Sinne des § 3a Absatz 5. 

2
Dasselbe gilt für Schü-

ler, die nicht schulpflichtig sind. 

(2) 
1
Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regel-

mäßigen Besuch des Unterrichts und der übrigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Schule ein-
schließlich der Teilnahme an Evaluationsverfah-
ren und Untersuchungen zu Schülerleistungen im 
Sinne des § 3a Absatz 5. 

2
Dasselbe gilt für Schü-

ler, die nicht schulpflichtig sind. 

(3) 
1
Die Schulpflicht wird grundsätzlich durch den 

Besuch einer öffentlichen Schule oder einer ge-
nehmigten Ersatzschule erfüllt. 

2
Die Sächsische 

Bildungsagentur kann Ausnahmen zulassen. 

(3) 
1
Die Schulpflicht wird grundsätzlich durch den 

Besuch einer Schule in öffentlicher Trägerschaft 
oder einer genehmigten Ersatzschule erfüllt. 

2
Die 

Schulaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulas-
sen. 

(3) 
1
Die Schulpflicht wird grundsätzlich durch den 

Besuch einer Schule in öffentlicher Trägerschaft 
oder einer genehmigten Ersatzschule erfüllt. 

2
Die 

Schulaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulas-
sen, insbesondere zur zeitweisen Alternativbe-
schulung im Rahmen jugendhilflicher Angebote 
auf der Basis eines Hilfeplans gemäß § 36 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

(4) Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die 
infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schu-
le nicht besuchen können, soll Unterricht zu Hau-
se oder im Krankenhaus im angemessenen Um-
fang angeboten werden. 

(4) Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die 
infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schu-
le nicht besuchen können, soll Unterricht zu Hau-
se oder im Krankenhaus im angemessenen Um-
fang unter Berücksichtigung der organisatori-
schen, personellen und sächlichen Vorausset-
zungen angeboten werden. 

(4) Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die 
infolge einer längerfristigen Erkrankung die Schu-
le nicht besuchen können, soll Unterricht zu Hau-
se oder im Krankenhaus im angemessenen Um-
fang unter Berücksichtigung der organisatori-
schen, personellen und sächlichen Vorausset-
zungen angeboten werden. 

 (5) Völkerrechtliche Abkommen und zwischen-
staatliche Vereinbarungen bleiben unberührt. 

(5) Völkerrechtliche Abkommen und zwischen-
staatliche Vereinbarungen bleiben unberührt. 

   

§ 26a § 26a § 26a 
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Schulgesundheitspflege Schulgesundheitspflege Schulgesundheitspflege 

(1) 
1
Ziel der Schulgesundheitspflege ist es, Ge-

sundheits- und Entwicklungsstörungen mit beson-
derer Bedeutung für einen erfolgreichen Schulbe-
such frühzeitig zu erkennen und die Schüler und 
Eltern hinsichtlich notwendiger medizinischer und 
therapeutischer, die Schule hinsichtlich schuli-
scher Fördermaßnahmen zu beraten; dazu gehö-
ren auch Maßnahmen zur Erkennung und Verhü-
tung von Zahnerkrankungen. 

2
Die Schulgesund-

heitspflege wird von den Behörden des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes in Zusammenarbeit mit 
dem Schulleiter, den Lehrern, den Schülern und 
den Eltern wahrgenommen. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Untersucht werden: 

1. der physische Entwicklungsstatus; 

2. die für das Erlernen der Kulturtechniken not-
wendigen Wahrnehmungsleistungen; 

3. die Konzentrationsfähigkeit und die Belast-
barkeit; 

4. die Fein- und Grobmotorik; 

5. das Niveau der Sprachentwicklung; 

6. der Ernährungszustand;  

7. der Haltungs- und Bewegungsapparat und 

8. Hinweise auf psychosoziale Auffälligkeiten 
und auf ansteckende oder chronische Krank-
heiten. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Den Eltern obliegt es, die erforderlichen Aus-

künfte zu geben. 
2
Das Ergebnis der Untersuchun-

gen ist nur den Eltern mitzuteilen. 
3
Die Behörden 

(3) Untersuchungen sind 

1. die Schulaufnahmeuntersuchung für alle schul-

(3) Untersuchungen sind 

1. die Schulaufnahmeuntersuchung für alle schul-
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des öffentlichen Gesundheitsdienstes informieren 
die Schule über die notwendigen schulischen 
Maßnahmen. 

pflichtigen und die von den Eltern gemäß § 27 
Absatz 2 angemeldeten Kinder, 

2. die allgemeine Schuluntersuchung in der Klas-
senstufe 6,  

3. zusätzliche allgemeine Schuluntersuchungen 
an den Förderschulen, 

4. die Vorstellung beim Kinder- und Jugendärztli-
chen Dienst für minderjährige Schüler in allen 
Klassen- und Jahrgangsstufen auf Wunsch 
der Eltern oder auf Veranlassung der Schule 
mit Einwilligung der Eltern und 

5. die Wiedervorstellung, die vom öffentlichen 
Gesundheitsdienst nach ärztlichem Ermessen 
angeboten werden kann. 

pflichtigen und die von den Eltern gemäß § 27 
Absatz 2 angemeldeten Kinder, 

2. die allgemeine Schuluntersuchung in der Klas-
senstufe 6,  

3. zusätzliche allgemeine Schuluntersuchungen 
an den Förderschulen, 

4. die Vorstellung beim Kinder- und Jugendärztli-
chen Dienst für minderjährige Schüler in allen 
Klassen- und Jahrgangsstufen auf Wunsch 
der Eltern oder auf Veranlassung der Schule 
mit Einwilligung der Eltern und 

5. die Wiedervorstellung, die vom öffentlichen 
Gesundheitsdienst nach ärztlichem Ermessen 
angeboten werden kann. 

(4) 
1
Alle schulpflichtigen und die von den Eltern 

gemäß § 27 Abs. 2 angemeldeten Kinder sind 
verpflichtet, sich einer Schulaufnahmeuntersu-
chung zu unterziehen. 

2
Die Anwesenheit eines El-

ternteils bei der Schulaufnahmeuntersuchung ist 
erforderlich. 

(5) 
1
Weitere Untersuchungen werden in der Klas-

senstufe 2 oder 3 und in der Klassenstufe 6 
durchgeführt. 

2
In den Förderschulen können zu-

sätzliche Untersuchungen durchgeführt werden. 
3
Die Schüler sind verpflichtet, sich den Untersu-

chungen zu unterziehen. 
4
Bei den Untersuchun-

gen können die Eltern anwesend sein. 

(4) 
1
Die Kinder und Jugendlichen sind verpflichtet, 

sich den Untersuchungen nach Absatz 3 Nummer 
1 bis 3 zu unterziehen. 

2
Die Eltern können anwe-

send sein. 
3
Bei der Schulaufnahmeuntersuchung 

ist die Anwesenheit eines Elternteils erforderlich. 
4
Den Eltern obliegt es, die erforderlichen Auskünf-

te zu geben. 
5
Das Ergebnis der Untersuchungen 

ist nur den Eltern mitzuteilen. 
6
Die Behörden des 

öffentlichen Gesundheitsdienstes informieren den 
Schulleiter über die notwendigen schulischen 
Maßnahmen und geben die erforderlichen allge-
meinen Hinweise, soweit aus den Ergebnissen 
der Untersuchungen Folgerungen für die Schule 
zu ziehen sind. 

(4) 
1
Die Kinder und Jugendlichen sind verpflichtet, 

sich den Untersuchungen nach Absatz 3 Nummer 
1 bis 3 zu unterziehen. 

2
Die Eltern können anwe-

send sein. 
3
Bei der Schulaufnahmeuntersuchung 

ist die Anwesenheit eines Elternteils erforderlich. 
4
Den Eltern obliegt es, die erforderlichen Auskünf-

te zu geben. 
5
Das Ergebnis der Untersuchungen 

ist nur den Eltern mitzuteilen. 
6
Die Behörden des 

öffentlichen Gesundheitsdienstes informieren den 
Schulleiter über die notwendigen schulischen 
Maßnahmen und geben die erforderlichen allge-
meinen Hinweise, soweit aus den Ergebnissen 
der Untersuchungen Folgerungen für die Schule 
zu ziehen sind. 

(6) 
1
Die Eltern können die Untersuchungen ge-

mäß Absatz 5 Satz 1 durch einen Kinder- oder 
Hausarzt durchführen lassen. 

2
Die Untersuchung 

muss den Vorgaben für die Untersuchungen 
durch den öffentlichen Gesundheitsdienst ent-
sprechen. 

3
Die Eltern legen dem Schulleiter eine 

(5) 
1
Die Eltern können die Untersuchungen ge-

mäß Absatz 3 Nummer 2 bis 5 durch einen Kin-
der- oder Hausarzt durchführen lassen.

 2
Die Un-

tersuchung muss den Vorgaben für die Untersu-
chungen durch den öffentlichen Gesundheits-
dienst entsprechen. 

3
Die Eltern legen dem Schul-

(5) 
1
Die Eltern können die Untersuchungen ge-

mäß Absatz 3 Nummer 2 bis 5 durch einen Kin-
der- oder Hausarzt durchführen lassen.

 2
Die Un-

tersuchung muss den Vorgaben für die Untersu-
chungen durch den öffentlichen Gesundheits-
dienst entsprechen. 

3
Die Eltern legen dem Schul-
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ärztliche Bescheinigung über die Durchführung 
der Untersuchungen vor. 

leiter eine ärztliche Bescheinigung über die 
Durchführung der Untersuchungen vor. 

leiter eine ärztliche Bescheinigung über die 
Durchführung der Untersuchungen vor. 

(7) 
1
Die Behörden des öffentlichen Gesundheits-

dienstes geben dem Schulleiter die notwendigen 
allgemeinen Hinweise, soweit aus den Ergebnis-
sen der Untersuchungen Folgerungen für die 
Schule zu ziehen sind. 

2
Die Eltern sind verpflich-

tet, gesundheitliche Beeinträchtigungen des Schü-
lers, die sich im Schulbetrieb auswirken können, 
der Schule mitzuteilen. 

(6) Die Eltern sind verpflichtet, gesundheitliche 
Beeinträchtigungen des Schülers, die sich im 
Schulbetrieb auswirken können, der Schule mitzu-
teilen. 

(6) Die Eltern sind verpflichtet, gesundheitliche 
Beeinträchtigungen des Schülers, die sich im 
Schulbetrieb auswirken können, der Schule mitzu-
teilen. 

(8) Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsminis-
terium für Soziales durch Rechtsverordnung In-
halt, Umfang, Verfahren, Zuständigkeit und 
Durchführung der Schulgesundheitspflege zu re-
geln. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Soziales und Verbraucherschutz 
durch Rechtsverordnung Inhalt, Umfang, Verfah-
ren, Zuständigkeit und Durchführung der Schul-
gesundheitspflege zu regeln. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Soziales und Verbraucherschutz 
durch Rechtsverordnung Inhalt, Umfang, Verfah-
ren, Zuständigkeit und Durchführung der Schul-
gesundheitspflege zu regeln. 

(9) Durch die Maßnahmen der Schulgesundheits-
pflege aufgrund dieses Gesetzes kann das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, 
Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen) 
eingeschränkt werden. 

(8) Die Absätze 1, 2, 3 Nummer 1 sowie Absätze 
4, 6 und 7 gelten für Schulen in freier Träger-
schaft und ihre Schüler entsprechend. Die Behör-
den des öffentlichen Gesundheitsdienstes können 
Untersuchungen gemäß Absatz 3 Nummer 2 bis 5 
für Schüler an Schulen in freier Trägerschaft an-
bieten; Absatz 4 Satz 1 gilt für diese Untersu-
chungen nicht. 

(8) Die Absätze 1, 2, 3 Nummer 1 sowie Absätze 
4, 6 und 7 gelten für Schulen in freier Träger-
schaft und ihre Schüler entsprechend. Die Behör-
den des öffentlichen Gesundheitsdienstes können 
Untersuchungen gemäß Absatz 3 Nummer 2 bis 5 
für Schüler an Schulen in freier Trägerschaft an-
bieten; Absatz 4 Satz 1 gilt für diese Untersu-
chungen nicht. 

  (9) Angehörige des sorbischen Volkes haben das 
Recht, die Untersuchung in sorbischer Sprache 
wahrzunehmen. 

   

§ 27 

Beginn der Schulpflicht 

§ 27 

Beginn der Schulpflicht 

§ 27 

Beginn der Schulpflicht 
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(1) 
1
Mit dem Beginn des Schuljahres werden alle 

Kinder, die bis zum 30. Juni des laufenden Kalen-
derjahres das sechste Lebensjahr vollendet ha-
ben, schulpflichtig. 

2
Als schulpflichtig gelten auch 

Kinder, die bis zum 30. September des laufenden 
Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollendet 
haben und von den Eltern in der Schule angemel-
det wurden. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind, kön-
nen auf Antrag der Eltern zum Anfang des Schul-
jahres in die Grundschule aufgenommen werden, 
wenn sie den für den Schulbesuch erforderlichen 
geistigen und körperlichen Entwicklungsstand be-
sitzen. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Im Ausnahmefall können Kinder, die bei Be-

ginn der Schulpflicht geistig oder körperlich nicht 
genügend entwickelt sind, um mit Erfolg am Un-
terricht teilzunehmen, um ein Jahr vom Schulbe-
such zurückgestellt werden. 

2
Zur Feststellung 

des Entwicklungsstandes des Kindes können pä-
dagogisch-psychologische Testverfahren heran-
gezogen werden. 

3
Zusätzlich können mit Zustim-

mung der Eltern bereits vorhandene Gutachten 
einbezogen werden. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) Die erforderlichen Entscheidungen trifft der 
Schulleiter. 

 

(4) Die erforderlichen Entscheidungen trifft der 
Schulleiter. Schulleiter sStaatlich anerkannter 
Schulen in freier Trägerschaft sind berechtigt, die 
erforderlichen Entscheidungen nach den Absät-
zen 2 und 3 zu treffen. 

(4) Die erforderlichen Entscheidungen trifft der 
Schulleiter. Staatlich anerkannter Schulen in freier 
Trägerschaft sind berechtigt, die erforderlichen 
Entscheidungen nach den Absätzen 2 und 3 zu 
treffen. 

   

§ 28 

Dauer und Ende der Schulpflicht 

§ 28 

Dauer und Ende der Schulpflicht 

§ 28 

Dauer und Ende der Schulpflicht 
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(1) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule oder 
der Klassenstufen 1 bis 4 der allgemein bilden-
den Förderschule und einer weiterführenden 
allgemein bildenden Schule (Vollzeitschul-
pflicht) und 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule oder 
der entsprechenden berufsbildenden Förder-
schule (Berufsschulpflicht). 

(1) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule oder 
der Klassenstufen 1 bis 4 der Förderschule 
und einer weiterführenden allgemeinbildenden 
Schule (Vollzeitschulpflicht) und 

2.  die Pflicht zum Besuch der Berufsschule (Be-
rufsschulpflicht). 

(1) Die Schulpflicht gliedert sich in 

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule o-
der der Klassenstufen 1 bis 4 der Förder-
schule und einer weiterführenden allgemein-
bildenden Schule (Vollzeitschulpflicht) und 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule 
(Berufsschulpflicht). 

(2) Die Vollzeitschulpflicht dauert neun Schul-
jahre; die Berufsschulpflicht dauert in der Regel 
drei Schuljahre. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Die Berufsschulpflicht eines Auszubildenden 
endet mit dem Ende des Berufsausbildungsver-
hältnisses. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) 
1
Auszubildende, die vor Beendigung der Be-

rufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis 
beginnen, sind bis zum Ende des Berufsausbil-
dungsverhältnisses berufsschulpflichtig. 
2
Auszubildende, die nach Beendigung der Berufs-

schulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis be-
ginnen, können die Berufsschule oder die ent-
sprechende berufsbildende Förderschule bis zum 
Ende des Berufsausbildungsverhältnisses besu-
chen. 

(4) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

2
Auszubildende, die nach Beendigung der Berufs-

schulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis be-
ginnen, können die Berufsschule oder die ent-
sprechende berufsbildende Förderschule bis zum 
Ende des Berufsausbildungsverhältnisses besu-
chen. 

(4) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

2
Auszubildende, die nach Beendigung der Berufs-

schulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis be-
ginnen, können die Berufsschule oder die ent-
sprechende berufsbildende Förderschule bis zum 
Ende des Berufsausbildungsverhältnisses besu-
chen. 

(5) 
1
Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für be-

endet erklärt, wenn der Jugendliche einen einjäh-
rigen vollzeitschulischen Bildungsgang an einer 
berufsbildenden Schule regelmäßig besucht hat 
oder die Sächsische Bildungsagentur feststellt, 
dass er anderweitig hinreichend ausgebildet ist. 
2
Sie lebt wieder auf, wenn der Jugendliche ein 

(5) 
1
Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für be-

endet erklärt, wenn der Jugendliche einen min-
destens einjährigen vollzeitschulischen Bildungs-
gang an einer berufsbildenden Schule regelmäßig 
besucht hat oder die Schulaufsichtsbehörde fest-
stellt, dass er anderweitig hinreichend ausgebildet 
ist. 

2
Sie lebt wieder auf, wenn der Jugendliche ein 

(5) 
1
Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für be-

endet erklärt, wenn der Jugendliche einen min-
destens einjährigen vollzeitschulischen Bildungs-
gang an einer berufsbildenden Schule regelmäßig 
besucht hat oder die Schulaufsichtsbehörde fest-
stellt, dass er anderweitig hinreichend ausgebildet 
ist. 

2
Sie lebt wieder auf, wenn der Jugendliche ein 
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Berufsausbildungsverhältnis beginnt. Berufsausbildungsverhältnis beginnt. Berufsausbildungsverhältnis beginnt. 

   

§ 29 

Ruhen der Schulpflicht 

§ 29 

Ruhen der Schulpflicht 

§ 29 

Ruhen der Schulpflicht 

(1) 
1
Unbeschadet des unveräußerlichen Rechts 

eines jeden Einzelnen auf Bildung ruht die Schul-
pflicht, solange der Schulpflichtige körperlich, 
geistig oder psychisch so behindert ist, dass er in 
keiner Schule gefördert werden kann. 

2
Darüber 

entscheiden die Landkreise und Kreisfreien Städ-
te für ihre schulpflichtigen Einwohner auf der 
Grundlage medizinischer und psychologischer 
Gutachten. 

(1) Über das Ruhen der Schulpflicht aus gesund-
heitlichen Gründen im Einzelfall entscheiden die 
Landkreise und Kreisfreien Städte für ihre schul-
pflichtigen Einwohner auf der Grundlage medizini-
scher und psychologischer Gutachten. 

(1) Über das Ruhen der Schulpflicht aus gesund-
heitlichen Gründen im Einzelfall entscheiden die 
Landkreise und Kreisfreien Städte für ihre schul-
pflichtigen Einwohner auf der Grundlage medizini-
scher und psychologischer Gutachten. 

 (2) 
1
Die Schulpflicht ruht auf Antrag für eine Schü-

lerin im Zeitraum vor und nach der Entbindung in 
entsprechender Anwendung des Mutterschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2246) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung. 

2
Die Schulpflicht ruht 

ferner auf Antrag, wenn bei Erfüllung der Schul-
pflicht die Betreuung eines Kindes der oder des 
Schulpflichtigen gefährdet wäre. 

3
Die Entschei-

dungen trifft der Schulleiter. 

(2) 
1
Die Schulpflicht ruht auf Antrag für eine Schü-

lerin im Zeitraum vor und nach der Entbindung in 
entsprechender Anwendung des Mutterschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2246) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung. 

2
Die Schulpflicht ruht 

ferner auf Antrag, wenn bei Erfüllung der Schul-
pflicht die Betreuung eines Kindes der oder des 
Schulpflichtigen gefährdet wäre. 

3
Die Entschei-

dungen trifft der Schulleiter. 

(2) Die Berufsschulpflicht ruht 

1. während des Besuchs einer öffentlichen all-
gemein bildenden oder berufsbildenden Schule 
in Vollzeitform oder einer entsprechenden Er-
satzschule oder einer Ergänzungsschule bei 
Aufnahme einer förderungsfähigen Ausbildung 
nach dem Bundesgesetz über individuelle För-

(3) Die Berufsschulpflicht ruht  

1. während des Besuchs einer all-
gemeinbildenden oder berufsbildenden Schu-
le in öffentlicher Trägerschaft in Vollzeitform 
oder einer entsprechenden Ersatzschule oder 
einer Ergänzungsschule bei Aufnahme einer 
förderungsfähigen Ausbildung nach dem 

(3) Die Berufsschulpflicht ruht  

1. während des Besuchs einer all-
gemeinbildenden oder berufsbildenden Schule 
in öffentlicher Trägerschaft in Vollzeitform oder 
einer entsprechenden Ersatzschule oder einer 
Ergänzungsschule bei Aufnahme einer förde-
rungsfähigen Ausbildung nach dem Bundes-
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derung der Ausbildung (Bundesausbildungs-
förderungsgesetz – BAföG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 
645, 1680), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
3986), in der jeweils geltenden Fassung; 

2. während des Besuchs einer Hochschule oder 
Fachhochschule; 

3. während des Wehr- oder Zivildienstes; 

 

4. während eines öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnisses, wenn der Dienstherr einen 
der Berufsschule gleichwertigen Unterricht er-
teilt; 

5. bei Bestehen eines Berufsausbildungsverhält-
nisses im Zeitraum vor und nach der Entbin-
dung in entsprechender Anwendung des Mut-
terschutzgesetzes; 

6. während eines freiwilligen sozialen oder ökolo-
gischen Jahres; 

7. in weiteren, durch Rechtsverordnung des 
Staatsministeriums für Kultus geregelten Fäl-
len, in denen eine anderweitige Ausbildung o-
der Betreuung gesichert erscheint. 

Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. De-
zember 2010 (BGBl. I S. 1952; 2012 I S. 197), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
27. Juli 2015 (BGBl. I S. 1386) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

2. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

3. während des Wehr- oder Bundesfreiwilligen-
dienstes; 

4. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

 

 

5. [a u f g e h o b e n ] 

 

 

 

5. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  6  a l t ]  

 

6. in weiteren, durch Rechtsverordnung der 
obersten Schulaufsichtsbehörde geregelten 
Fällen, in denen eine anderweitige Ausbildung 
oder Betreuung gesichert erscheint. 

ausbildungsförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1952; 2012 I S. 197), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Juli 
2015 (BGBl. I S. 1386) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung. 

2. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

3. während des Wehr- oder Bundesfreiwilligen-
dienstes; 

4. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

 

 

5. [a u f g e h o b e n ] 

 

 

 

5. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  6  a l t ]  

 

6. in weiteren, durch Rechtsverordnung der 
obersten Schulaufsichtsbehörde geregelten 
Fällen, in denen eine anderweitige Ausbildung 
oder Betreuung gesichert erscheint. 

(3) Das Ruhen der Schulpflicht wird auf die Dauer 
der Schulpflicht angerechnet. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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§ 30 

Besuch von Förderschulen 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

(1) 
1
Schulpflichtige, die über eine längere Zeit ei-

ner sonderpädagogischen Förderung gemäß § 13 
Abs. 1 Satz 1 oder § 13a Satz 1 in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 bedürfen, sind für die Dauer 
ihrer Beeinträchtigung zum Besuch der für sie ge-
eigneten Förderschule verpflichtet. 

2
Die Pflicht 

zum Besuch der Förderschule ist aufzuheben, so-
bald festgestellt wird, dass eine sonderpädagogi-
sche Förderung nicht mehr erforderlich ist. 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

(2) 
1
Die Sächsische Bildungsagentur entscheidet 

nach Anhörung der Eltern, ob die Verpflichtung 
nach Absatz 1 besteht oder aufzuheben ist und 
welche Förderschule der Schüler zu besuchen 
hat. 

2
Die Unterbringung in einer Förderschule mit 

Heim bedarf der Zustimmung der Eltern. 
3
Auf Ver-

langen der Schule oder der Sächsischen Bil-
dungsagentur haben sich Kinder und Jugendliche 
an einer pädagogisch-psychologischen Prüfung 
zu beteiligen und amtsärztlich untersuchen zu 
lassen. 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

   

§ 31 

Verantwortung für die Erfüllung der Schul-
pflicht 

§ 31 

Verantwortung für die Erfüllung der Schul-
pflicht 

§ 31 

Verantwortung für die Erfüllung der Schul-
pflicht 

(1) 
1
Die Eltern haben den Schulpflichtigen anzu-

melden und dafür zu sorgen, dass der Schüler an 
Veranstaltungen nach § 26 Abs. 2 teilnimmt. 

2
Sie 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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sind verpflichtet, den Schüler für die Teilnahme an 
den Schulveranstaltungen zweckentsprechend 
auszustatten und den zur Durchführung der 
Schulgesundheitspflege erlassenen Anordnungen 
nachzukommen. 

(2) Die Ausbildenden oder Arbeitgeber haben den 
Berufsschulpflichtigen bei der Berufsschule oder 
der entsprechenden berufsbildenden Förderschu-
le anzumelden und ihm die zum Besuch der Be-
rufsschule oder der entsprechenden berufsbilden-
den Förderschule erforderliche Zeit zu gewähren. 

(2) Die Ausbildenden oder Arbeitgeber haben den 
Berufsschulpflichtigen bei der Berufsschule an-
zumelden und ihm die zum Besuch der Berufs-
schule erforderliche Zeit zu gewähren. 

(2) Die Ausbildenden oder Arbeitgeber haben den 
Berufsschulpflichtigen bei der Berufsschule an-
zumelden und ihm die zum Besuch der Berufs-
schule erforderliche Zeit zu gewähren. 

(3) 
1
Werden die Anmeldepflichten gemäß Absatz 

1 Satz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllt, treffen die 
Landkreise oder Kreisfreien Städte, deren Ein-
wohner die Schulpflichtigen sind, die erforderli-
chen Maßnahmen. 

2
Sie sind befugt, zur Erfüllung 

dieser Aufgabe auch bei Meldebehörden, Schul-
aufsichtsbehörden, öffentlichen Schulen und 
Schulen in freier Trägerschaft die erforderlichen 
personenbezogenen Daten ihrer Einwohner, die 
gemäß den §§ 27 und 28 schulpflichtig sein kön-
nen, und der Anmeldepflichtigen zu erheben. 

(3) Zur Überwachung der Schulpflicht sind die 
Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft 
verpflichtet, die erforderlichen personenbezoge-
nen Daten in der von der obersten Schulauf-
sichtsbehörde bereitgestellten Schulverwaltungs-
software zu verarbeiten. 

(3) 
1
Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft 

sind verpflichtet, dem Landkreis oder der kreis-
freien Stadt, dessen Einwohner der Schulpflichti-
ge ist, zum Zweck der Schulpflichtüberwachung 
die erforderlichen personenbezogenen Daten der 
angemeldeten Schüler in einem standardisierten 
Datenaustauschformat über eine durch die obers-
te Schulaufsichtsbehörde bereitgestellte Schnitt-
stelle zu übermitteln und Verstöße gegen die 
Schulpflicht anzuzeigen. 

2
Folgende Daten sind zu 

übermitteln und bei Änderungen unverzüglich zu 
aktualisieren: 

1. Vorname, Namenszusatz, Nachname, Ge-
schlecht des Schülers; 

2. Geburtsdatum, Geburtsort des Schülers; 
3. Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Post-

leitzahl, Ort, Ortsteil) des Schülers; 
4. erster Personensorgeberechtigter (Name, 

Vorname); 
5. zweiter Personensorgeberechtigter (Name, 

Vorname); 
6. Dienststellenschlüssel, Schulname; 
7. Angaben zur Schulanmeldung (Anmeldeart, 

Status der Schulaufnahme) für Schüler der 
aktuellen und zukünftigen Klassenstufe 1; 
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8. Angaben zum Ausbildungsberuf, Ausbil-
dungsschwerpunkt, beruflichen Bildungs-
gang und der Berufsschulpflicht sowie Name 
und Anschrift des Berufsausbildungsbetrie-
bes und Datum des Eintritts und des Aus-
tritts aus dem Betrieb für schulpflichtige 
Schüler an berufsbildenden Schulen. 

3
Die bei den Landkreisen oder kreisfreien Städten 

gespeicherten Daten werden ein Jahr nach Been-
digung der Schulpflicht im Freistaat Sachsen ge-
löscht. 

 (4) Werden die Anmeldepflichten gemäß Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllt, treffen die 
Landkreise und Kreisfreien Städte, deren Ein-
wohner die Schulpflichtigen sind, die erforderli-
chen Maßnahmen. Sie sind befugt, zur Erfüllung 
dieser Aufgabe auch bei Meldebehörden, Schul-
aufsichtsbehörden sowie Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft die erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten ihrer Einwohner, die gemäß 
den §§ 27 und 28 schulpflichtig sein können, und 
der Anmeldepflichtigen zu erheben. 

(4) Werden die Anmeldepflichten gemäß Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllt, treffen die 
Landkreise und Kreisfreien Städte, deren Ein-
wohner die Schulpflichtigen sind, die erforderli-
chen Maßnahmen. Sie sind befugt, zur Erfüllung 
dieser Aufgabe auch bei Meldebehörden, Schul-
aufsichtsbehörden sowie Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft die erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten ihrer Einwohner, die gemäß 
den §§ 27 und 28 schulpflichtig sein können, und 
der Anmeldepflichtigen zu erheben. 

   

4. Teil 

Schulverhältnis 

4. Teil 

Schulverhältnis 

4. Teil 

Schulverhältnis 

§ 32 

Rechtsstellung der Schule 

§ 32 

Rechtsstellung der Schule 

§ 32 

Rechtsstellung der Schule 

(1) 
1
Die öffentlichen Schulen sind nichtrechtsfähi-

ge öffentliche Anstalten. 
2
Sie erfüllen ihre Aufga-

ben im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen 

(1) 
1
Schulen sind nichtrechtsfähige öffentliche An-

stalten. 
2
Sie erfüllen ihre Aufgaben im Rahmen 

eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses 

(1) 
1
Schulen sind nichtrechtsfähige öffentliche An-

stalten. 
2
Sie erfüllen ihre Aufgaben im Rahmen 

eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses 
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Rechtsverhältnisses (Schulverhältnis). (Schulverhältnis).  (Schulverhältnis).  

(2) 
1
Die Schule ist im Rahmen der Vorschriften 

dieses Gesetzes berechtigt, die zur Aufrechter-
haltung der Ordnung des Schulbetriebs und zur 
Erfüllung der ihr übertragenen unterrichtlichen und 
erzieherischen Aufgaben erforderlichen Maßnah-
men zu treffen und Hausordnungen, allgemeine 
Anordnungen und Einzelanordnungen zu erlas-
sen. 

2
Inhalt und Umfang der Regelungen ergeben 

sich aus Zweck und Aufgabe der Schule. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

§ 33 

Schuljahr, Ferien 

§ 33 

Schuljahr, Ferien 

§ 33 

Schuljahr, Ferien 

(1) 
1
Das Schuljahr beginnt am 1. August und en-

det am 31. Juli des folgenden Kalenderjahres. 
2
Das Staatsministerium für Kultus kann durch 

Rechtsverordnung für einzelne Schularten abwei-
chende Regelungen treffen, soweit dies aus 
schulorganisatorischen Gründen erforderlich ist. 

(1) Das Schuljahr beginnt am 1. August und endet 
am 31. Juli des folgenden Kalenderjahres. 

(1) Das Schuljahr beginnt am 1. August und endet 
am 31. Juli des folgenden Kalenderjahres. 

(2) Die oberste Schulaufsichtsbehörde legt Beginn 
und Ende der Ferien fest. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 34 

Wahl des Bildungsweges 

§ 34 

Wahl des Bildungsweges 

§ 34 

Wahl des Bildungsweges 

(1) 
1
Über alle weiteren Bildungswege im An-

schluss an die Grundschule entscheiden die El-
tern auf Empfehlung der Schule. 

2
In den Klassen-

stufen 5 und 6 wird eine weitere Empfehlung 
durch die Schule ausgesprochen. 

3
Über die Emp-

fehlung sind die Eltern umfassend zu informieren 

(1) 
1
Über alle weiteren Bildungswege im An-

schluss an die Grundschule entscheiden die El-
tern auf Empfehlung der Schule. 

2
Nach Maßgabe 

der Schulordnungen kann in der Sekundarstufe I 
eine weitere Empfehlung durch die Schule ausge-
sprochen werden. 

3
Über die Empfehlung sind die 
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und zu beraten. Eltern umfassend zu informieren und zu beraten. 

(2) 
1
Über die Aufnahme in die Mittelschule, das 

Gymnasium, die Berufsfachschule, die Fach-
schule, die Fachoberschule, das Berufliche Gym-
nasium oder in die Schulen des zweiten Bil-
dungsweges und über den jeweiligen Bildungs-
gang wird nach der Eignung der Schüler für die 
jeweilige Schulart und den jeweiligen Bildungs-
gang entsprechend ihrer Begabung und Leistung 
entschieden. 

2
Dies gilt auch für den Wechsel des 

Bildungsgangs. 

(2) 
1
Über die Aufnahme in die Oberschule, das 

Gymnasium, die Berufsfachschule, die Fachschu-
le, die Fachoberschule, das Berufliche Gymnasi-
um oder in eine Schule des zweiten Bildungswe-
ges und über den jeweiligen Bildungsgang wird 
nach der Eignung der Schüler für die jeweilige 
Schulart und den jeweiligen Bildungsgang ent-
sprechend ihrer Begabung und Leistung ent-
schieden. 

2
Dies gilt auch für den Wechsel des Bil-

dungsgangs.
3
§ 4c Absatz 2 Satz 2 bleibt unbe-

rührt. 

 

  (1) 
1
Über den Wechsel von der Grundschule auf 

eine weiterführende allgemeinbildende Schule 
entscheiden die Eltern auf Empfehlung der Schu-
le. 

2
Die Grundschule berät die Eltern über die für 

den Schüler geeignete Schulart und gibt in der 
Klassenstufe 4 eine schriftliche Bildungsempfeh-
lung. 

3
Die Bildungsempfehlung für das Gymnasi-

um wird erteilt, wenn 

1. der Durchschnitt der Noten in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Sachunterricht in 
der Halbjahresinformation oder am Ende des 
Schuljahres 2,0 oder besser ist und keines 
dieser Fächer mit der Note „ausreichend“ 
oder schlechter benotet wurde und 

2. die Grundschule aufgrund des Lern- und Ar-
beitsverhaltens des Schülers, der Art und 
Ausprägung seiner schulischen Leistungen 
und seiner Entwicklung pädagogisch ein-
schätzt, dass er den Anforderungen des 
Gymnasiums voraussichtlich entsprechen 
wird. 

4
In allen anderen Fällen wird die Bildungsempfeh-
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lung für die Oberschule erteilt. 

(2) 
1
Eltern melden ihr Kind mit der Bildungsemp-

fehlung an einer Oberschule oder einem Gymna-
sium ihrer Wahl an. 

2
Sofern Eltern ihr Kind mit ei-

ner Bildungsempfehlung für die Oberschule an ei-
nem Gymnasium anmelden, wird durch das Gym-
nasium ein Beratungsgespräch vereinbart und bei 
der Einladung zu dem Gespräch auf die Folgen 
des Nichterscheinens hingewiesen. 

3
Grundlagen 

für das Beratungsgespräch sind 

1. die Bildungsempfehlung, 

2. das zuletzt erstellte Jahreszeugnis und die 
zuletzt erteilte Halbjahresinformation sowie 

3. das Ergebnis einer vom Schüler zu erbrin-
genden schriftlichen Leistungserhebung oh-
ne Benotung, die die Fächer Deutsch, Ma-
thematik und Sachunterricht zu gleichen Tei-
len berücksichtigt, mit von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde bestimmten Aufga-
ben. 

Erscheint ohne wichtigen Grund kein Elternteil 
zum vereinbarten Beratungsgespräch, gilt die 
Anmeldung als zurückgenommen. Eine erneute 
Anmeldung an einem Gymnasium zum bevorste-
henden Schuljahr ist ausgeschlossen. Dasselbe 
gilt, wenn das Gymnasium im Beratungsgespräch 
eine Anmeldung an der Oberschule empfohlen 
hat und die Eltern nicht innerhalb von drei Wo-
chen schriftlich mitteilen, dass sie entgegen den 
Empfehlungen der Grundschule und des Gymna-
siums an der Anmeldung festhalten. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die näheren Einzelheiten zur Beratung der 
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Eltern, 

2. das Verfahren und die Inhalte der Leistungs-
erhebung nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 3, 

3. das Ersetzen des Fachs Deutsch durch das 
Fach Sorbisch an sorbischen Schulen sowie 

4. die Anerkennung der im Herkunftsland er-
brachten Leistungen und das Ersetzen des 
Fachs Deutsch durch die jeweilige Her-
kunftssprache für Schüler, deren Herkunfts-
sprache nicht oder nicht ausschließlich 
Deutsch ist, 

zu regeln. 

(4) Der Wechsel von der Oberschule an das 
Gymnasium ist nach jeder Klassenstufe möglich, 
wenn der Schüler im vorangegangenen Schuljahr 
die dafür erforderliche Begabung und Leistung, 
insbesondere in den Fächern Deutsch, Mathema-
tik und Englisch gezeigt hat. Der Verbleib am 
Gymnasium ist nicht möglich, wenn der Schüler 

1. zweimal in derselben Klassenstufe, 

2. in zwei aufeinanderfolgenden Klassenstufen 
oder 

3. insgesamt dreimal 

nicht versetzt worden ist. Die oberste Schulauf-
sichtsbehörde wird ermächtigt, die näheren Vo-
raussetzungen zu den Sätzen 1 und 2 durch 
Rechtsverordnung zu regeln; sie kann dabei ins-
besondere die maßgeblichen Fächer und Schüler-
leistungen festlegen. 

(5) Über die Ausbildung an einer berufsbildenden 
Schule oder einer Schule des zweiten Bildungs-
weges entscheiden die Eltern oder der volljährige 
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Schüler. Die Schule lehnt die Aufnahme ab, wenn 
der Schüler für die Schulart oder den jeweiligen 
Bildungsgang nach Begabung oder Leistung nicht 
geeignet ist. Die oberste Schulaufsichtsbehörde 
wird ermächtigt, die näheren Voraussetzungen 
durch Rechtsverordnung zu regeln; sie kann da-
bei insbesondere die maßgeblichen Fächer und 
Schülerleistungen sowie Schulabschlüsse, Be-
rufserfahrungen und Aufnahmeprüfungen festle-
gen. 

(6) Über die Aufnahme an eine bestimmte Schule 
entscheidet nach Maßgabe der Absätze 1 bis 5 
der Schulleiter im Rahmen der verfügbaren Aus-
bildungsplätze. 

   

§ 35 

Bildungsstandards, Lehrpläne, Stundentafeln, 
landeseinheitliche Prüfungsaufgaben 

§ 35 

Lehrpläne, Stundentafeln, Bildungsstandards, 
landeseinheitliche Prüfungsaufgaben 

§ 35 

Lehrpläne, Stundentafeln, Bildungsstandards, 
landeseinheitliche Prüfungsaufgaben 

(1) 
1
Grundlage für Unterricht und Erziehung sind 

Bildungsstandards, Lehrpläne und Stundentafeln. 
2
Sie werden von der obersten Schulaufsichtsbe-

hörde festgelegt. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) 
1
Grundlage für Unterricht und Erziehung sind  

die ländergemeinsamen Bildungsstandards, 
Lehrpläne und Stundentafeln. 

2
Sie werden von 

der obersten Schulaufsichtsbehörde festgelegt. 
3
Die Schule kann auf der Basis der im Schulpro-

gramm festgelegten pädagogischen und didakti-
schen Grundsätze eigenverantwortlich die Erfül-
lung der Lehrpläne gestalten; hierbei müssen in-
nerhalb eines Schuljahres die Zeitanteile jeden 
Faches gemäß Stundentafel gewahrt bleiben. 

(2) Bildungsstandards bestimmen, über welches 
verbindliche Wissen und welche Kompetenzen 
Schüler zu einem bestimmten Zeitpunkt verfügen 
müssen. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) Die ländergemeinsamen Bildungsstandards 
bestimmen, über welches verbindliche Wissen 
und welche Kompetenzen Schüler zu einem be-
stimmten Zeitpunkt verfügen müssen. 



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 82 von 141 

(3) 
1
Zur Sicherung der Gleichwertigkeit der jewei-

ligen Abschlüsse sollen die Prüfungsaufgaben für 
die schriftlichen Abschlussprüfungen 

(3) 
1
Zur Sicherung der Gleichwertigkeit der jewei-

ligen Abschlüsse sollen die Prüfungsaufgaben für 
die schriftlichen Abschlussprüfungen 

(3) 
1
Zur Sicherung der Gleichwertigkeit der jewei-

ligen Abschlüsse sollen die Prüfungsaufgaben für 
die schriftlichen Abschlussprüfungen 

1. der allgemein bildenden Schulen mit Ausnah-
me der Grundschule, 

2. der Fachoberschule, 

3. des Beruflichen Gymnasiums und 

4. der Schulen des zweiten Bildungsweges 

1. der allgemeinbildenden Schulen mit Aus-
nahme der Grundschule, 

2. [ i m  F o l g e n d e n  u n v e r ä n d e r t ]  

3. der allgemeinbildenden Schulen mit Aus-
nahme der Grundschule, 

4. [ i m  F o l g e n d e n  u n v e r ä n d e r t ]  

landeseinheitlich erstellt werden. 
2
Für andere 

Schularten können die Prüfungsaufgaben für die 
schriftlichen Abschlussprüfungen landeseinheitlich 
erstellt werden. 

  

   

§ 35a 

Individuelle Förderung der Schüler 

§ 35a 

Individuelle Förderung der Schüler 

§ 35a 

Individuelle Förderung der Schüler 

(1) 
1
Die Ausgestaltung des Unterrichts und ande-

rer schulischer Veranstaltungen orientiert sich an 
den individuellen Lern- und Entwicklungsvoraus-
setzungen der Schüler. 

2
Dabei ist insbesondere 

Teilleistungsschwächen Rechnung zu tragen. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Zur Förderung des Schülers und zur Aus-
gestaltung des Erziehungs- und Bildungsauftra-
ges können zwischen dem Schüler, den Eltern 
und der Schule Bildungsvereinbarungen ge-
schlossen werden. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

 (3) Zur Förderung individueller besonderer Bega-
bungen können schul- und schulart-übergreifende 
Kooperationen sowie Kooperationen mit Hoch-

(3) Zur Förderung individueller besonderer Bega-
bungen können schul- und schulart-übergreifende 
Kooperationen sowie Kooperationen mit Hoch-
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schulen, Forschungseinrichtungen, Vereinen oder 
Verbänden durchgeführt werden. 

schulen, Berufsakademie, Forschungseinrichtun-
gen, Vereinen oder Verbänden durchgeführt wer-
den. 

 (4) Der Freistaat Sachsen hält spezielle Bera-
tungsangebote zur individuellen Förderung be-
gabter Schüler vor. 

(4) Der Freistaat Sachsen hält spezielle Bera-
tungsangebote zur individuellen Förderung be-
gabter Schüler vor. 

   

§ 35b 

Zusammenarbeit 

§ 35b 

Zusammenarbeit 

§ 35b 

Zusammenarbeit 

Die Schulen arbeiten mit den Trägern der öffentli-
chen und der freien Jugendhilfe und mit außer-
schulischen Einrichtungen, insbesondere Betrie-
ben, Vereinen, Kirchen, Kunst- und Musikschulen 
und Einrichtungen der Weiterbildung, sowie mit 
Partnerschulen im In- und Ausland zusammen. 

Die Schulen arbeiten mit den Trägern der öffentli-
chen und der freien Jugendhilfe sowie mit den im 
Auftrag dieser Träger tätigen Schulsozialarbeitern 
und mit außerschulischen Einrichtungen, insbe-
sondere Betrieben, Vereinen, Kirchen, Einrichtun-
gen der kulturellen Bildung und der Weiterbildung 
sowie mit Partnern im In- und Ausland zusam-
men. Die Schulen im sorbischen Siedlungsgebiet 
arbeiten darüber hinaus mit den Vertretern der In-
teressenvertretung der Sorben nach § 5 des 
Sächsischen Sorbengesetzes vom 31. März 1999 
(SächsGVBl. S. 161), das zuletzt durch Artikel 
59a des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (Sächs-
GVBl. S. 130) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, zusammen. Grundschulen 
kooperieren mit den Horten ihres Schulbezirks. 

(1) Die Schulen arbeiten mit den Trägern der öf-
fentlichen und der freien Jugendhilfe sowie mit 
den im Auftrag dieser Träger tätigen sozialpäda-
gogischen Fachkräfte und mit anderen Schulen 
zusammen. 

(2) 
1
Darüber hinaus arbeiten die Schulen mit au-

ßerschulischen Einrichtungen, insbesondere Un-
ternehmen, Vereinen, Kirchen, Einrichtungen der 
kulturellen und politischen Bildung und mit Ein-
richtungen der Weiterbildung sowie mit Partnern 
im In- und Ausland zusammen. 

2
Die Schulen im 

sorbischen Siedlungsgebiet arbeiten darüber hin-
aus mit den Vertretern der Interessenvertretung 
der Sorben nach § 5 des Sächsischen Sorbenge-
setzes vom 31. März 1999 (SächsGVBl. S. 161), 
das zuletzt durch Artikel 59a des Gesetzes vom 
27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zu-
sammen. 

3
Grundschulen kooperieren mit den 

Horten ihres Schulbezirks. 
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§ 36 

Familien- und Sexualerziehung 

§ 36 

Familien- und Sexualerziehung 

§ 36 

Familien- und Sexualerziehung 

(1) 
1
Unbeschadet des natürlichen Erziehungs-

rechts der Eltern gehört Familien- und Sexualer-
ziehung zur Aufgabe der Schule.

2
Sie wird fä-

cherübergreifend erteilt. 
3
Ziel der Familien- und 

Sexualerziehung ist es, die Schüler altersgemäß 
mit den biologischen, ethischen, kulturellen und 
sozialen Tatsachen und Bezügen der Geschlecht-
lichkeit des Menschen vertraut zu machen und auf 
das Leben in Partnerschaft und Familie vorzube-
reiten. 

4
Die Sexualerziehung soll für die unter-

schiedlichen Wertvorstellungen auf diesem Gebiet 
offen sein. 

5
Dabei ist insbesondere die Bedeutung 

von Ehe und Familie für Staat und Gesellschaft zu 
vermitteln. 

6
Die Familien- und Sexualerziehung 

soll das Bewusstsein für eine persönliche Intim-
sphäre in Ehe und Familie sowie in persönlichen 
Beziehungen entwickeln und fördern. 

7
Eine Zu-

sammenarbeit mit Angeboten der Familienbildung 
und Erziehung ist im Rahmen des Unterrichts o-
der von Ganztagsangeboten anzustreben. 

(1) 
1
Unbeschadet des natürlichen Erziehungs-

rechts der Eltern gehört Familien- und Sexualer-
ziehung zur Aufgabe der Schule.

2
Sie wird fä-

cherübergreifend vermittelt. 
3
Ziel der Familien- 

und Sexualerziehung ist es, die Schüler altersge-
mäß mit den biologischen, ethischen, kulturellen 
und sozialen Tatsachen und Bezügen der Ge-
schlechtlichkeit des Menschen vertraut zu ma-
chen und auf das Leben in Partnerschaft und Fa-
milie vorzubereiten. 

4
Die Sexualerziehung soll für 

die unterschiedlichen Wertvorstellungen auf die-
sem Gebiet offen sein. 

5
Dabei ist insbesondere 

die Bedeutung von Ehe und Familie für Staat und 
Gesellschaft zu vermitteln. 

6
Die Familien- und Se-

xualerziehung soll das Bewusstsein für eine per-
sönliche Intimsphäre in Ehe und Familie sowie in 
persönlichen Beziehungen entwickeln und för-
dern. 

7
Eine Zusammenarbeit mit Angeboten der 

Familienbildung und Erziehung ist im Rahmen 
des Unterrichts oder von Ganztagsangeboten an-
zustreben. 

(1) 
1
Unbeschadet des natürlichen Erziehungs-

rechts der Eltern gehört Familien- und Sexualer-
ziehung zur Aufgabe der Schule.

2
Sie wird fä-

cherübergreifend vermittelt. 
3
Ziel der Familien- 

und Sexualerziehung ist es, die Schüler altersge-
mäß mit den biologischen, ethischen, kulturellen 
und sozialen Tatsachen und Bezügen der Ge-
schlechtlichkeit des Menschen vertraut zu ma-
chen und auf das Leben in Partnerschaft und Fa-
milie vorzubereiten. 

4
Die Sexualerziehung soll für 

die unterschiedlichen Wertvorstellungen auf die-
sem Gebiet offen sein. 

5
Dabei ist insbesondere 

die Bedeutung von Ehe, eingetragenen Lebens-
partnerschaften und Familie für Staat und Gesell-
schaft zu vermitteln. 

6
Die Familien- und Sexualer-

ziehung soll das Bewusstsein für eine persönliche 
Intimsphäre in Ehe und Familie sowie in persönli-
chen Beziehungen entwickeln und fördern. 

7
Eine 

Zusammenarbeit mit Angeboten der Familienbil-
dung und Erziehung ist im Rahmen des Unter-
richts oder von Ganztagsangeboten anzustreben. 

(2) Ziel, Inhalt und Form der Familien- und Se-
xualerziehung sind den Eltern rechtzeitig mitzutei-
len und mit ihnen zu besprechen. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

§ 37 

Umwelterziehung 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

(1) 
1
Die Schule vermittelt Bildungsinhalte zur 

Umwelt. 
2
Sie sind fachübergreifend in den Lehr-

plänen festzuschreiben und sollen eine ökologi-
sche Grundbildung aller Schüler gewährleisten. 
3
Ziel der auf diesen Bildungsinhalten begründeten 

(1) [ a u f g e h o b e n ]  (1) [ a u f g e h o b e n ]  
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Umwelterziehung ist es, eine positive Einstellung 
zur Umwelt und ein aktives Engagement zu ihrer 
Bewahrung zu erreichen. 

(2) Die Schulen fördern in den ihnen zugänglichen 
Bereichen mit ihren Möglichkeiten praktischen 
Umweltschutz. 

(2) [ a u f g e h o b e n ]  (2) [ a u f g e h o b e n ]  

   

§ 38 

Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 

§ 38 

Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 

§ 38 

Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 

(1) Der Unterricht an den öffentlichen Schulen ist 
unentgeltlich. 

(1) Der Unterricht ist unentgeltlich. (1) Der Unterricht ist unentgeltlich. 

(2) 
1
In den öffentlichen Schulen mit Ausnahme 

der Fachschulen hat der Schulträger den Schü-
lern alle notwendigen Schulbücher leihweise zu 
überlassen, sofern sie nicht von den Eltern oder 
den Schülern selbst beschafft werden; aus-
nahmsweise werden sie zum Verbrauch überlas-
sen, wenn Art und Zweckbestimmung des Schul-
buches eine Leihe ausschließen. 

2
Die Einzelhei-

ten regelt eine Rechtsverordnung der Staatsregie-
rung. 

(2) 
1
Lernmittel sind von Schülern zum Lernen 

verwendete Gegenstände und Materialien, die für 
den Unterricht auf der Grundlage der Bildungs-
standards und der Lehrpläne erforderlich und zur 
Nutzung durch den einzelnen Schüler bestimmt 
sind. 

2
Die an den Schulen eingeführten Lernmittel 

werden den Schülern durch den Schulträger leih-
weise überlassen. Sie werden ausnahmsweise 
dauerhaft überlassen, wenn Art und Zweckbe-
stimmung des Lernmittels eine Leihe ausschlie-
ßen. 

3
Der Schulträger kann Kostenbeiträge erhe-

ben, wenn Gegenstände und Materialien im Un-
terricht verarbeitet und danach von den Schülern 
verbraucht werden oder bei ihnen verbleiben. 

(2) 
1
Lernmittel sind von Schülern zum Lernen 

verwendete Gegenstände und Materialien, die für 
den Unterricht auf der Grundlage der länderge-
meinsamen Bildungsstandards und der Lehrpläne 
erforderlich und zur Nutzung durch den einzelnen 
Schüler bestimmt sind. 

2
Die an den Schulen ein-

geführten Lernmittel werden den Schülern durch 
den Schulträger leihweise überlassen. 

3
Sie wer-

den ausnahmsweise dauerhaft überlassen, wenn 
Art und Zweckbestimmung des Lernmittels eine 
Leihe ausschließen. 

4
Der Schulträger kann nach 

Beschlussfassung durch die Schulkonferenz Kos-
tenbeiträge erheben, wenn Gegenstände und Ma-
terialien im Unterricht verarbeitet und danach von 
den Schülern verbraucht werden oder bei ihnen 
verbleiben. 

 (3) Die Lernmittelfreiheit erstreckt sich nicht auf 

1. die zweckentsprechende persönliche Aus-
stattung des Schülers gemäß § 31 Absatz 1 

(3) Lernmittel im Sinne von Artikel 102 Absatz 4 
Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen 
sind nicht 
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Satz 2 und 

2. Gegenstände, die auch außerhalb des Un-
terrichts gebräuchlich sind oder auch der 
betrieblichen Ausbildung oder der Berufs-
ausübung dienen. 

1. die zweckentsprechende persönliche Aus-
stattung des Schülers gemäß § 31 Absatz 1 
Satz 2 und 

2. Gegenstände, die auch außerhalb des Un-
terrichts gebräuchlich sind oder auch der be-
trieblichen Ausbildung oder der Berufsaus-
übung dienen. 

 (4) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt im 

Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi-
nanzen die Einzelheiten der Ausgestaltung der 
Lernmittelfreiheit durch Rechtsverordnung. 

2
In der 

Rechtsverordnung kann insbesondere näher be-
stimmt werden: 

1. welche Lernmittel unter die Lernmittelfreiheit 
fallen, 

2. welche Gegenstände nach Absatz 3 nicht von 
der Lernmittelfreiheit umfasst sind und  

3. die technischen Anforderungen an einzelne 
Lernmittel. 

(4) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt die 

Einzelheiten der Ausgestaltung der Lernmittelfrei-
heit durch Rechtsverordnung. 

2
In der Rechtsver-

ordnung kann insbesondere näher bestimmt wer-
den: 

1. welche Lernmittel unter die Lernmittelfreiheit 
fallen, 

2. welche Gegenstände nach Absatz 3 nicht von 
der Lernmittelfreiheit umfasst sind und  

3. die technischen Anforderungen an einzelne 
Lernmittel. 

   

§ 38a 

Unterstützungsangebote 

bei auswärtiger Unterbringung 

§ 38a 

Unterstützungsangebote 

bei außerhäuslicher Unterbringung 

§ 38a 

Unterstützungsangebote 

bei außerhäuslicher Unterbringung 

(1) Die Landkreise und Kreisfreien Städte gewäh-
ren finanzielle Unterstützungen für solche Ein-
wohner, denen wegen ihrer notwendigen Unter-
bringung als Schüler außerhalb der Gemeinde ih-
res Hauptwohnsitzes (auswärtige Unterbringung) 
erhöhte Aufwendungen für Unterkunft und Ver-
pflegung entstehen, die nicht durch andere öffent-

(1) 
1
Die Landkreise und Kreisfreien Städte gewäh-

ren finanzielle Unterstützungen für ihre Einwohner 
mit Hauptwohnsitz, denen wegen ihrer notwendi-
gen außerhäuslichen Unterbringung als Schüler 
erhöhte Aufwendungen für Unterkunft und Ver-
pflegung entstehen, die nicht durch andere öffent-
liche Mittel ersetzt werden. 

2
Die außerhäusliche 

(1) 
1
Die Landkreise und Kreisfreien Städte gewäh-

ren finanzielle Unterstützungen für ihre Einwohner 
mit Hauptwohnsitz, denen wegen ihrer notwendi-
gen außerhäuslichen Unterbringung als Schüler 
erhöhte Aufwendungen für Unterkunft und Ver-
pflegung entstehen, die nicht durch andere öffent-
liche Mittel ersetzt werden. 

2
Die außerhäusliche 
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liche Mittel ersetzt werden. Unterbringung wegen des Besuchs einer allge-
meinbildenden Schule außerhalb des Freistaates 
Sachsen wird nicht finanziell unterstützt. 

3
Schüler 

in einem Berufsausbildungsverhältnis erhalten ei-
ne finanzielle Unterstützung wegen notwendiger 
außerhäuslicher Unterbringung, wenn die oberste 
Schulaufsichtsbehörde den Besuch einer be-
stimmten Berufsschulklasse festgelegt hat, auch 
wenn sich diese außerhalb des Freistaates Sach-
sen befindet. 

Unterbringung wegen des Besuchs einer allge-
meinbildenden Schule außerhalb des Freistaates 
Sachsen wird nicht finanziell unterstützt. 

3
Schüler 

in einem Berufsausbildungsverhältnis erhalten ei-
ne finanzielle Unterstützung wegen notwendiger 
außerhäuslicher Unterbringung, wenn die oberste 
Schulaufsichtsbehörde den Besuch einer be-
stimmten Berufsschulklasse festgelegt hat, auch 
wenn sich diese außerhalb des Freistaates Sach-
sen befindet. 

(2) 
1
Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 

werden den Landkreisen und Kreisfreien Städten 
vom Freistaat Sachsen für diesen Zweck veran-
schlagte Haushaltsmittel aus dem Staatshaushalt 
zur Bewirtschaftung übertragen. 

2
Die Bereitstel-

lung der Haushaltsmittel erfolgt nach Maßgabe 
der Durchführungsbestimmungen zum Haushalts-
plan des Freistaates Sachsen. 

 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) 
1
Das Staatsministerium für Kultus wird er-

mächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu 
regeln. 

2
Die Rechtsverordnung kann auch festle-

gen, unter welchen Voraussetzungen die auswär-
tige Unterbringung notwendig ist, und eine Min-
desthöhe der anteiligen finanziellen Unterstützung 
je Schüler vorsehen. 

(3) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu 
regeln. 

2
Die Rechtsverordnung kann auch festle-

gen, unter welchen Voraussetzungen die außer-
häusliche Unterbringung notwendig ist, und eine 
Mindesthöhe der anteiligen finanziellen Unterstüt-
zung je Schüler vorsehen. 

(3) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu 
regeln. 

2
Die Rechtsverordnung kann auch festle-

gen, unter welchen Voraussetzungen die außer-
häusliche Unterbringung notwendig ist, und eine 
Mindesthöhe der anteiligen finanziellen Unterstüt-
zung je Schüler vorsehen. 

   

 § 38b 

E-Learning 

§ 38b 

E-Learning 

 (1) An Fachoberschulen, Fachschulen, Schulen 
des zweiten Bildungsweges, bei erweiterten Bil-
dungsangeboten der Beruflichen Schulzentren, 

An allen Schularten können Schüler bei Vorlage 
eines von der Schulkonferenz beschlossenen pä-
dagogischen Konzeptes innerhalb und außerhalb 
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bei einer Unterrichtung längerfristig erkrankter 
Schüler und zur Förderung individueller besonde-
rer Begabungen können Schüler zeitweilig auch 
außerhalb der Schule über elektronische Medien 

1. ohne Kontakt mit dem Lehrer und anderen 
Schülern mittels Lernsoftware oder 

2. bei elektronischem Kontakt mit dem Lehrer 
und anderen Schülern mittels einer Lern- oder 
Kommunikationsplattform  

unterrichtet werden (E-Learning). 

der Schule zeitweilig über elektronische Medien 
und mittels Lern- und Kommunikationsplattformen 
unterrichtet werden (E-Learning). E-Learning 
kann insbesondere zur Unterrichtung längerfristig 
erkrankter Schüler, von Schülern, die selbst oder 
mit ihren Eltern beruflich reisen, zur Förderung in-
dividueller besonderer Begabungen und zur För-
derung von Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf genutzt werden. 

 (2) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt im 
Rahmen des Absatzes 1 durch Rechtsverord-
nung, für welche Fächer, Kurse oder Lehrplanin-
halte das E-Learning stattfindet. 

 

   

§ 39 

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

§ 39 

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

§ 39 

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Zur Sicherung des Erziehungs- und Bildungs-
auftrags oder zum Schutz von Personen und Sa-
chen können nach dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit Ordnungsmaßnahmen gegenüber 
Schülern getroffen werden, soweit andere Erzie-
hungsmaßnahmen nicht ausreichen. 

(1) 
1
Zur Sicherung des Erziehungs- und Bildungs-

auftrags oder zum Schutz von Personen und Sa-
chen können nach dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit Ordnungsmaßnahmen gegenüber 
Schülern getroffen werden, soweit andere Erzie-
hungsmaßnahmen nicht ausreichen. 
2
Erziehungsmaßnahme ist auch die zeitweilige 

Inbesitznahme störender Gegenstände. 

(1) 
1
Zur Sicherung des Erziehungs- und Bildungs-

auftrags oder zum Schutz von Personen und Sa-
chen können nach dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit Ordnungsmaßnahmen gegenüber 
Schülern getroffen werden, soweit andere Erzie-
hungsmaßnahmen nicht ausreichen. 
2
Erziehungsmaßnahme ist auch die zeitweilige 

Inbesitznahme störender Gegenstände. 

(2) 
1
Ordnungsmaßnahmen sind: 

1. schriftlicher Verweis; 

2. Überweisung in eine andere Klasse gleicher 
Klassenstufe oder einen anderen Kurs der 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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gleichen Jahrgangsstufe; 

3. Androhung des Ausschlusses aus der Schule; 

4. Ausschluss vom Unterricht und anderen schu-
lischen Veranstaltungen bis zu vier Wochen; 

5. Ausschluss aus der Schule. 

2
Die körperliche Züchtigung ist verboten. 

(3) Ordnungsmaßnahmen nach 

1. Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden in der Primar-
stufe und der Sekundarstufe I vom Klassen-
lehrer oder Schulleiter, in der Sekundarstufe II 
vom Schulleiter, 

2. Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 werden vom Schul-
leiter getroffen. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) 
1
Die Ordnungsmaßnahme nach Absatz. 2 Satz 

1 Nr. 4 und 5 sind nur bei schwerem oder wieder-
holtem Fehlverhalten zulässig. 

2
Die Schulpflicht 

bleibt unberührt. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) 
1
Die Ordnungsmaßnahme nach Absatz. 2 Satz 

1 Nr. 4 und 5 sind nur bei schwerem oder wieder-
holtem Fehlverhalten zulässig. 

2
Wird eine Ord-

nungsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 5 getroffen, unterrichtet der Schulleiter die 
Schulaufsichtsbehörde. Diese berät den Schüler, 
bei minderjährigen Schülern auch die Eltern, dar-
über, welche andere Schule der Schüler nach 
Wirksamwerden der Ordnungsmaßnahme besu-
chen kann. 

3
Die Schulpflicht bleibt unberührt. 

(5) 
1
Vor der Entscheidung über Ordnungsmaß-

nahmen sind der betroffene Schüler, bei minder-
jährigen Schülern auch die Eltern, zu hören. 

2
Der 

Schulleiter hört vor einer Entscheidung über Ord-
nungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 
5 die Klassenkonferenz oder Jahrgangsstufenkon-
ferenz an. 

3
Auf Antrag des Schülers, gegen den 

eine Ordnungsmaßnahme nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 

(5) 
1
Vor der Entscheidung über Ordnungsmaß-

nahmen sind der betroffene Schüler, bei minder-
jährigen Schülern auch die Eltern, zu hören. 

2
Der 

Schulleiter hört vor einer Entscheidung über Ord-
nungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 
5 die Klassenkonferenz oder Jahrgangsstufen-
konferenz an. 

3
Auf Antrag des Schülers, gegen 

den eine Ordnungsmaßnahme nach Abs. 2 Satz 1 

(5) 
1
Vor der Entscheidung über Ordnungsmaß-

nahmen sind der betroffene Schüler, bei minder-
jährigen Schülern auch die Eltern, zu hören. 

2
Der 

Schulleiter hört vor einer Entscheidung über Ord-
nungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 
5 die Klassenkonferenz oder Jahrgangsstufen-
konferenz an. 

3
Auf Antrag des Schülers, gegen 

den eine Ordnungsmaßnahme nach Abs. 2 Satz 1 
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3 bis 5 getroffen werden soll, hört der Schulleiter 
den Klassenschülersprecher oder, sofern der Un-
terricht nicht im Klassenverband erteilt wird, einen 
Jahrgangsstufensprecher an. 

Nr. 3 bis 5 getroffen werden soll, hört der Schullei-
ter den Klassensprecher oder, sofern der Unter-
richt nicht im Klassenverband erteilt wird, einen 
Jahrgangsstufensprecher an. 

Nr. 3 bis 5 getroffen werden soll, hört der Schullei-
ter den Klassensprecher oder, sofern der Unter-
richt nicht im Klassenverband erteilt wird, einen 
Jahrgangsstufensprecher an. 

4
Sofern an der 

Schule sozialpädagogische Unterstützung durch 
einen Träger der Jugendhilfe erbracht wird, hört 
der Schulleiter auf Wunsch des Schülers, gegen 
den eine Ordnungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 getroffen werden soll, auch Ver-
treter an, die diese Unterstützungsmaßnahmen 
durchführen. 

(6) In dringenden Fällen kann der Schulleiter bis 
zur endgültigen Entscheidung einen Schüler vor-
läufig vom Unterricht und anderen schulischen 
Veranstaltungen ausschließen. 

(6) [ u n v e r ä n d e r t ]  (6) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(7) Widerspruch und Klage gegen Ordnungsmaß-
nahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 bis 5 sowie 
Absatz 6 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(7) [ u n v e r ä n d e r t ]  (7) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

5. Teil 

Lehrer, Schulleiter 

5. Teil 

Lehrer, Schulleiter 

5. Teil 

Lehrer, Schulleiter 

§ 40 

Personalhoheit, Lehrer 

§ 40 

Personalhoheit, Lehrer 

§ 40 

Personalhoheit, Lehrer 

(1) 
1
Im Dienst des Freistaates Sachsen stehen: 

1. die Lehrer an öffentlichen Schulen gemäß § 3 
Abs. 2 Nr. 1 und 3; 

2. die pädagogischen Unterrichtshilfen an den 
Förderschulen; 

(1) 
1
Im Dienst des Freistaates Sachsen stehen: 

1 .   die Lehrer an Schulen in öffentlicher Träger-
schaft gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1; 

2. die pädagogischen Fachkräfte im Unterricht 
an den Förderschulen; 

(1) 
1
Im Dienst des Freistaates Sachsen stehen: 

1 .  die Lehrer an Schulen in öffentlicher Träger-
schaft gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1; 

2. die sonstigen pädagogischen Fachkräfte im 
Unterricht an Schulen in öffenlicher Träger-
schaft gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1; 
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3. das Personal an Heimen gemäß § 22 Abs. 2; 

4. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 
Abs. 2 Nr. 3. 

3. [ u n v e r ä n d e r t ]  

4. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2. 

3. [ u n v e r ä n d e r t ]  

4. das sonstige Personal an Schulen gemäß 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2. 

2
Im Dienst des Schulträgers stehen: 

2
Im Dienst des Schulträgers stehen: 

2
Im Dienst des Schulträgers stehen: 

1. die Lehrer an den medizinischen Berufsfach-
schulen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2; 

2. die Lehrer an den Fachschulen gemäß § 22 
Abs. 1 Satz 5; 

 

3. das Personal an Heimen gemäß § 13 Abs. 2 
und § 13a in Verbindung mit § 13 Abs. 2; 

4. das Personal an Einrichtungen gemäß § 16 
Abs. 2 und 3; 

5. das medizinisch-therapeutische Personal an 
Förderschulen; 

6. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 
Abs. 2 Nr. 1 und 2. 

1 .  die Lehrer an den medizinischen Berufsfach-
schulen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2; 

2 .  die Lehrer an den Fachschulen in den Beru-
fen der Land- und Hauswirtschaft am Standort 
Freiberg; 

3. das Personal an Heimen gemäß § 13 Absatz 
3, wenn diese vom Schulträger betrieben 
werden; 

4. das Personal für Betreuungsangebote gemäß 
§ 16 Absatz 2; 

5 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

6. das sonstige Personal an Schulen gemäß § 3 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2. 

1 .  die Lehrer an den medizinischen Berufs-
fachschulen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2; 

2 .  die Lehrer an den Fachschulen in den Beru-
fen der Land- und Hauswirtschaft am Stand-
ort Freiberg; 

3. das Personal an Heimen gemäß § 13 Absatz 
3, wenn diese vom Schulträger betrieben 
werden; 

4. das Personal für Betreuungsangebote ge-
mäß § 16 Absatz 2; 

5 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

6. das sonstige Personal an Schulen gemäß 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2. 

(2) 
1
Der Lehrer trägt die unmittelbare pädagogi-

sche Verantwortung für die Erziehung und Bildung 
der Schüler im Rahmen der im Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland in der jeweils 
geltenden Fassung, in der Verfassung des Frei-
staates Sachsen in der jeweils geltenden Fassung 
und der in diesem Gesetz niedergelegten Erzie-
hungs- und Bildungsziele, Bildungsstandards, 
Lehrpläne sowie der übrigen für ihn geltenden 
Vorschriften und Anordnungen. 

2
Er ist verpflichtet, 

sich regelmäßig, insbesondere in der unterrichts-
freien Zeit, in angemessenem Umfang fortzubil-
den. 

3
Diese Verpflichtung umfasst neben der 

fachlichen und pädagogischen Fortbildung auch 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) 
1
Der Lehrer trägt die unmittelbare pädagogi-

sche Verantwortung für die Erziehung und Bil-
dung der Schüler im Rahmen der im Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland in der jeweils 
geltenden Fassung, in der Verfassung des Frei-
staates Sachsen in der jeweils geltenden Fassung 
und der in diesem Gesetz niedergelegten Erzie-
hungs- und Bildungsziele, ländergemeinsamen 
Bildungsstandards, Lehrpläne sowie der übrigen 
für ihn geltenden Vorschriften und Anordnungen. 
2
Er ist verpflichtet, sich regelmäßig, insbesondere 

in der unterrichtsfreien Zeit, in angemessenem 
Umfang fortzubilden. 

3
Diese Verpflichtung um-

fasst neben der fachlichen und pädagogischen 
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die Erweiterung der diagnostischen Fähigkeiten 
und der entwicklungspsychologischen Kenntnisse. 

Fortbildung auch die Erweiterung der diagnosti-
schen Fähigkeiten und der entwicklungspsycho-
logischen Kenntnisse. 

4
Das Nähere, insbesondere 

zum Umfang der Fortbildung, regelt die oberste 
Schulaufsichtsbehörde durch Rechtsverordnung. 

(3) 
1
Das Staatsministerium für Kultus wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen 
über die Ausbildung, Weiterbildung und Prüfung 
der Lehrer zu erlassen. 

2
Die Rechtsverordnung 

kann insbesondere regeln: 

(3) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen 
über die Ausbildung, Weiterbildung und Prüfung 
der Lehrer zu erlassen. 

2
Die Rechtsverordnung 

kann insbesondere regeln: 

(3) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen 
über die Ausbildung, Weiterbildung und Prüfung 
der Lehrer zu erlassen. 

2
Die Rechtsverordnung 

kann insbesondere regeln: 

1. Dauer und Ausgestaltung des Vorbereitungs-
dienstes, 

 

2. den Erwerb weiterer Lehrbefähigungen. 

1. den Zugang und die Zulassung zum Vorberei-
tungsdienst, Dauer und Ausgestaltung des 
Vorbereitungsdienstes, 

2. den Erwerb weiterer Lehrbefähigungen und 

3. die Durchführung und Höhe der Zuschussge-
währung an Träger von Schulen in freier Trä-
gerschaft, die Aufgaben der Ausbildung der 
Studierenden im Rahmen von schulprakti-
schen Studien oder von Lehramtsanwärtern 
oder Studienreferendaren im Vorbereitungs-
dienst wahrnehmen. 

1. den Zugang und die Zulassung zum Vorberei-
tungsdienst, Dauer und Ausgestaltung des 
Vorbereitungsdienstes, 

2. den Erwerb weiterer Lehrbefähigungen und 

3. die Durchführung und Höhe der Zuschussge-
währung an Träger von Schulen in freier Trä-
gerschaft, die Aufgaben der Ausbildung der 
Studierenden im Rahmen von schulprakti-
schen Studien oder von Lehramtsanwärtern 
oder Studienreferendaren im Vorbereitungs-
dienst wahrnehmen. 

3
Für die Prüfungen gilt § 62 Abs. 3 entsprechend. 

4
Als Voraussetzung der Zulassung zur Prüfung 

können auch Dauer und inhaltliche Anforderungen 
des Studiums sowie die Anrechnung von in ande-
ren Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Studienzeiten sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen geregelt werden. 

5
Für den Vorbe-

reitungsdienst können Zulassungsbeschränkun-
gen wegen Erschöpfung der tatsächlichen Ausbil-
dungskapazitäten oder für den Fall geregelt wer-
den, dass die bei der Bewirtschaftung der Perso-
nalausgaben des Haushaltsplans des Freistaates 
Sachsen zur Verfügung stehenden Stellen und 

3
Als Zugangsvoraussetzungen zum Vorberei-

tungsdienst können insbesondere geregelt wer-
den:  

1. die Mindestdauer des Studiums und  

2. inhaltliche Anforderungen an das Studium, 
wie 

a) der Mindestumfang der nachzuweisenden 
fachwissenschaftlichen und bildungswissen-
schaftlichen Leistungen, 

b) die für die einzelnen Lehrämter zugelasse-

3
Als Zugangsvoraussetzungen zum Vorberei-

tungsdienst können insbesondere geregelt wer-
den:  

1. die Mindestdauer des Studiums und  

2. inhaltliche Anforderungen an das Studium, 
wie 

a) der Mindestumfang der nachzuweisenden 
fachwissenschaftlichen und bildungswissen-
schaftlichen Leistungen, 

b) die für die einzelnen Lehrämter zugelasse-
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Mittel nicht ausreichen. 
6
Dabei können insbeson-

dere die Zahl der vorhandenen Ausbildungsplät-
ze, die Höchstzahl der je Lehramt zuzulassenden 
Bewerber, das Zulassungsverfahren einschließ-
lich der Festsetzung von Ausschlussfristen und 
die Zulassungsquoten nach Maßgabe der Eig-
nung und Leistung der Bewerber, der Fächer mit 
besonderem öffentlichen Bedarf, der Wartezeit 
sowie besonderer Härtefälle geregelt werden. 

nen Fächer, Fachrichtungen und Förder-
schwerpunkte, 

c) Mindestanforderungen an die Praxisphasen, 

d) erforderliche Sprachkenntnisse und 

e) die Anrechnung von in anderen Studien-
gängen oder an anderen Hochschulen er-
brachten Studienzeiten sowie Studien- und 
Prüfungsleistungen. 

nen Fächer, Fachrichtungen und Förder-
schwerpunkte, 

c) Mindestanforderungen an die Praxisphasen, 

d) erforderliche Sprachkenntnisse und 

e) die Anrechnung von in anderen Studiengän-
gen oder an anderen Hochschulen erbrach-
ten Studienzeiten sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen. 

 
4
Für den Vorbereitungsdienst können Zulas-

sungsbeschränkungen wegen Erschöpfung der 
tatsächlichen Ausbildungskapazitäten oder für 
den Fall geregelt werden, dass die bei der Bewirt-
schaftung der Personalausgaben des Haushalts-
plans der obersten Schulaufsichtsbehörde zur 
Verfügung stehenden Stellen und Mittel nicht aus-
reichen. 

5
Dabei können insbesondere geregelt 

werden: 

1. die Kriterien für die Ermittlung der Zahl der 
vorhandenen Ausbildungsplätze, 

2. die Kriterien für die Ermittlung der Höchstzahl 
der je Lehramt zuzulassenden Bewerber, 

3. das Zulassungsverfahren einschließlich der 
Festsetzung von Ausschlussfristen und 

4. die Zulassungsquoten nach Maßgabe 

a) der Eignung und Leistung der Bewerber, 

b) der Fächer, Fächerkombinationen, Fach-
richtungen und Förderschwerpunkte mit 
besonderem öffentlichen Bedarf, 

c) der Wartezeit und 

d) besonderer Härtefälle. 

4
Für den Vorbereitungsdienst können Zulas-

sungsbeschränkungen wegen Erschöpfung der 
tatsächlichen Ausbildungskapazitäten oder für 
den Fall geregelt werden, dass die bei der Bewirt-
schaftung der Personalausgaben des Haushalts-
plans der obersten Schulaufsichtsbehörde zur 
Verfügung stehenden Stellen und Mittel nicht aus-
reichen. 

5
Dabei können insbesondere geregelt 

werden: 

1. die Kriterien für die Ermittlung der Zahl der 
vorhandenen Ausbildungsplätze, 

2. die Kriterien für die Ermittlung der Höchst-
zahl der je Lehramt zuzulassenden Bewer-
ber, 

3. das Zulassungsverfahren einschließlich der 
Festsetzung von Ausschlussfristen und 

4. die Zulassungsquoten nach Maßgabe 

a) der Eignung und Leistung der Bewerber, 

b) der Fächer, Fächerkombinationen, Fach-
richtungen und Förderschwerpunkte mit 
besonderem öffentlichen Bedarf, 

c) der Wartezeit und 
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d) besonderer Härtefälle. 

 (4) 
1
Für die Zulassung zur Prüfung können in der 

Rechtsverordnung insbesondere die in Absatz 3 
Satz 3 genannten Voraussetzungen geregelt wer-
den. 

2
Im Übrigen gilt für Prüfungen § 62 Absatz 3 

entsprechend. 

(4) 
1
Für die Zulassung zur Prüfung können in der 

Rechtsverordnung insbesondere die in Absatz 3 
Satz 3 genannten Voraussetzungen geregelt wer-
den. 

2
Im Übrigen gilt für Prüfungen § 62 Absatz 3 

entsprechend. 

 (5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Anzahl der 
wöchentlichen Pflichtstunden der verbeamteten 
Lehrer zu regeln. 

(5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Anzahl der 
wöchentlichen Pflichtstunden der verbeamteten 
Lehrer zu regeln. 

   

§ 41 

Schulleiter, stellvertretender Schulleiter 

§ 41 

Schulleiter, stellvertretender Schulleiter 

§ 41 

Schulleiter, stellvertretender Schulleiter 

(1) 
1
Für jede Schule sind ein Schulleiter und ein 

Stellvertreter, die zugleich Lehrer an der Schule 
sind, durch die oberste Schulaufsichtsbehörde, für 
die in § 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 genannten Fach-
schulen durch den Schulträger im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Umwelt und Land-
wirtschaft, zu bestimmen. 

2
Die oberste Schulauf-

sichtsbehörde kann damit die Sächsische Bil-
dungsagentur betrauen. 

3
Für Schulleiter und stell-

vertretende Schulleiter, die im Angestelltenver-
hältnis stehen, erfolgt die Bestimmung durch ar-
beitsvertragliche Regelung. 

(1) 
1
Für jede Schule wird ein Schulleiter und, 

wenn ein Amt im Sächsischen Besoldungsgesetz 
vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 
1005), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2015 (SächsGVBl. S. 390) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
ausgebracht ist, ein stellvertretender Schulleiter 
bestimmt. 

2
Sie sind zugleich Lehrer an der Schu-

le. 
3
Für Schulleiter und stellvertretende Schullei-

ter, die nicht Beamte sind, erfolgt die Bestimmung 
durch arbeitsvertragliche Regelung. 

4
Zuständig für 

die Bestimmung ist 

1. für die landwirtschaftlichen Fachschulen das 
Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-
schaft, 

2. für die Fachschulen gemäß § 40 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 der Schulträger im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium für Um-

(1) 
1
Für jede Schule wird ein Schulleiter und, 

wenn ein Amt im Sächsischen Besoldungsgesetz 
vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 
1005), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2015 (SächsGVBl. S. 390) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
ausgebracht ist, ein stellvertretender Schulleiter 
bestimmt. 

2
Sie sind zugleich Lehrer an der Schu-

le. 
3
Für Schulleiter und stellvertretende Schullei-

ter, die nicht Beamte sind, erfolgt die Bestimmung 
durch arbeitsvertragliche Regelung. 

4
Zuständig für 

die Bestimmung ist 

1. für die landwirtschaftlichen Fachschulen das 
Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-
schaft, 

2. für die Fachschulen gemäß § 40 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 der Schulträger im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium für Um-
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welt und Landwirtschaft, 

3. für medizinische Berufsfachschulen gemäß § 
3 Absatz 2 Satz 2 der Schulträger und 

4. im Übrigen die oberste Schulaufsichtsbehör-
de. 

welt und Landwirtschaft, 

3. für medizinische Berufsfachschulen gemäß § 
3 Absatz 2 Satz 2 der Schulträger und 

4. im Übrigen die oberste Schulaufsichtsbehör-
de. 

(2) 
1
Schulleiter und sein Stellvertreter, ausge-

nommen solche der medizinischen Berufsfach-
schulen, werden nach Anhörung der Schulkonfe-
renz bestimmt. 

2
An sorbischen Schulen ist auch 

der Sorbische Schulverein e.V. anzuhören. 

(2) 
1
Der Schulleiter und der stellvertretende 

Schulleiter werden nach Anhörung der Schulkon-
ferenz bestimmt. 

2
An sorbischen Schulen ist auch 

der Sorbische Schulverein e.V. anzuhören. 

(2) 
1
Der Schulleiter und der stellvertretende 

Schulleiter werden nach Anhörung der Schulkon-
ferenz im Benehmen mit dem Schulträger be-
stimmt. 

2
An sorbischen Schulen sind auch der 

Sorbische Schulverein e.V. und die Interessens-
vertretung der Sorben gemäß § 5 des Sächsi-
schen Sorbengesetzes zu hören. 

(3) 
1
Vor der Bestimmung des Schulleiters, aus-

genommen solche der medizinischen Berufs-
fachschulen, wird der Schulträger über alle einge-
gangenen Bewerbungen unterrichtet. 

2
Der Schul-

träger ist berechtigt, innerhalb von vier Wochen 
eigene Besetzungsvorschläge zu machen. 

3
Bei 

gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leis-
tung der Bewerber soll dem Bewerber der Vorzug 
gegeben werden, der der Schule nicht angehört. 
4
Kommt eine Einigung innerhalb von sechs Wo-

chen nicht zustande, entscheidet die Schulauf-
sichtsbehörde. 

5
Auf Verlangen eines der Beteilig-

ten findet zuvor eine mündliche Anhörung statt. 

(3) 
1
Vor der Bestimmung des Schulleiters wird 

außer in den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 Num-
mer 3 der Schulträger über alle eingegangenen 
Bewerbungen unterrichtet. 

2
Der Schulträger ist 

berechtigt, innerhalb von vier Wochen eigene Be-
setzungsvorschläge zu machen. 

3
Bei gleicher 

Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung soll 
dem Bewerber der Vorzug gegeben werden, der 
der Schule nicht angehört. 

4
Kommt eine Einigung 

innerhalb von sechs Wochen nicht zustande, ent-
scheidet die Schulaufsichtsbehörde. 

5
Auf Verlan-

gen der obersten Schulaufsichtsbehörde oder des 
Schulträgers findet zuvor eine mündliche Anhö-
rung statt. 

(3) 
1
Vor der Bestimmung des Schulleiters wird 

außer in den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 Num-
mer 3 der Schulträger über alle eingegangenen 
Bewerbungen unterrichtet. 

2
Der Schulträger ist 

berechtigt, innerhalb von vier Wochen eigene Be-
setzungsvorschläge zu machen. 

3
Bei gleicher 

Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung soll 
dem Bewerber der Vorzug gegeben werden, der 
der Schule nicht angehört. 

4
Kommt eine Einigung 

innerhalb von sechs Wochen nicht zustande, ent-
scheidet die Schulaufsichtsbehörde. 

5
Auf Verlan-

gen der obersten Schulaufsichtsbehörde oder des 
Schulträgers findet zuvor eine mündliche Anhö-
rung statt. 

   

§ 42 

Aufgaben des Schulleiters 

§ 42 

Aufgaben des Schulleiters 

§ 42 

Aufgaben des Schulleiters 

(1) 
1
Der Schulleiter vertritt die Schule nach außen 

und ist Vorsitzender der Gesamtlehrerkonferenz. 
(1) [ S ä t z e  1  b i s  5  u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ S ä t z e  1  b i s  5  u n v e r ä n d e r t ]  
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2
Er leitet und verwaltet die Schule und sorgt im 

Rahmen der gesetzlichen Vorschriften, unterstützt 
durch die Gesamtlehrerkonferenz, den stellvertre-
tenden Schulleiter und die sonstigen Funktions-
träger, für einen geregelten und ordnungsgemä-
ßen Schulablauf. 

3
Ihm obliegt insbesondere die 

Verteilung der Lehraufträge sowie die Aufstellung 
der Stundenpläne und die Sorge für die Einhal-
tung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, der 
Hausordnung und der Konferenzbeschlüsse. 

4
Er 

entscheidet im Rahmen des schulischen Erzie-
hungs- und Bildungsauftrages und der ihm frei zur 
Verfügung stehenden Mittel über das zusätzliche 
pädagogische Angebot der Schule. 

5
Außerdem 

obliegen ihm die Aufsicht über die vom Schulträ-
ger zur Verfügung gestellten Anlagen, Gebäude, 
Einrichtungen und Gegenstände und die Aus-
übung des Hausrechts. 

6
Er trägt die Verantwor-

tung für das Personalentwicklungs- und Fortbil-
dungskonzept für die Lehrer seiner Schule. 

 

6
Er trägt die Verantwortung für die kontinuierliche 

Qualitätssicherung und -entwicklung an seiner 
Schule sowie das Personalentwicklungs- und 
Fortbildungskonzept für die Lehrer seiner Schule.  

6
Er trägt die Verantwortung für die kontinuierliche 

Qualitätssicherung und -entwicklung an seiner 
Schule sowie das Personalentwicklungs- und 
Fortbildungskonzept für die Lehrer seiner Schule.  

(2) 
1
Der Schulleiter ist in Erfüllung seiner Aufga-

ben weisungsberechtigt gegenüber den Lehrern 
seiner Schule. 

2
Er ist verantwortlich für die Einhal-

tung der Lehrpläne und der für die Notengebung 
allgemein geltenden Grundsätze sowie ermächtigt 
und verpflichtet, Unterrichtsbesuche vorzunehmen 
und dienstliche Beurteilungen über die Lehrer der 
Schule für die Schulaufsichtsbehörde abzugeben. 
3
Er wird bei Personalentscheidungen für die 

Schule beteiligt. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Für den Schulträger führt der Schulleiter die 
unmittelbare Aufsicht über die an der Schule täti-
gen, nicht im Dienst des Freistaates stehenden 
Mitarbeiter; er hat ihnen gegenüber die aus der 
Verantwortung für einen geordneten Schulbetrieb 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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sich ergebende Weisungsbefugnis. 

   

6. Teil 

Schulverfassung 

6. Teil 

Schulverfassung 

6. Teil 

Schulverfassung 

1. Abschnitt 

Konferenzen 

1. Abschnitt 

Konferenzen 

1. Abschnitt 

Konferenzen 

§ 43 

Schulkonferenz 

§ 43Schulkonferenz § 43Schulkonferenz 

(1) 
1
Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Or-

gan der Schule. 
2
Aufgabe der Schulkonferenz ist 

es, das Zusammenwirken von Schulleitung, Leh-
rern, Eltern und Schülern zu fördern, gemeinsame 
Angelegenheiten des Lebens an der Schule zu 
beraten und dazu Vorschläge zu unterbreiten. 

(1) 
1
Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Or-

gan der Schule. 
2
Aufgabe der Schulkonferenz ist 

es, das Zusammenwirken von Schulleitung, 
Schulträger, Lehrern, Eltern und Schülern zu för-
dern, gemeinsame Angelegenheiten des Lebens 
an der Schule zu beraten und dazu Vorschläge zu 
unterbreiten. 

(1) 
1
Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Or-

gan der Schule. 
2
Aufgabe der Schulkonferenz ist 

es, das Zusammenwirken von Schulleitung, 
Schulträger, Lehrern, Eltern und Schülern zu för-
dern, gemeinsame Angelegenheiten des Lebens 
an der Schule zu beraten und dazu Vorschläge zu 
unterbreiten. 

3
Die Schulkonferenz kann sich eine 

Geschäftsordnung geben. 

(2) 
1
Beschlüsse der Lehrerkonferenzen in folgen-

den Angelegenheiten bedürfen des Einverständ-
nisses der Schulkonferenz: 

1. wichtige Maßnahmen für die Erziehungs- und 
Unterrichtsarbeit der Schule, insbesondere das 
Schulprogramm sowie schulinterne Evaluie-
rungsmaßnahmen; 

2. Erlass der Hausordnung; 

3. schulinterne Grundsätze zur Aufteilung der der 
Schule zur eigenen Bewirtschaftung zugewie-
senen Haushaltsmittel sowie ein schulinterner 

(2) [ S a t z  1  N u m m e r n  1  b i s  8  u n -
v e r ä n d e r t ]  

 

 

 

 

 

 

 

(2) 
1
Beschlüsse der Lehrerkonferenzen in folgen-

den Angelegenheiten bedürfen des Einverständ-
nisses der Schulkonferenz: 

1. wichtige Maßnahmen für die Erziehungs- und 
Unterrichtsarbeit der Schule, insbesondere das 
Schulprogramm; 

2. Maßnahmen der Qualitätssicherung, insbe-
sondere zur internen Evaluation; 

3. Erlass der Hausordnung; 

4. schulinterne Grundsätze zur Aufteilung der der 
Schule zur eigenen Bewirtschaftung zugewie-
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Haushaltsplan; 

4. Stellungnahme zu Beschwerden von Schülern, 
Eltern, Auszubildenden, Ausbildenden oder Ar-
beitgebern, sofern der Vorgang eine über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat; 

5. das Angebot der nicht verbindlichen Unter-
richts- und Schulveranstaltungen; 

6. schulinterne Grundsätze für außerunterrichtli-
che Veranstaltungen (zum Beispiel Klassen-
fahrten, Wandertage); 

7. Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften; 

8. Schulpartnerschaften; 

9. Stellungnahmen der Schule zur 

a) Änderung der Schulart sowie der Teilung, Zu-
sammenlegung oder Erweiterung der Schule; 

b) Durchführung von Schulversuchen; 

c) Namensgebung der Schule; 

d) Durchführung wissenschaftlicher Forschungs-
vorhaben an der Schule; 

e) Anforderung von Haushaltsmitteln. 

2
Verweigert die Schulkonferenz ihr Einverständnis 

und hält die Lehrerkonferenz an ihrem Beschluss 
fest, ist die Schulkonferenz erneut zu befassen.  

3
Hält die Schulkonferenz ihren Beschluss auf-

recht, kann der Schulleiter die Entscheidung der 
Sächsischen Bildungsagentur einholen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9. Kooperationen mit anderen Schulen sowie au-
ßerschulischen Partnern wie Hochschulen, For-
schungseinrichtungen, Vereinen oder Verbänden; 

10. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  9  a l t ]  

 

 

 

 

senen Haushaltsmittel sowie ein schulinterner 
Haushaltsplan; 

5. Stellungnahme zu Beschwerden von Schülern, 
Eltern, Auszubildenden, Ausbildenden oder 
Arbeitgebern, sofern der Vorgang eine über 
den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat; 

6. das Angebot der nicht verbindlichen Unter-
richts- und Schulveranstaltungen; 

7. schulinterne Grundsätze für außerunterrichtli-
che Veranstaltungen (zum Beispiel Klassen-
fahrten, Wandertage); 

8. Ausnahmen zur Überschreitung der Klassen-
obergrenze; 

9. Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften; 

10. Schulpartnerschaften; 

11. Kooperationen mit anderen Schulen sowie au-
ßerschulischen Partnern wie Hochschulen, der 
Berufsakademie, Forschungseinrichtungen, 
Vereinen oder Verbänden; 

12.  Stellungnahmen der Schule zur 

a) Änderung der Schulart sowie der Teilung, 
Zusammenlegung oder Erweiterung der 
Schule; 

b) Aufnahme jahrgangsübergreifenden Unter-
richts; 

c) Durchführung von Schulversuchen; 

d) Namensgebung der Schule; 

e) Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben an der Schule; 
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[S a t z  2  u n v e r ä n d e r t ]  

 

3
Hält die Schulkonferenz ihren Beschluss auf-

recht, kann der Schulleiter die Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde einholen. 

f) Anforderung von Haushaltsmitteln; 

g) Anwendung der pauschalisierten Zuweisung 
von Lehrerarbeitsvermögen gemäß § 3b Ab-
satz 6; 

13. Erhebung von Kostenbeiträgen gemäß § 38 
Absatz 2 Satz 4 und gegebenenfalls deren 
Höhe. 

2
Verweigert die Schulkonferenz ihr Einverständnis 

und hält die Lehrerkonferenz an ihrem Beschluss 
fest, ist die Schulkonferenz erneut zu befassen. 
3
Hält die Schulkonferenz ihren Beschluss auf-

recht, kann der Schulleiter die Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde einholen. 

4
Darüber hinaus 

ist die Schulkonferenz vor der Bestellung der 
Schulleitung anzuhören. 

(3) 
1
Der Schulkonferenz gehören in der Regel an: 

1. der Schulleiter als Vorsitzender ohne Stimm-
recht; 

2. vier Vertreter der Lehrer; 

3. der Vorsitzende des Elternrats als stellvertre-
tender Vorsitzender und drei weitere Vertreter 
der Eltern; 

4. der Schülersprecher und drei weitere Vertreter 
der Schüler, die mindestens der Klassenstufe 7 
angehören müssen. 

 

 

 

 

(3) 
1
Der Schulkonferenz gehören in der Regel an: 

1. [ u n v e r ä n d e r t ]  
 

2. [ u n v e r ä n d e r t ]  

3. [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

 

4. der Schülersprecher und drei weitere Vertre-
ter der Schüler, die mindestens der Klassen-
stufe 7 angehören müssen; 

5. bis zu vier Vertreter des Schulträgers. 

2
Die Vertreter des Schulträgers haben Stimmrecht 

bei Angelegenheiten gemäß Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, 5 und 8 bis 10 und 9 sowie bei Ange-
legenheiten, welche die sächlichen Kosten der 

(3) 
1
Der Schulkonferenz gehören in der Regel an: 

1. der Schulleiter als Vorsitzender ohne Stimm-
recht; 

2. vier Vertreter der Lehrer; 

3. ein Vertreter der Eltern als stellvertretender 
Vorsitzender, in der Regel der Vorsitzende 
des Elternrats, und drei weitere Vertreter der 
Eltern; 

4. vier Vertreter der Schüler, in der Regel der 
Schülersprecher und drei weitere Vertreter 
der Schüler, die mindestens der Klassenstu-
fe 7 angehören müssen; 

5. bis zu vier Vertreter des Schulträgers. 

2
Die Vertreter des Schulträgers haben Stimmrecht 

bei Angelegenheiten gemäß Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3, 6, 8 und 10 bis13 sowie bei Angele-
genheiten, welche die sächlichen Kosten der 
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2
Mit beratender Stimme können ein Vertreter des 

Schulträgers und bei Berufsschulen außerdem je 
zwei Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merorganisationen an den Sitzungen teilnehmen. 

Schule betreffen; im Übrigen haben sie eine bera-
tende Stimme. 

3
Mit beratender Stimme können außerdem ein 

Schulsozialarbeiter, je ein Vertreter des Schulför-
dervereins oder der Schulfördervereine, bei 
Grundschulen je ein Vertreter des Horts oder der 
Horte, mit dem oder mit denen die Schule zu-
sammenarbeitet, und bei berufsbildenden Schu-
len je zwei Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen sowie an Sorbischen 
Schulen nach § 4 der Verordnung des Sächsi-
schen Staatsministeriums für Kultus über die Ar-
beit an sorbischen und anderen Schulen im 
deutsch-sorbischen Gebiet vom 22. Juni 1992 
(SächsGVBl. S. 307), in der jeweils geltenden 
Fassung, je ein Vertreter der Interessenvertretung 
der Sorben nach § 5 des Sächsischen Sorbenge-
setzes, an den Sitzungen teilnehmen. 

Schule betreffen; im Übrigen haben sie eine bera-
tende Stimme. 

3
Mit beratender Stimme können außerdem ein 

Schulsozialarbeiter, je ein Vertreter des Schulför-
dervereins oder der Schulfördervereine, bei 
Grundschulen je ein Vertreter des Horts oder der 
Horte, mit dem oder mit denen die Schule zu-
sammenarbeitet, und bei berufsbildenden Schu-
len je zwei Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen sowie an Sorbischen 
Schulen und an Schulen mit sorbischsprachigem 
Angebot je ein Vertreter der Interessenvertretung 
der Sorben nach § 5 des Sächsischen Sorbenge-
setzes, an den Sitzungen teilnehmen. 

(4) 
1
Bei Schulen ohne Elternrat treten an die Stel-

le der Elternvertreter weitere Schülervertreter; bei 
Schulen ohne Schülerrat treten an die Stelle der 
Schülervertreter weitere Elternvertreter. 

2
Die Zahl 

der Vertreter gemäß Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 
oder 4 erhöht sich in der Regel auf jeweils sechs. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) 
1
Bei Schulen ohne Elternrat treten an die Stel-

le der Elternvertreter weitere Schülervertreter; bei 
Schulen ohne Schülerrat treten an die Stelle der 
Schülervertreter weitere Elternvertreter. 

2
Die Zahl 

der Vertreter gemäß Abs 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 o-
der 4 erhöht sich in der Regel auf jeweils sechs. 
3
Die Zahl der Vertreter gemäß Absatz 3 Satz 1 

Nummer 5 erhöht sich in der Regel auf bis zu 
sechs. 

(5) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternrat und 
der Schülerrat wählen jeweils ihre Vertreter und 
deren Stellvertreter. 

(5) [ u n v e r ä n d e r t ]  (5) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(6)
 1

Die Schulkonferenz tritt mindestens einmal im 
Schulhalbjahr zusammen. 

2
Eine Sitzung ist un-

verzüglich einzuberufen, wenn dies mindestens 
ein Viertel ihrer Mitglieder unter Angabe der Ver-

(6) [ u n v e r ä n d e r t ]  (6)
 1

Die Schulkonferenz wird vom Vorsitzenden 
einberufen und tritt mindestens einmal im Schul-
halbjahr zusammen. 

2
Eine Sitzung ist unverzüg-

lich einzuberufen, wenn dies mindestens ein Fünf-
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handlungsgegenstände beantragt. tel der Mitglieder nach Absatz 3 Satz 1 unter An-
gabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 

(7) Das Staatsministerium für Kultus regelt, soweit 
erforderlich, durch Rechtsverordnung, 

1. die Zahl der Mitglieder der Schulkonferenz bei 
kleineren Schulen, wobei das Verhältnis der 
einzelnen Gruppen zueinander Abs. 3 Satz 1 
entsprechen muss; 

2. die Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreter, 
die Dauer der Amtszeit und die Geschäftsord-
nung; 

3. eine Anpassung der Schulkonferenzen an die 
besonderen Verhältnisse der Förderschulen. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt, 
soweit erforderlich, durch Rechtsverordnung Ein-
zelheiten der Schulkonferenz, insbesondere 

[ N r .  1  b i s  3  u n v e r ä n d e r t ;  n a c h  N r .  
3  S e m i k o l o n  s t a t t  P u n k t  e i n f ü g e n ]  

4. die Übertragung des Stimmrechts nach Absatz 
3 Satz 2 auf einen oder mehrere Vertreter des 
Schulträgers, insbesondere Form und Nachweis 
der Übertragung sowie Verfahren der Stimmab-
gabe. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt, 
soweit erforderlich, durch Rechtsverordnung Ein-
zelheiten der Schulkonferenz, insbesondere 

[ N r .  1  b i s  3  u n v e r ä n d e r t ;  n a c h  N r .  
3  S e m i k o l o n  s t a t t  P u n k t  e i n f ü g e n ]  

4. die Übertragung des Stimmrechts nach Absatz 
3 Satz 2 auf einen oder mehrere Vertreter des 
Schulträgers, insbesondere Form und Nachweis 
der Übertragung sowie Verfahren der Stimmab-
gabe. 

   

§ 44 

Lehrerkonferenzen 

§ 44 

Lehrerkonferenzen 

§ 44 

Lehrerkonferenzen 

(1) 
1
Lehrerkonferenzen sind die Gesamtlehrerkon-

ferenz und die Teilkonferenzen, insbesondere die 
Fachkonferenz und die Klassenkonferenz. 

2
Die 

Lehrerkonferenzen beraten und beschließen alle 
wichtigen Maßnahmen, die für die Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit der Schule notwendig sind. 
3
Dabei beachten sie den durch Rechtsvorschriften 

und Verwaltungsanordnungen gesetzten Rahmen 
sowie die pädagogische Verantwortung des ein-
zelnen Lehrers. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Ist der Schulleiter der Auffassung, dass ein 
Konferenzbeschluss gegen eine Rechtsvorschrift 
oder eine Verwaltungsanordnung verstößt, trifft er 
die Entscheidung. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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(3) 
1
Das Staatsministerium für Kultus wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere 
über Bildung von Teilkonferenzen, Aufgaben, Zu-
sammensetzung einschließlich Vorsitz, Mitglied-
schaft sowie Teilnahmerecht und -pflicht, Stimm-
recht, Bildung von Ausschüssen sowie Verfahren 
der Lehrerkonferenzen zu regeln. 

2
Dabei wird 

auch geregelt, welche Teilkonferenz an die Stelle 
der Klassenkonferenz tritt, wenn Jahrgangsstufen 
nicht im Klassenverband geführt werden. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere 
über Bildung von Teilkonferenzen, Aufgaben, Zu-
sammensetzung einschließlich Vorsitz, Mitglied-
schaft sowie Teilnahmerecht und -pflicht, Stimm-
recht, Bildung von Ausschüssen sowie Verfahren 
der Lehrerkonferenzen zu regeln. 

2
Dabei wird 

auch geregelt, welche Teilkonferenz an die Stelle 
der Klassenkonferenz tritt, wenn in Jahrgangsstu-
fen unterrichtet wird. 

 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere 
über Bildung von Teilkonferenzen, Aufgaben, Zu-
sammensetzung einschließlich Vorsitz, Mitglied-
schaft sowie Teilnahmerecht und -pflicht, Stimm-
recht, Bildung von Ausschüssen sowie Verfahren 
der Lehrerkonferenzen zu regeln. 

2
Dabei wird 

auch geregelt, welche Teilkonferenz an die Stelle 
der Klassenkonferenz tritt, wenn in Jahrgangsstu-
fen unterrichtet wird. 

 

   

2. Abschnitt 

Mitwirkung der Eltern 

2. Abschnitt 

Mitwirkung der Eltern 

2. Abschnitt 

Mitwirkung der Eltern 

§ 45 

Elternvertretung 

§ 45 

Elternvertretung 

§ 45 

Elternvertretung 

(1) 
1
Die Eltern haben das Recht und die Aufgabe, 

an der schulischen Erziehung und Bildung mitzu-
wirken. 

2
Die gemeinsame Verantwortung von El-

tern und Schule für die Erziehung und Bildung der 
Schüler erfordert ihre vertrauensvolle Zusammen-
arbeit. 

3
Schule und Eltern unterstützen sich bei 

der Erziehung und Bildung. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) Das Recht und die Aufgabe, die Erziehungs- 
und Bildungsarbeit der Schule zu fördern und mit-
zugestalten, nehmen die Eltern 

1. in der Klassenelternversammlung, durch den 
Klassenelternsprecher, die Elternräte und die 
Vorsitzenden der Elternräte (Elternvertretung); 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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2. in der Schulkonferenz und 

3. im Landesbildungsrat 

wahr. Dazu werden Fortbildungen für Eltern-
vertreter angeboten. 

(3) Für Klassen und Jahrgangsstufen, in denen 
zum Schuljahresbeginn mehr als die Hälfte der 
Schüler volljährig ist, wird keine Elternvertretung 
gebildet. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) Angelegenheiten einzelner Schüler kann die 
Elternvertretung nur mit Zustimmung der Eltern 
dieser Schüler behandeln. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(5) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die Per-
sonensorgeberechtigten. 

(5) [ u n v e r ä n d e r t ]  (5) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 46 

Klassenelternversammlung, 

Klassenelternsprecher 

§ 46 

Klassenelternversammlung, 

Klassenelternsprecher 

§ 46 

Klassenelternversammlung, 

Klassenelternsprecher 

(1) 
1
Die Eltern der Klasse oder Jahrgangsstufe 

bilden die Klassenelternversammlung. 
2
Die Lehrer 

der Klasse oder Jahrgangsstufe sind zur Teilnah-
me an Sitzungen der Klassenelternversammlung 
verpflichtet, falls dies erforderlich ist. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) 
1
Die Klassenelternversammlung dient der In-

formation und dem Meinungsaustausch über alle 
schulischen Angelegenheiten, insbesondere über 
die Unterrichts- und Erziehungsarbeit in der Klas-
se oder Jahrgangsstufe. 

2
Sie hat auch die Aufga-

be, bei Meinungsverschiedenheiten zwischen El-

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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tern und Lehrern zu vermitteln. 

(3) Die Klassenelternversammlung hat unverzüg-
lich nach Beginn des Schuljahres den Klassenel-
ternsprecher und dessen Stellvertreter aus ihrer 
Mitte zu wählen. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(4) 
1
Vorsitzender der Klassenelternversammlung 

ist der Klassenelternsprecher. 
2
Die Klasseneltern-

versammlung tritt mindestens einmal im Schul-
halbjahr zusammen. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 47 

Elternrat 

§ 47 

Elternrat 

§ 47 

Elternrat 

(1) Die Klassenelternsprecher bilden den Elternrat 
der Schule. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(2) 
1
Dem Elternrat obliegt die Vertretung der Inte-

ressen der Eltern gegenüber der Schule, dem 
Schulträger und den Schulaufsichtsbehörden. 

2
Er 

hat gegenüber der Schulleitung ein Auskunfts- 
und Beschwerderecht. 

3
Vor Beschlüssen der Leh-

rerkonferenzen, die von grundsätzlicher Bedeu-
tung für die Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der 
Schule sind, ist ihm Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Der Elternrat wählt aus seiner Mitte einen Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 48 § 48 § 48 
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Kreiselternrat Kreiselternrat Kreiselternrat 

(1) 
1
Die Vorsitzenden der Elternräte aller Schulen 

im Gebiet eines Landkreises oder einer Kreis-
freien Stadt bilden den Kreiselternrat. 

2
Jeder Vor-

sitzende eines Elternrates kann sich im Kreisel-
ternrat durch ein anderes Mitglied, das aus der 
Mitte des Elternrates gewählt wird, vertreten las-
sen. 

(1) 
1
Die Vorsitzenden der Elternräte aller Schulen 

in öffentlicher und freier Trägerschaft im Gebiet 
eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt 
bilden den Kreiselternrat. 

2
Jeder Vorsitzende ei-

nes Elternrates kann sich im Kreiselternrat durch 
ein anderes Mitglied, das aus der Mitte des El-
ternrates gewählt wird, vertreten lassen. Besteht 
an einer Schule in freier Trägerschaft kein Eltern-
rat, kann die Schule einen von den Eltern aus ih-
rer Mitte gewählten Elternvertreter entsenden. 

(1) 
1
Die Vorsitzenden der Elternräte aller Schulen 

in öffentlicher und freier Trägerschaft im Gebiet 
eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt 
bilden den Kreiselternrat. 

2
Jeder Vorsitzende ei-

nes Elternrates kann sich im Kreiselternrat durch 
ein anderes Mitglied, das aus der Mitte des El-
ternrates gewählt wird, vertreten lassen. Besteht 
an einer Schule in freier Trägerschaft kein Eltern-
rat, kann die Schule einen von den Eltern aus ih-
rer Mitte gewählten Elternvertreter entsenden. 

(2) 
1
Der Kreiselternrat vertritt die schulischen Inte-

ressen der Eltern aller Schulen seines Bereichs. 
2
Ferner hat er die Aufgabe der Koordination und 

Unterstützung der Arbeit der Elternräte der Schu-
len. 

(2) 
1
Der Kreiselternrat vertritt die schulischen Inte-

ressen der Eltern aller Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft seines Bereichs. 

2
Ferner hat er 

die Aufgabe der Koordination und Unterstützung 
der Arbeit der Elternräte der Schulen. 

(2) 
1
Der Kreiselternrat vertritt die schulischen Inte-

ressen der Eltern aller Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft seines Bereichs. 

2
Ferner hat er 

die Aufgabe der Koordination und Unterstützung 
der Arbeit der Elternräte der Schulen. 

(3) Der Kreiselternrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 49 

Landeselternrat 

§ 49 

Landeselternrat 

§ 49 

Landeselternrat 

(1) Der Landeselternrat besteht aus gewählten 
Vertretern der Kreiselternräte. 

(1) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Hinzu kommt ein von den Eltern aus ihrer Mitte 

gewählter Vertreter der Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet. 

(1) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Hinzu kommt ein von den Eltern aus ihrer Mitte 

gewählter Vertreter der Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet. 

(2) Der Landeselternrat vertritt die schulischen In-
teressen der Eltern aller Schulen und berät das 
Staatsministerium für Kultus in allgemeinen Fra-

(2) Der Landeselternrat vertritt die schulischen In-
teressen der Eltern aller Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft und berät die oberste 

(2) Der Landeselternrat vertritt die schulischen In-
teressen der Eltern aller Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft und berät die oberste 
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gen des Erziehungs- und des Unterrichtswesens; 
er kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

Schulaufsichtsbehörde in allgemeinen Fragen des 
Erziehungs- und des Unterrichtswesens; er kann 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

Schulaufsichtsbehörde in allgemeinen Fragen des 
Erziehungs- und des Unterrichtswesens; er kann 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

(3) Der Landeselternrat wählt aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und 
schlägt Vertreter für den Landesbildungsrat vor. 

(3) [ u n v e r ä n d e r t ]  (3) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 50 

Ausführungsvorschriften 

§ 50 

Ausführungsvorschriften 

§ 50 

Ausführungsvorschriften 

1
Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der El-
ternmitwirkung zu regeln, insbesondere die Zu-
sammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, 
Wahl, Dauer der Amtszeit und Geschäftsordnung 
der Elternvertretungen sowie die Finanzierung der 
Tätigkeit der Elternvertretungen.  

2
Dabei wird auch geregelt, welches Gremium an 

die Stelle der Klassenelternversammlung treten 
kann, falls Jahrgangsstufen nicht im Klassenver-
band geführt werden oder ein anderer Sonderfall 
vorliegt. 

1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der 
Elternmitwirkung zu regeln, insbesondere die Zu-
sammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, 
Wahl, Dauer der Amtszeit und Geschäftsordnung 
der Elternvertretungen sowie die Finanzierung der 
Tätigkeit der Elternvertretungen.  

2
Dabei wird auch geregelt, welches Gremium an 

die Stelle der Klassenelternversammlung tritt, 
wenn in Jahrgangsstufen unterrichtet wird. 

1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der 
Elternmitwirkung zu regeln, insbesondere die Zu-
sammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, 
Wahl, Dauer der Amtszeit und Geschäftsordnung 
der Elternvertretungen sowie die Finanzierung der 
Tätigkeit der Elternvertretungen.  

2
Dabei wird auch geregelt, welches Gremium an 

die Stelle der Klassenelternversammlung tritt, 
wenn in Jahrgangsstufen unterrichtet wird. 

   

§ 50a 

Informationsbefugnis 

§ 50a 

Kinder- und Jugendschutz, 

Informationsbefugnis 

§ 50a 

Kinder- und Jugendschutz, 

Informationsbefugnis 

(1) Die Schule soll das zuständige Jugendamt un-
terrichten, wenn auch nach Anhörung der Eltern 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

(1) Werden Lehrern an Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-

(1) Werden Lehrern an Schulen in öffentlicher und 
freier Trägerschaft in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-
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das Wohl eines Schülers ernsthaft gefährdet oder 
beeinträchtigt ist. 

fährdung des Wohls eines Kindes oder eines Ju-
gendlichen bekannt, soll die Schule die erforderli-
chen Maßnahmen nach dem Gesetz zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 2975), in der jeweils gel-
tenden Fassung, einleiten. 

fährdung des Wohls eines Kindes oder eines Ju-
gendlichen bekannt, soll die Schule die erforderli-
chen Maßnahmen nach dem Gesetz zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 2975), in der jeweils gel-
tenden Fassung, einleiten. 

(2) 
1
Die Schule kann Eltern eines volljährigen 

Schülers, der das 21. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, über den Sachverhalt informieren, 
wenn der Schüler 

1. nicht versetzt wurde, 

2. zu einer Abschlussprüfung nicht zugelassen 
wurde oder sie nicht bestanden hat, 

3. das Schulverhältnis beendet oder 

4. wegen der Absicht, eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 4 oder 5 gegen 
ihn zu treffen, angehört wird oder dies aus den 
in § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwal-
tungsverfahrens- und des Verwaltungszustel-
lungsrechts für den Freistaat Sachsen (Sächs-
VwVfZG) vom 19. Mai 2010 (Sächs GVBl. S. 
142), in der jeweils geltenden Fassung, in Ver-
bindung mit § 28 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I 
S. 102), in der jeweils geltenden Fassung, ge-
nannten Gründen unterbleibt. 

2
Der Schüler ist vor einer Information nach Satz 1 

anzuhören; § 1 SächsVwVfG in Verbindung mit 
§ 28 VwVfG gilt entsprechend. 

3
Eltern im Sinne 

dieser Bestimmung sind die im Zeitpunkt der Voll-
endung des 18. Lebensjahres des Schülers Per-
sonensorgeberechtigten. 

(2) [ S a t z  1  N r .  1  b i s  3  u n v e r ä n -
d e r t ]  

 

4. wegen der Absicht, eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 39 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, 4 o-
der 5 gegen ihn zu treffen, angehört wird oder 
dies aus den in § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-
tungszustellungsrechts für den Freistaat 
Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 
142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
in Verbindung mit § 28 Absatz 2 oder Absatz 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, genannten Grün-
den unterbleibt. 

2
Der Schüler ist vor einer Information nach Satz 1 

anzuhören; § 1 des Gesetzes zur Regelung des 
Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszu-
stellungsrechts für den Freistaat Sachsen in Ver-
bindung mit § 28 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes gilt entsprechend. 

3
Eltern im Sinne dieser 

Bestimmung sind die im Zeitpunkt der Vollendung 
des 18. Lebensjahres des Schülers Personensor-

(2) [ S a t z  1  N r .  1  b i s  3  u n v e r ä n -
d e r t ]  

 

4. wegen der Absicht, eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 39 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, 4 o-
der 5 gegen ihn zu treffen, angehört wird oder 
dies aus den in § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-
tungszustellungsrechts für den Freistaat 
Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 
142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
in Verbindung mit § 28 Absatz 2 oder Absatz 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, genannten Grün-
den unterbleibt. 

2
Der Schüler ist vor einer Information nach Satz 1 

anzuhören; § 1 des Gesetzes zur Regelung des 
Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszu-
stellungsrechts für den Freistaat Sachsen in Ver-
bindung mit § 28 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes gilt entsprechend. 

3
Eltern im Sinne dieser 

Bestimmung sind die im Zeitpunkt der Vollendung 
des 18. Lebensjahres des Schülers Personensor-
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geberechtigten. geberechtigten. 

(3) Durch die Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 
wird insoweit das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland, Artikel 33 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen) eingeschränkt. 

(3) [ a u f g e h o b e n ]  (3) [ a u f g e h o b e n ]  

   

3. Abschnitt 

Mitwirkung der Schüler 

3. Abschnitt 

Mitwirkung der Schüler 

3. Abschnitt 

Mitwirkung der Schüler 

§ 51 

Schülermitwirkung, Schülervertretung 

§ 51 

Schülermitwirkung, Schülervertretung 

§ 51 

Schülermitwirkung, Schülervertretung 

(1) 
1
Im Rahmen der Schülermitwirkung wird den 

Schülern die Möglichkeit gegeben, Leben und Un-
terricht ihrer Schule mitzugestalten. 

2
Die Schüler 

werden dabei vom Schulleiter, von den Lehrern 
und den Eltern unterstützt. 

3
Zu den Aufgaben der 

Schülermitwirkung gehören insbesondere die 
Wahrnehmung schulischer Interessen der Schü-
ler, die Mithilfe bei der Lösung von Konfliktfällen 
und die Durchführung gemeinsamer Veranstal-
tungen. 

4
Zu den Rechten der Schülermitwirkung 

gehört es, 

1. in allen sie betreffenden Angelegenheiten 
durch die Schule informiert zu werden (Infor-
mationsrecht); 

2. Wünsche und Anregungen der Schüler an 
Lehrer, den Schulleiter und den Elternrat zu 
übermitteln (Anhörungs- und Vorschlags-
recht); 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  (1) [ u n v e r ä n d e r t ]  
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3. auf Antrag des betroffenen Schülers ihre Hilfe 
und Vermittlung einzusetzen, wenn dieser 
glaubt, es sei ihm Unrecht geschehen (Ver-
mittlungsrecht); 

4. Beschwerden allgemeiner Art bei Lehrern, 
beim Schulleiter und in der Schulkonferenz 
vorzubringen (Beschwerderecht). 

(2) 
1
Die Aufgaben der Schülermitwirkung werden 

insbesondere durch die Klassenschülersprecher, 
den Schülersprecher der Schule und die Schüler-
räte (Schülervertretungen) wahrgenommen. 
2
Dazu werden Fortbildungen für Schülervertreter 

angeboten. 

(2) 
1
Die Aufgaben der Schülermitwirkung werden 

insbesondere durch die Klassensprecher, den 
Schülersprecher der Schule und die Schülerräte 
(Schülervertretungen) wahrgenommen. 

2
Dazu 

werden Fortbildungen für Schülervertreter ange-
boten. 

(2) 
1
Die Aufgaben der Schülermitwirkung werden 

insbesondere durch die Klassensprecher, den 
Schülersprecher der Schule und die Schülerräte 
(Schülervertretungen) wahrgenommen. 

2
Dazu 

werden Fortbildungen für Schülervertreter ange-
boten. 

(3) Schüler der Grundschule sollen auf die Arbeit 
und die Aufgaben der Schülermitwirkung dadurch 
vorbereitet werden, dass ihre Selbstständigkeit 
möglichst früh im Unterricht und durch Übertra-
gung ihnen angemessener Aufgaben entwickelt 
und gefördert wird. 

(3) In der Primarstufe sollen Schüler auf die Rech-
te und Aufgaben der Schülermitwirkung dadurch 
vorbereitet werden, dass ihre Selbstständigkeit 
möglichst früh im Unterricht und durch Übertra-
gung ihnen angemessener Aufgaben entwickelt 
und gefördert wird. Dazu können Schüler jeder 
Klasse nach Schuljahresbeginn aus ihrer Mitte ei-
nen Klassenschülersprecher und dessen Stellver-
treter wählen. 

(3) In der Primarstufe sollen Schüler auf die Rech-
te und Aufgaben der Schülermitwirkung dadurch 
vorbereitet werden, dass ihre Selbstständigkeit 
möglichst früh im Unterricht und durch Übertra-
gung ihnen angemessener Aufgaben entwickelt 
und gefördert wird. Dazu können Schüler jeder 
Klasse nach Schuljahresbeginn aus ihrer Mitte ei-
nen Klassenschülersprecher und dessen Stellver-
treter wählen. 

(4) Der Schülerrat kann einen an der Schule un-
terrichtenden Lehrer mit dessen Einverständnis 
zum Vertrauenslehrer wählen. 

(4) [ u n v e r ä n d e r t ]  (4) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 52 

Klassenschülersprecher 

§ 52 

Klassensprecher 

§ 52 

Klassensprecher 

(1) Von Klassenstufe 5 an wählen die Schüler je-
der Klasse unverzüglich nach Schuljahresbeginn 

(1) Von Klassenstufe 5 an wählen die Schüler je-
der Klasse unverzüglich nach Schuljahresbeginn 

(1) Von Klassenstufe 5 an wählen die Schüler je-
der Klasse unverzüglich nach Schuljahresbeginn 
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aus ihrer Mitte einen Klassenschülersprecher und 
dessen Stellvertreter. 

aus ihrer Mitte einen Klassensprecher und dessen 
Stellvertreter. 

aus ihrer Mitte einen Klassensprecher und dessen 
Stellvertreter. 

(2) Die Klassenschülersprecher vertreten die Inte-
ressen der Schüler ihrer Klasse in allen sie betref-
fenden Fragen der Schule und des Unterrichts. 

(2) Die Klassensprecher vertreten die Interessen 
der Schüler ihrer Klasse in allen sie betreffenden 
Fragen der Schule und des Unterrichts. 

(2) Die Klassensprecher vertreten die Interessen 
der Schüler ihrer Klasse in allen sie betreffenden 
Fragen der Schule und des Unterrichts. 

   

§ 53 

Schülerrat, Schülersprecher 

§ 53 

Schülerrat, Schülersprecher 

§ 53 

Schülerrat, Schülersprecher 

(1) Die Klassenschülersprecher bilden den Schü-
lerrat der Schule. 

(1) Die gemäß § 52 Absatz 1 gewählten Klassen-
sprecher bilden den Schülerrat der Schule. 

(1) Die gemäß § 52 Absatz 1 gewählten Klassen-
sprecher bilden den Schülerrat der Schule. 

(2) 
1
Dem Schülerrat obliegt die Vertretung der In-

teressen der Schüler gegenüber der Schule und 
der Schulaufsicht. 

2
Er hat gegenüber dem Schul-

leiter ein Auskunfts- und Beschwerderecht. 
3
Vor 

Beschlüssen der Konferenzen, die von grundsätz-
licher Bedeutung für die Erziehungs- und Unter-
richtsarbeit der Schule sind, ist ihm Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(2) 
1
Dem Schülerrat obliegt die Vertretung der In-

teressen der Schüler gegenüber der Schule und 
den Schulaufsichtsbehörden. 

2
Er hat gegenüber 

dem Schulleiter ein Auskunfts- und Beschwerde-
recht. 

 

[ i m  Ü b r i g e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(2) 
1
Dem Schülerrat obliegt die Vertretung der In-

teressen der Schüler gegenüber der Schule und 
den Schulaufsichtsbehörden. 

2
Er hat gegenüber 

dem Schulleiter ein Auskunfts- und Beschwerde-
recht. 

 

[ i m  Ü b r i g e n  u n v e r ä n d e r t ]  

(3) Der Schülerrat wählt aus der Mitte der Schüler 
einen Vorsitzenden (Schülersprecher) und dessen 
Stellvertreter. 

(3) Der Schülerrat wählt aus der gesamten Schü-
lerschaft einen Vorsitzenden (Schülersprecher) 
und dessen Stellvertreter.  

(3) Der Schülerrat wählt aus der gesamten Schü-
lerschaft einen Vorsitzenden (Schülersprecher) 
und dessen Stellvertreter.  

   

§ 54 

Kreisschülerrat 

§ 54 

Kreisschülerrat 

§ 54 

Kreisschülerrat 

(1) 
1
Die Schülersprecher aller Schulen im Gebiet 

eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt 
bilden den Kreisschülerrat. 

2
Jeder Vorsitzende ei-

(1) 
1
Die Schülersprecher aller Schulen in öffentli-

cher und freier Trägerschaft im Gebiet eines 
Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt bilden 

(1) 
1
Die Schülersprecher aller Schulen in öffentli-

cher und freier Trägerschaft im Gebiet eines 
Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt bilden 
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nes Schülerrates kann sich im Kreisschülerrat 
durch ein anderes Mitglied, das aus der Mitte des 
Schülerrates gewählt wird, vertreten lassen. 

den Kreisschülerrat. 
2
Jeder Vorsitzende eines 

Schülerrates kann sich im Kreisschülerrat durch 
ein anderes Mitglied, das aus der Mitte des Schü-
lerrates gewählt wird, vertreten lassen. 

3
Gibt es 

an einer Schule in freier Trägerschaft keinen 
Schülersprecher, kann die Schule einen von den 
Schülern aus ihrer Mitte gewählten Schülervertre-
ter entsenden. 

den Kreisschülerrat. 
2
Jeder Vorsitzende eines 

Schülerrates kann sich im Kreisschülerrat durch 
ein anderes Mitglied, das aus der Mitte des Schü-
lerrates gewählt wird, vertreten lassen. 

3
Gibt es 

an einer Schule in freier Trägerschaft keinen 
Schülersprecher, kann die Schule einen von den 
Schülern aus ihrer Mitte gewählten Schülervertre-
ter entsenden. 

(2) 
1
Der Kreisschülerrat vertritt die schulischen In-

teressen der Schüler aller Schulen seines Be-
reichs. 

2
Ferner hat er die Aufgabe der Koordinati-

on und Unterstützung der Arbeit der Schülerräte 
der Schulen. 

(2) 
1
Der Kreisschülerrat vertritt die schulischen In-

teressen der Schüler aller Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft seines Bereichs. 

2
Ferner 

hat er die Aufgabe der Koordination und Unter-
stützung der Arbeit der Schülerräte der Schulen. 

(2) 
1
Der Kreisschülerrat vertritt die schulischen In-

teressen der Schüler aller Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft seines Bereichs. 

2
Ferner 

hat er die Aufgabe der Koordination und Unter-
stützung der Arbeit der Schülerräte der Schulen. 

(3) Der Schülerrat wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) Der Kreisschülerrat wählt aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) Der Kreisschülerrat wählt aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

   

§ 55 

Landesschülerrat 

§ 55 

Landesschülerrat 

§ 55 

Landesschülerrat 

(1) Der Landesschülerrat besteht aus gewählten 
Vertretern der Kreisschülerräte. 

(1) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Hinzu kommt ein von den Schülern aus ihrer Mit-

te gewählter Vertreter der Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet. 

(1) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Hinzu kommt ein von den Schülern aus ihrer Mit-

te gewählter Vertreter der Schulen im sorbischen 
Siedlungsgebiet. 

(2) 
1
Der Landesschülerrat vertritt die schulischen 

Interessen der Schüler aller Schulen. 
2
Er kann 

Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 
3
§ 49 

Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) 
1
Der Landesschülerrat vertritt die schulischen 

Interessen der Schüler aller Schulen in öffentli-
cher und freier Trägerschaft und berät die oberste 
Schulaufsichtsbehörde in allgemeinen Fragen des 
Erziehungs- und des Unterrichtswesens; er kann 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

2
Er 

kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

(2) 
1
Der Landesschülerrat vertritt die schulischen 

Interessen der Schüler aller Schulen in öffentli-
cher und freier Trägerschaft und berät die oberste 
Schulaufsichtsbehörde in allgemeinen Fragen des 
Erziehungs- und des Unterrichtswesens; er kann 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 

2
Er 

kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 
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32
Der Landesschülerrat wählt aus seiner Mitte ei-

nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und 
schlägt Vertreter für den Landesbildungsrat vor. 

32
Der Landesschülerrat wählt aus seiner Mitte ei-

nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und 
schlägt Vertreter für den Landesbildungsrat vor. 

   

 § 56 

Ausführungsvorschriften 

§ 56 

Ausführungsvorschriften 

 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der 
Schülermitwirkung zu regeln, insbesondere die 
Zusammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, 
Wahl, Dauer der Amtszeit und Geschäftsordnung 
der Schülervertretungen, die Finanzierung der Tä-
tigkeit der Schülervertretungen und die Wahl des 
Vertrauenslehrers. 

2
Dabei kann auch geregelt 

werden, welcher Schülervertreter an die Stelle 
des Klassenschülersprechers tritt, wenn in Jahr-
gangsstufen unterrichtet wird. 

3
Die Rechtsverord-

nung kann abweichend von § 53 Absatz 3 eine 
Übertragung der Wahl des Schülersprechers vom 
Schülerrat auf die gesamte Schülerschaft ermög-
lichen. 

1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der 
Schülermitwirkung zu regeln, insbesondere die 
Zusammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, 
Wahl, Dauer der Amtszeit und Geschäftsordnung 
der Schülervertretungen, die Finanzierung der Tä-
tigkeit der Schülervertretungen und die Wahl des 
Vertrauenslehrers. 

2
Dabei kann auch geregelt 

werden, welcher Schülervertreter an die Stelle 
des Klassenschülersprechers tritt, wenn in Jahr-
gangsstufen unterrichtet wird. 

3
Die Rechtsverord-

nung kann abweichend von § 51 Absatz 3 Satz 2 
und § 52 die Bildung eines Klassenrates sowie 
abweichend von § 53 Absatz 3 eine Übertragung 
der Wahl des Schülersprechers vom Schülerrat 
auf die gesamte Schülerschaft ermöglichen. 

   

§ 56 

Schülerzeitschriften 

§ 57 

Schülerzeitungen 

§ 57 

Schülerzeitungen 

(1) Schülerzeitschriften sind Zeitschriften, die von 
Schülern einer oder mehrerer Schulen für die 
Schüler dieser Schulen herausgegeben werden. 

(1) Schülerzeitungen sind Veröffentlichungen, die 
von Schülern einer oder mehrerer Schulen für die 
Schüler dieser Schulen herausgegeben werden. 

(1) Schülerzeitungen sind Veröffentlichungen, die 
von Schülern einer oder mehrerer Schulen für die 
Schüler dieser Schulen herausgegeben werden. 

(2) 
1
Schülerzeitschriften dürfen auf dem Schul- (2) 

1
Schülerzeitungen dürfen auf dem Schul- (2) 

1
Schülerzeitungen dürfen auf dem Schul-
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grundstück vertrieben werden. 
2
Der Schulleiter 

kann in Absprache mit dem Vertrauenslehrer den 
Vertrieb auf dem Schulgrundstück einschränken 
oder verbieten, wenn es die Erfüllung des Erzie-
hungs- und Bildungsauftrages der Schule erfor-
dert. 

grundstück vertrieben werden. 
2
Der Schulleiter 

kann den Vertrieb auf dem Schulgrundstück ein-
schränken oder verbieten, wenn es die Erfüllung 
des Erziehungs- und Bildungsauftrages der Schu-
le erfordert. 

grundstück vertrieben werden. 
2
Der Schulleiter 

kann den Vertrieb auf dem Schulgrundstück ein-
schränken oder verbieten, wenn es die Erfüllung 
des Erziehungs- und Bildungsauftrages der Schu-
le erfordert. 

§ 57 

Ausführungsvorschriften 

  

Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der 
Schülermitwirkung zu regeln, insbesondere über 

1. die Zusammensetzung, Mitgliedschaft, Zu-
ständigkeit, Wahl, Dauer der Amtszeit und Ge-
schäftsordnung der Schülervertretungen; 

2. die Wahl und Zahl der Schülervertreter, falls 
Jahrgangsstufen nicht im Klassenverband ge-
führt werden oder ein anderer Sonderfall vor-
liegt; 

3. die Schülerzeitschriften; 

4. die Finanzierung der Tätigkeit der Schülergre-
mien auf Kreis- und Landesebene; 

5. die Wahl des Vertrauenslehrers. 

  

   

7. Teil 

Schulaufsicht 

7. Teil 

Schulaufsicht 

7. Teil 

Schulaufsicht 

§ 58 

Inhalt der Schulaufsicht 

§ 58 

Inhalt der Schulaufsicht 

§ 58 

Inhalt der Schulaufsicht 
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(1) 
1
Die staatliche Schulaufsicht umfasst die Ge-

samtheit der staatlichen Aufgaben zur inhaltli-
chen, organisatorischen und planerischen Gestal-
tung des Schulwesens (Schulgestaltung), Bera-
tung, Förderung sowie Beaufsichtigung der Schu-
len (Schulaufsicht). 

2
Den Schwerpunkt der Schul-

aufsicht bildet die Beratung der Schulen. 

(1) 
1
Die staatliche Schulaufsicht umfasst die Ge-

samtheit der staatlichen Aufgaben zur inhaltli-
chen, organisatorischen und planerischen Gestal-
tung des Schulwesens, Beratung, Förderung so-
wie Beaufsichtigung der Schulen. 

2
Den Schwer-

punkt der Schulaufsicht bildet die Beratung und 
Unterstützung der Schulen bei der eigenverant-
wortlichen Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

(1) 
1
Die staatliche Schulaufsicht umfasst die Ge-

samtheit der staatlichen Aufgaben zur inhaltli-
chen, organisatorischen und planerischen Gestal-
tung des Schulwesens, Beratung, Förderung so-
wie Beaufsichtigung der Schulen. 

2
Den Schwer-

punkt der Schulaufsicht bildet die Beratung und 
Unterstützung der Schulen bei der eigenverant-
wortlichen Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

(2) 
1
Die Schulaufsicht über die öffentlichen Schu-

len umfasst insbesondere die Fachaufsicht über 
Unterricht und Erziehung in den Schulen, die 
Dienstaufsicht über Schulleiter und Lehrer ein-
schließlich der pädagogischen Mitarbeiter und des 
Betreuungspersonals sowie die Aufsicht über die 
Erfüllung der dem Schulträger obliegenden Auf-
gaben. 

2
Als Aufsicht über die Erfüllung der dem 

Schulträger obliegenden Aufgaben gilt auch die 
Aufsicht über die Erfüllung der den Landkreisen 
und Kreisfreien Städten gemäß § 23 Abs. 3, § 29 
Abs. 1 und § 31 Abs. 3 obliegenden Aufgaben. 

(2) 
1
Die Schulaufsicht über die Schulen in öffentli-

cher Trägerschaft umfasst insbesondere die 
Fachaufsicht über Unterricht und Erziehung in 
den Schulen, die Dienstaufsicht über die Schullei-
ter, Lehrer und das weitere Personal nach § 40 
Absatz 1 Satz 1 sowie die Aufsicht über die Erfül-
lung der dem Schulträger obliegenden Aufgaben. 
2
Als Aufsicht über die Erfüllung der dem Schulträ-

ger obliegenden Aufgaben gilt auch die Aufsicht 
über die Erfüllung der den Landkreisen und Kreis-
freien Städten gemäß § 23 Absatz 3, § 29 Absatz 
1 und § 31 Absatz 4 obliegenden Aufgaben. 

(2) 
1
Die Schulaufsicht über die Schulen in öffentli-

cher Trägerschaft umfasst insbesondere die 
Fachaufsicht über Unterricht und Erziehung in 
den Schulen, die Dienstaufsicht über die Schullei-
ter, Lehrer und das weitere Personal nach § 40 
Absatz 1 Satz 1 sowie die Aufsicht über die Erfül-
lung der dem Schulträger obliegenden Aufgaben. 
2
Als Aufsicht über die Erfüllung der dem Schulträ-

ger obliegenden Aufgaben gilt auch die Aufsicht 
über die Erfüllung der den Landkreisen und Kreis-
freien Städten gemäß § 23 Absatz 3, § 29 Absatz 
1 und § 31 Absatz 4 obliegenden Aufgaben. 

(3) Für die Aufsicht über die dem Schulträger ob-
liegenden Aufgaben gelten §§ 113 bis 116 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. März 2003 (SächsGVBl. S. 55, 
159), in der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend. 

(3) Für die Aufsicht über die dem Schulträger ob-
liegenden Aufgaben gelten §§ 113 bis 116 der 
Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (Sächs-
GVBl. S. 146), die zuletzt durch Artikel 18 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 
349) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechend. 

(3) Für die Aufsicht über die dem Schulträger ob-
liegenden Aufgaben gelten §§ 113 bis 116 der 
Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (Sächs-
GVBl. S. 146), die zuletzt durch Artikel 18 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 
349) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechend. 

   

§ 59 

Schulaufsichtsbehörden 

§ 59 

Schulaufsichtsbehörden 

§ 59 

Schulaufsichtsbehörden 

(1) Schulaufsichtsbehörden sind (1) 
1
Schulaufsichtsbehörde im Sinne dieses Ge- (1) 

1
Schulaufsichtsbehörde im Sinne dieses Ge-
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1. das Staatsministerium für Kultus als oberste 
Schulaufsichtsbehörde; 

2. die Sächsische Bildungsagentur. 

setzes ist das Landesamt für Schule und Bildung. 
2
Oberste Schulaufsichtsbehörde ist das Staatsmi-

nisterium für Kultus. 

setzes ist das Landesamt für Schule und Bildung. 
2
Oberste Schulaufsichtsbehörde ist das Staatsmi-

nisterium für Kultus. 

(2) Die Sächsische Bildungsagentur führt über alle 
Schulen 

1. die Fachaufsicht; 

2. die Dienstaufsicht über die Schulleiter, Lehrer 
und das weitere Personal nach § 40 Abs. 1 
Satz 1; 

3. die Aufsicht über die Erfüllung der dem Schul-
träger obliegenden Aufgaben. 

(2) Die Schulaufsichtsbehörde führt über alle 
Schulen 

1. die Fachaufsicht; 

2. die Dienstaufsicht über die Schulleiter, Lehrer 
und das weitere Personal nach § 40 Absatz 1 
Satz 1; 

3. die Aufsicht über die Erfüllung der dem Schul-
träger obliegenden Aufgaben. 

(2) Die Schulaufsichtsbehörde führt über alle 
Schulen 

1. die Fachaufsicht; 

2. die Dienstaufsicht über die Schulleiter, Lehrer 
und das weitere Personal nach § 40 Absatz 1 
Satz 1; 

3. die Aufsicht über die Erfüllung der dem Schul-
träger obliegenden Aufgaben. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde ist zu-
ständig für alle Angelegenheiten der Schulaufsicht 
im Freistaat Sachsen, die nicht durch Gesetz ei-
ner anderen Behörde zugewiesen sind und führt 
die Dienst- und Fachaufsicht über die Sächsische 
Bildungsagentur. 

(3)  Die oberste Schulaufsichtsbehörde ist zu-
ständig für alle Angelegenheiten der Schulaufsicht 
im Freistaat Sachsen, die nicht durch Gesetz ei-
ner anderen Behörde zugewiesen sind und führt 
die Dienst- und Fachaufsicht über die Schulauf-
sichtsbehörde. 

(3)  Die oberste Schulaufsichtsbehörde ist zu-
ständig für alle Angelegenheiten der Schulaufsicht 
im Freistaat Sachsen, die nicht durch Gesetz ei-
ner anderen Behörde zugewiesen sind und führt 
die Dienst- und Fachaufsicht über die Schulauf-
sichtsbehörde. 

(4) 
1
Die staatliche Schulaufsicht über die Fach-

schulen in den Berufen der Land-, Forst- und 
Hauswirtschaft sowie des Garten- und Land-
schaftsbaus obliegt dem Staatsministerium für 
Umwelt und Landwirtschaft. 

2
Sie wird im Einver-

nehmen mit dem Staatsministerium für Kultus 
ausgeübt. 

3
Das Staatsministerium für Umwelt und 

Landwirtschaft wird ermächtigt, seine Zuständig-
keit nach Satz 1 durch Rechtsverordnung im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium für Kultus 
ganz oder teilweise auf nachgeordnete Behörden 
zu übertragen.

 4
Die Schulaufsichtsbehörde kann 

an Fachschulen nach § 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
dem Schulträger die Verwendung von Schulleitern 
und Lehrern untersagen, die ein Verhalten zeigen, 
das bei Schulleitern und Lehrern im Angestellten-

(4) 
1
Die staatliche Schulaufsicht über die landwirt-

schaftlichen Fachschulen obliegt dem Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Landwirtschaft. 

2
Sie wird 

im Einvernehmen mit der obersten Schulauf-
sichtsbehörde ausgeübt. 

3
Das Staatsministerium 

für Umwelt und Landwirtschaft wird ermächtigt, 
seine Zuständigkeit nach Satz 1 durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit der obersten 
Schulaufsichtsbehörde ganz oder teilweise auf 
nachgeordnete Behörden zu übertragen.

 4
Es kann 

an Fachschulen nach § 40 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 dem Schulträger die Verwendung von 
Schulleitern, stellvertretenden Schulleitern und 
Lehrern untersagen, die ein Verhalten zeigen, das 
bei entsprechendem Personal im Dienst des Frei-
staates Sachsen eine Kündigung rechtfertigen 

(4) 
1
Die staatliche Schulaufsicht über die landwirt-

schaftlichen Fachschulen obliegt dem Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Landwirtschaft. 

2
Sie wird 

im Einvernehmen mit der obersten Schulauf-
sichtsbehörde ausgeübt. 

3
Das Staatsministerium 

für Umwelt und Landwirtschaft wird ermächtigt, 
seine Zuständigkeit nach Satz 1 durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit der obersten 
Schulaufsichtsbehörde ganz oder teilweise auf 
nachgeordnete Behörden zu übertragen.

 4
Es kann 

an Fachschulen nach § 40 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 dem Schulträger die Verwendung von 
Schulleitern, stellvertretenden Schulleitern und 
Lehrern untersagen, die ein Verhalten zeigen, das 
bei entsprechendem Personal im Dienst des Frei-
staates Sachsen eine Kündigung rechtfertigen 
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verhältnis beim Freistaat Sachsen eine Kündigung 
rechtfertigen würde, oder wenn Tatsachen vorlie-
gen, die sie für die Ausübung einer solchen Tätig-
keit ungeeignet erscheinen lassen. 

5
Die Dienst-

aufsicht im Übrigen wird an den in § 40 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 genannten Fachschulen vom Schul-
träger ausgeübt. 

würde, oder wenn Tatsachen vorliegen, die sie für 
die Ausübung einer solchen Tätigkeit ungeeignet 
erscheinen lassen. 

5
Die Dienstaufsicht im Übrigen 

wird an diesen Schulen vom Schulträger ausge-
übt. 

würde, oder wenn Tatsachen vorliegen, die sie für 
die Ausübung einer solchen Tätigkeit ungeeignet 
erscheinen lassen. 

5
Die Dienstaufsicht im Übrigen 

wird an diesen Schulen vom Schulträger ausge-
übt. 

   

§ 59a 

Evaluation 

[ a u f g e h o b e n ]  [ a u f g e h o b e n ]  

(1) 
1
Das Ergebnis der Erziehungs- und Bildungs-

arbeit und die Umsetzung des Schulprogramms 
werden regelmäßig überprüft. 

2
Wesentliche Be-

zugspunkte zur Überprüfung von Schülerleistun-
gen und Unterrichtsqualität sind Bildungsstan-
dards. 

(1) [ a u f g e h o b e n ]  (1) [ a u f g e h o b e n ]  

(2) Schule und Schulaufsichtsbehörden werden 
dabei durch das Sächsische Bildungsinstitut un-
terstützt, das Verfahren zur Feststellung der Qua-
lität des schulischen Angebots entwickelt und 
durchführt. 

(2) [ a u f g e h o b e n ]  (2) [ a u f g e h o b e n ]  

   

§ 60 

Zulassung von Lehr- und Lernmitteln 

§ 60 

Zulassung von Lehr- und Lernmitteln 

§ 60 

Zulassung von Lehr- und Lernmitteln 

(1) Das Staatsministerium für Kultus kann durch 
Rechtsverordnung die Verwendung von Lehr- und 
Lernmitteln von einer Zulassung abhängig ma-
chen und das Zulassungsverfahren regeln. 

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann 
durch Rechtsverordnung die Verwendung von 
Lehr- und Lernmitteln von einer Zulassung ab-
hängig machen und das Zulassungsverfahren re-
geln. 

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann 
durch Rechtsverordnung die Verwendung von 
Lehr- und Lernmitteln von einer Zulassung ab-
hängig machen und das Zulassungsverfahren re-
geln. 
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(2) Zulassungsvoraussetzungen sind insbesonde-
re: 

1. Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften; 

2. Übereinstimmung mit den Zielen und Inhalten 
des entsprechenden Lehrplans sowie ange-
messene didaktische Aufbereitung der Stoffe; 

3. Vereinbarkeit mit einer wirtschaftlichen Haus-
haltsführung. 

(2) [ u n v e r ä n d e r t ]  (2) [ u n v e r ä n d e r t ]  

   

§ 61 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 61 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 61 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. als Personensorgeberechtigter, Ausbildender 
oder Arbeitgeber seine Verpflichtungen aus 
§ 31 Abs. 1 und 2 nicht erfüllt oder 

2. als Schulpflichtiger am Unterricht oder an den 
übrigen als verbindlich erklärten schulischen 
Veranstaltungen nicht teilnimmt oder seine 
Verpflichtungen aus § 30 Abs. 1 Satz 1 nicht 
erfüllt. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

2. als Schulpflichtiger am Unterricht oder an den 
übrigen als verbindlich erklärten schulischen 
Veranstaltungen nicht teilnimmt. 

(1) [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

1 .  [ u n v e r ä n d e r t ]  

 

2. als Schulpflichtiger am Unterricht oder an 
den übrigen als verbindlich erklärten schuli-
schen Veranstaltungen nicht teilnimmt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 1.250 EUR geahndet werden. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 3 000 Euro geahndet werden. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 1.250 Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die untere Verwaltungsbehörde. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist der Landkreis oder die Kreisfreie 
Stadt. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist der Landkreis oder die Kreisfreie 
Stadt. 



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 118 von 141 

   

§ 62 

Schul- und Prüfungsordnungen 

§ 62 

Schul- und Prüfungsordnungen 

§ 62 

Schul- und Prüfungsordnungen 

(1) Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Schulordnun-
gen über Einzelheiten des Schulverhältnisses und 
Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Schulordnun-
gen über Einzelheiten des Schulverhältnisses und 
Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Schulordnun-
gen über Einzelheiten des Schulverhältnisses und 
Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(2) In den Schulordnungen sind insbesondere zu 
regeln 

1. das Verfahren zur Einschulung, einschließlich 
vorzeitiger Aufnahme und Zurückstellung; 

(2) In den Schulordnungen können insbesondere 
geregelt werden: 

1. das Verfahren zur Einschulung, einschließlich 
vorzeitiger Aufnahme und Zurückstellung; da-
bei können auch 

(2) In den Schulordnungen können insbesondere 
geregelt werden: 

1. das Verfahren zur Einschulung, einschließ-
lich vorzeitiger Aufnahme und Zurückstel-
lung; dabei können auch 

 a) Eltern, die ihre Kinder an einer Schule in 
freier Trägerschaft angemeldet haben, ver-
pflichtet werden, dies unter Angabe der 
Schule in einer bestimmten Form und inner-
halb einer Frist der Grundschule in öffentli-
cher Trägerschaft des Schulbezirks zu sta-
tistischen Zwecken mitzuteilen, 

b) Schulen in freier Trägerschaft verpflichtet 
werden, Entscheidungen zur Aufnahme von 
Schülern in einer bestimmten Form und in-
nerhalb einer Frist der Schulaufsichtsbehör-
de zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 

a) Eltern, die ihre Kinder an einer Schule in 
freier Trägerschaft angemeldet haben, ver-
pflichtet werden, dies unter Angabe der 
Schule in einer bestimmten Form und in-
nerhalb einer Frist der Grundschule in öf-
fentlicher Trägerschaft des Schulbezirks zu 
statistischen Zwecken mitzuteilen, 

b) Schulen in freier Trägerschaft verpflichtet 
werden, Entscheidungen zur Aufnahme 
von Schülern in einer bestimmten Form 
und innerhalb einer Frist der Schulauf-
sichtsbehörde zu statistischen Zwecken 
mitzuteilen; 

2. das Verfahren zur Feststellung des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs; 

2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpä-
dagogischen Förderbedarfs und Bestimmun-
gen zur inklusiven Unterrichtung; 

2. das Verfahren zur Feststellung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs und Bestim-
mungen zur inklusiven Unterrichtung; 

3. die vorzeitige Beendigung der Berufs- 3. [ u n v e r ä n d e r t ]  3. [ u n v e r ä n d e r t ]  



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 119 von 141 

schulpflicht; 

4. das Verfahren über die Aufnahme in 
die weiterführenden Schulen ein-
schließlich des Wechsels des Bil-
dungsgangs; dabei kann die Aufnah-
me 

4. das Verfahren über die Aufnahme in eine wei-
terführende Schule einschließlich des Wech-
sels des Bildungsganges; dabei kann die Auf-
nahme 

4. das Verfahren über die Aufnahme in eine 
weiterführende Schule einschließlich des 
Wechsels des Bildungsganges; dabei kann 
die Aufnahme 

a) von einer der Aufgabenstellung der Schu-
le entsprechenden Prüfung abhängig ge-
macht werden; 

b) im notwendigen Umfang beschränkt wer-
den, wenn mehr Bewerber als Ausbil-
dungsplätze vorhanden sind; das Aus-
wahlverfahren ist nach Gesichtspunkten 
der Eignung, Leistung und Wartezeit un-
ter Berücksichtigung von Härtefällen zu 
gestalten; 

 

 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen 
beschränkt oder ausgeschlossen werden, 
wenn der Bewerber aus personenbeding-
ten Gründen für den angestrebten Beruf 
nicht geeignet erscheint; 

a) von einer der Aufgabenstellung der Schule 
entsprechenden Anforderungen und einer 
Prüfung abhängig gemacht werden; 

b) im notwendigen Umfang beschränkt wer-
den, wenn mehr Bewerber als Ausbil-
dungsplätze vorhanden sind; das Auswahl-
verfahren kann insbesondere nach Ge-
sichtspunkten der Eignung, Leistung und 
Wartezeit sowie unter Berücksichtigung von 
Härtefällen und der individuellen Förderung 
der Schüler gestaltet werden; 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen be-
schränkt oder ausgeschlossen werden, 
wenn der Bewerber aus persönlichen 
Gründen für den angestrebten Beruf nicht 
geeignet erscheint; 

d) an Schulen in Trägerschaft des Freistaates 
Sachsen und an Schulen, die aufgrund der 
Schulordnungen der Förderung des Sports 
dienen, mit der Verpflichtung zum Wohnen 
in einem der Schule zugeordneten Heim 
verbunden werden; 

Eltern, die ihre Kinder an einer weiterführen-
den Schule in freier Trägerschaft angemeldet 
haben, können verpflichtet werden, dies unter 
Angabe der Schule in einer bestimmten Form 
und innerhalb einer Frist der Schulaufsichts-
behörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 

a) von der Aufgabenstellung der Schule ent-
sprechenden Anforderungen und einer Prü-
fung abhängig gemacht werden; 

b) im notwendigen Umfang beschränkt wer-
den, wenn mehr Bewerber als Ausbil-
dungsplätze vorhanden sind; das Auswahl-
verfahren kann insbesondere nach Ge-
sichtspunkten der Eignung, Leistung und 
Wartezeit sowie unter Berücksichtigung von 
Härtefällen und der individuellen Förderung 
der Schüler gestaltet werden; 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen be-
schränkt oder ausgeschlossen werden, 
wenn der Bewerber aus persönlichen 
Gründen für den angestrebten Beruf nicht 
geeignet erscheint; 

d) an Schulen in Trägerschaft des Freistaates 
Sachsen und an Schulen, die aufgrund der 
Schulordnungen der Förderung des Sports 
dienen, mit der Verpflichtung zum Wohnen 
in einem der Schule zugeordneten Heim 
verbunden werden; 

Eltern, die ihre Kinder an einer weiterführen-
den Schule in freier Trägerschaft angemeldet 
haben, können verpflichtet werden, dies unter 
Angabe der Schule in einer bestimmten Form 
und innerhalb einer Frist der Schulaufsichts-
behörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 
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Schulen in freier Trägerschaft können ver-
pflichtet werden, Entscheidungen zur Auf-
nahme und Ablehnung von Schülern in einer 
bestimmten Form und innerhalb einer Frist 
der Schulaufsichtsbehörde zu statistischen 
Zwecken mitzuteilen; 

Schulen in freier Trägerschaft können ver-
pflichtet werden, Entscheidungen zur Auf-
nahme und Ablehnung von Schülern in einer 
bestimmten Form und innerhalb einer Frist 
der Schulaufsichtsbehörde zu statistischen 
Zwecken mitzuteilen; 

5. das Verfahren für Schulwechsel und 
Beendigung des Schulverhältnisses 
(Austritt und Entlassung), insbesonde-
re kann der Verbleib an Schulen, die 
aufgrund der Schulordnung in beson-
derer Weise den Sport fördern, von 
der Aufgabenstellung der Schule ent-
sprechenden Anforderungen oder ei-
ner Prüfung abhängig gemacht wer-
den; 

5. das Verfahren für Schulwechsel und Been-
digung des Schulverhältnisses; 

5. das Verfahren für Schulwechsel und Been-
digung des Schulverhältnisses; 

 6. besondere Bildungswege an ausgewählten 
Schulen für Schüler, die  

a) besondere Begabungen haben; der Ver-
bleib auf diesen Bildungswegen kann von 
der Aufgabenstellung des jeweiligen Bil-
dungsweges entsprechenden Anforde-
rungen oder einer Prüfung abhängig ge-
macht werden, oder 

b) zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 
oder eines dem Hauptschulabschluss 
gleichgestellten Abschlusses an einer 
Oberschule oder Förderschule einer zu-
sätzlichen Förderung bedürfen; die zu-
sätzliche Förderung kann auch dadurch 
stattfinden, dass die Schüler in begrenz-
tem Umfang am Unterricht der Berufs-
schule teilnehmen; 

6. besondere Bildungswege an ausgewählten 
Schulen für Schüler, die  

a) besondere Begabungen haben; der Ver-
bleib auf diesen Bildungswegen kann von 
der Aufgabenstellung des jeweiligen Bil-
dungsweges entsprechenden Anforderun-
gen oder einer Prüfung abhängig gemacht 
werden, oder 

b) zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 
oder eines dem Hauptschulabschluss 
gleichgestellten Abschlusses an einer 
Oberschule oder Förderschule einer zu-
sätzlichen Förderung bedürfen; die zusätz-
liche Förderung kann auch dadurch statt-
finden, dass die Schüler in begrenztem 
Umfang am Unterricht der Berufsschule 
teilnehmen; 

6. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme 7. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme am 7. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme am Un-
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am Unterricht und an den sonstigen 
schulischen Veranstaltungen ein-
schließlich der Befreiung von der Teil-
nahme, Beurlaubung, Schulversäum-
nissen; 

Unterricht und an den sonstigen schulischen 
Veranstaltungen einschließlich der Befrei-
ung von der Teilnahme, Beurlaubung und 
Schulversäumnisse; 

terricht und an den sonstigen schulischen 
Veranstaltungen einschließlich der Befreiung 
von der Teilnahme, Beurlaubung und Schul-
versäumnisse; 

7. das Aufsteigen in der Schule, insbe-
sondere Versetzung, Wiederholung 
und Überspringen einer Klassenstufe; 
dabei ist das Verfahren zu regeln, die 
für die Entscheidung maßgeblichen 
Fächer und Schülerleistungen sowie 
die hierfür geltenden Bewertungs-
maßstäbe sind festzulegen; 

8. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  7  a l t ]  8. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  7  a l t ]  

8. das Ausscheiden aus der Schule in-
folge Nichtversetzung; dabei kann be-
stimmt werden, dass ein Schüler aus 
der Schule und der Schulart aus-
scheidet, wenn er nach der Wiederho-
lung einer Klassen- oder Jahrgangs-
stufe aus dieser oder aus der nachfol-
genden Klassen- oder Jahrgangsstufe 
wiederum nicht versetzt wird; für das 
Gymnasium kann bestimmt werden, 
dass insgesamt nur zwei Wie-
derholungen wegen Nichtversetzung 
zulässig sind; 

9. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  8  a l t ]  9. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  8  a l t ]  

9. die während des Schulbesuchs und, 
soweit keine besonderen Prüfungen 
stattfinden, bei dessen Abschluss zu 
erteilenden Zeugnisse einschließlich 
der zu bewertenden Fächer, der Be-
wertungsmaßstäbe und der mit einem 
erfolgreichen Abschluss verbundenen 
Berechtigungen; es kann vorgesehen 
werden, dass eine Bewertung auch in 

10. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  9  a l t ]  10. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  9  a l t ]  
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Form einer verbalen Einschätzung er-
folgt; 

10. die Anerkennung außerhalb des Frei-
staates Sachsen erworbener schuli-
scher Abschlüsse und Berechtigun-
gen. 

11. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  1 0  a l t ]  11. [ u n v e r ä n d e r t  w i e  N r .  1 0  a l t ]  

(3) In den Prüfungsordnungen sind insbesondere 
zu regeln: 

(3) In den Prüfungsordnungen für Schüler und 
Schulfremde können insbesondere geregelt wer-
den: 

(3) In den Prüfungsordnungen für Schüler und 
Schulfremde können insbesondere geregelt wer-
den: 

1. der Zweck der Prüfung, die Prüfungsgebiete; 

2. das Prüfungsverfahren einschließlich der Zu-
sammensetzung des Prüfungsausschusses, 
der Zulassungsvoraussetzungen, der Bewer-
tungsmaßstäbe und der Voraussetzungen 
des Bestehens der Prüfung; 

3. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und 
die damit verbundenen Berechtigungen; 

4. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; 
dabei kann bestimmt werden, dass eine nicht 
bestandene Prüfung nur einmal wiederholt 
werden kann. 

1. der Zweck der Prüfung und die Prüfungsge-
biete; 

2. das Prüfungsverfahren einschließlich der 
Zusammensetzung des Prüfungsausschus-
ses und die Zulassungsvoraussetzungen, 
die Bewertungsmaßstäbe sowie die Voraus-
setzungen des für das Bestehens der Prü-
fung; 

3. Maßnahmen zum Nachteilsausgleich bei ei-
ner Behinderung oder einer im Zeitpunkt der 
Prüfung vorhandenen körperlichen Beein-
trächtigung; 

4. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und 
die damit verbundenen Berechtigungen; 

5. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; 
dabei kann bestimmt werden, dass eine 
nicht bestandene Prüfung nur einmal wie-
derholt werden kann. 

 

1. der Zweck der Prüfung und die Prüfungsge-
biete; 

2. das Prüfungsverfahren einschließlich der 
Zusammensetzung des Prüfungsausschus-
ses und die Zulassungsvoraussetzungen, 
die Bewertungsmaßstäbe sowie die Voraus-
setzungen des für das Bestehens der Prü-
fung; 

3. Maßnahmen zum Nachteilsausgleich bei ei-
ner Behinderung oder einer im Zeitpunkt der 
Prüfung vorhandenen körperlichen Beein-
trächtigung; 

4. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und 
die damit verbundenen Berechtigungen; 

5. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; 
dabei kann bestimmt werden, dass eine 
nicht bestandene Prüfung nur einmal wie-
derholt werden kann. 

 

(4) 
1
In den Schul- und Prüfungsordnungen kann 

für die Berufsschule, die Berufsfachschule und die 
Fachschule sowie die entsprechenden berufsbil-

(4)
 1

In den Schul- und Prüfungsordnungen kann 
für die Berufsschule, die Berufsfachschule und die 
Fachschule bestimmt werden, dass in einzelnen 

(4)
 1

In den Schul- und Prüfungsordnungen kann 
für die Berufsschule, die Berufsfachschule und die 
Fachschule bestimmt werden, dass in einzelnen 
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denden Förderschulen bestimmt werden, dass in 
einzelnen oder allen Bildungsgängen der Erwerb 
des Hauptschulabschlusses, des mittleren Schul-
abschlusses oder der Fachhochschulreife möglich 
ist. 

2
Für das Abendgymnasium und das Kolleg 

kann bestimmt werden, dass der Erwerb des mitt-
leren Schulabschlusses möglich ist. 

oder allen Bildungsgängen der Erwerb des 
Hauptschulabschlusses, des mittleren Schulab-
schlusses oder der Fachhochschulreife möglich 
ist. 

2
Für das Abendgymnasium und das Kolleg 

kann bestimmt werden, dass der Erwerb des mitt-
leren Schulabschlusses möglich ist.

 3
Für Schüler, 

die besondere Bildungswege gemäß Absatz 2 
Nummer 6 Buchstabe b nutzen, kann bestimmt 
werden, dass der Erwerb eines dem Hauptschul-
abschluss gleichgestellten Abschlusses möglich 
ist. 

oder allen Bildungsgängen der Erwerb des 
Hauptschulabschlusses, des mittleren Schulab-
schlusses oder der Fachhochschulreife möglich 
ist. 

2
Für das Abendgymnasium und das Kolleg 

kann bestimmt werden, dass der Erwerb des mitt-
leren Schulabschlusses möglich ist.

 3
Für Schüler, 

die besondere Bildungswege gemäß Absatz 2 
Nummer 6 Buchstabe b nutzen, kann bestimmt 
werden, dass der Erwerb eines dem Hauptschul-
abschluss gleichgestellten Abschlusses möglich 
ist. 

(5) 
1
Das Staatsministerium für Kultus wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung die Prüfung 
zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife für 
Spätaussiedler zu regeln. 

2
Absatz 3 gilt entspre-

chend. 

(5) [ a u f g e h o b e n ]  (5) [ a u f g e h o b e n ]  

(6) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die 
Fachschulen in den Berufen der Land-, Forst- und 
Hauswirtschaft sowie des Garten- und Land-
schaftsbaus erlässt das Staatsministerium für 
Umwelt und Landwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium für Kultus. 

(5) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die 
landwirtschaftlichen Fachschulen erlässt das 
Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 
im Einvernehmen mit der obersten Schulauf-
sichtsbehörde. 

(5) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die 
landwirtschaftlichen Fachschulen erlässt das 
Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 
im Einvernehmen mit der obersten Schulauf-
sichtsbehörde. 

 (6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, für die Berufe Erzieher, Heilerziehungs-
pfleger und Heilpädagoge durch Rechtsverord-
nung Näheres zu bestimmen zu 

1. den Voraussetzungen und dem Verfahren 
der Anerkennung von im Ausland erworbe-
nen Befähigungsnachweisen zum Zwecke 
der Niederlassung oder den Voraussetzun-
gen und dem Verfahren zum Zwecke der 
gelegentlichen und vorübergehenden 
Dienstleistungserbringung von Personen 
aus den Mitgliedstaaten der Europäischen 

(6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, für die Berufe Erzieher, Heilerziehungs-
pfleger und Heilpädagoge durch Rechtsverord-
nung Näheres zu bestimmen zu 

1. den Voraussetzungen und dem Verfahren 
der Anerkennung von im Ausland erworbe-
nen Befähigungsnachweisen zum Zwecke 
der Niederlassung oder den Voraussetzun-
gen und dem Verfahren zum Zwecke der ge-
legentlichen und vorübergehenden Dienst-
leistungserbringung von Personen aus den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ei-
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Union, einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder einem durch Abkommen gleich-
gestellten Staat, 

2. den Voraussetzungen für den partiellen Zu-
gang zur Berufstätigkeit gemäß Artikel 4 
Absatz 3 und Artikel 4f Absatz 1 bis 6 der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.09.2005, 
S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 
vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 
49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zu-
letzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 
354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert wor-
den ist, 

3. den Inhalten und den verfahrensrechtlichen 
Vorgaben für die Durchführung einer Eig-
nungsprüfung oder eines Anpassungslehr-
ganges gemäß § 11 des Sächsischen 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
vom 17. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 
874), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, und 

4. den verfahrensrechtlichen Voraussetzungen 
für die Zusammenarbeit zuständiger Stellen 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder einem durch Abkommen gleich-
gestellten Staat zu berufsrechtlichen Sach-
verhalten. 

nem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder ei-
nem durch Abkommen gleichgestellten 
Staat, 

2. den Voraussetzungen für den partiellen Zu-
gang zur Berufstätigkeit gemäß Artikel 4 Ab-
satz 3 und Artikel 4f Absatz 1 bis 6 der Richt-
linie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsquali-
fikationen (ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 
22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 
4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 
305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 
vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden  
ist, 

3. den Inhalten und den verfahrensrechtlichen 
Vorgaben für die Durchführung einer Eig-
nungsprüfung oder eines Anpassungslehr-
ganges gemäß § 11 des Sächsischen 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
vom 17. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 
874), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,  
und 

4. den verfahrensrechtlichen Voraussetzungen 
für die Zusammenarbeit zuständiger Stellen 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum o-
der einem durch Abkommen gleichgestellten 
Staat zu berufsrechtlichen Sachverhalten. 
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8. Teil 

Landesbildungsrat 

8. Teil 

Landesbildungsrat 

8. Teil 

Landesbildungsrat 

§ 63 

Landesbildungsrat 

§ 63 

Landesbildungsrat 

§ 63 

Landesbildungsrat 

(1) Beim Staatsministerium für Kultus wird ein 
Landesbildungsrat gebildet. 

(1) Bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird 
ein Landesbildungsrat gebildet. 

(1) Bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird 
ein Landesbildungsrat gebildet. 

(2) 
1
Der Landesbildungsrat berät die oberste 

Schulaufsichtsbehörde bei Angelegenheiten von 
grundlegender Bedeutung für die Gestaltung des 
Bildungswesens. 

2
Der Landesbildungsrat ist vor 

Erlass von Rechtsverordnungen des Staatsminis-
terium für Kultus und zu Gesetzentwürfen der 
Staatsregierung, welche die Schule betreffen, zu 
konsultieren. 

3
Er ist berechtigt, der obersten 

Schulaufsichtsbehörde Vorschläge und Anregun-
gen zu unterbreiten. 

(2) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Der Landesbildungsrat ist vor Erlass von Rechts-

verordnungen der obersten Schulaufsichtsbehör-
de und zu Gesetzentwürfen der Staatsregierung, 
welche die Schule betreffen, anzuhören. 

(2) [ S a t z  1  u n v e r ä n d e r t ]  

 

2
Der Landesbildungsrat ist vor Erlass von Rechts-

verordnungen der obersten Schulaufsichtsbehör-
de und zu Gesetzentwürfen der Staatsregierung, 
welche die Schule betreffen, anzuhören. 

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 

1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich 
der Grundschulen, Mittelschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschu-
len und allgemein bildenden Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich 
der Grundschulen, Mittelschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschu-
len und allgemein bildenden Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich 
der Mittelschulen, Gymnasien, Berufsschu-
len, berufsbildenden Vollzeitschulen und all-

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 

1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich 
der Grundschulen, Oberschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschu-
len und Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich 
der Grundschulen, Oberschulen, Gymnasien, 
Berufsschulen, berufsbildenden Voll-
zeitschulen und Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich 
der Oberschulen, Gymnasien, Berufsschulen, 
berufsbildenden Vollzeitschulen und Förder-

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 

1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich 
der Grundschulen, Oberschulen, Gymnasi-
en, Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeit-
schulen und Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich 
der Grundschulen, Oberschulen, Gymna-
sien, Berufsschulen, berufsbildenden Voll-
zeitschulen und Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich 
der Oberschulen, Gymnasien, Berufsschu-
len, berufsbildenden Vollzeitschulen und 
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gemein bildenden Förderschulen; 

4. je ein Vertreter der Hochschullehrer aus dem 
Bereich der Universitäten und Fachhochschulen; 

5. je ein Vertreter der Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern sowie ein 
weiterer Vertreter der übrigen für die Berufs-
ausbildung zuständigen Stellen; 

6. je ein Vertreter des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, des Deutschen Beamtenbun-
des und der Vereinten Dienstleistungsge-
werkschaft; 

7. je ein Vertreter der evangelischen Landeskir-
chen, der katholischen Kirche, des Landes-
verbandes Sachsen der jüdischen Gemein-
den und ein Vertreter der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen im Freistaat Sach-
sen; 

8. je ein Vertreter der kommunalen Landesver-
bände; 

9. ein Vertreter der Sorben im Freistaat Sach-
sen; 

10. ein Vertreter der Schulen in freier Träger-
schaft; 

11. ein Vertreter des Staatsministeriums für So-
ziales. 

schulen; 

4. [ u n v e r ä n d e r t ]  

5. [ u n v e r ä n d e r t ]  

6. [ u n v e r ä n d e r t ]  

7. [ u n v e r ä n d e r t ]  

8. [ u n v e r ä n d e r t ]  

9. [ u n v e r ä n d e r t ]  

10. [ u n v e r ä n d e r t ]  

11. ein Vertreter der Kindertageseinrichtungen in 
freier Trägerschaft; 

12. ein Vertreter des Staatsministeriums für So-
ziales und Verbraucherschutz. 

Förderschulen; 

4. [ u n v e r ä n d e r t ]  

5. [ u n v e r ä n d e r t ]  

6. [ u n v e r ä n d e r t ]  

7. [ u n v e r ä n d e r t ]  

8. ein Vertreter der Liga der Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege in Sachsen; 

9. [ u n v e r ä n d e r t ,  a l t  8 . ]  

10. [ u n v e r ä n d e r t ,  a l t  9 . ]  

11. [ u n v e r ä n d e r t ,  a l t  1 0 . ]  

12. ein Vertreter der Kindertageseinrichtungen in 
freier Trägerschaft; 

13. ein Vertreter des Staatsministeriums für So-
ziales und Verbraucherschutz. 

(4) Die Mitglieder werden vom Staatsministerium 
für Kultus auf Vorschlag der entsprechenden Ein-
richtungen und Organisationen berufen. 

(4) Die Mitglieder werden von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag der ent-
sprechenden Einrichtungen und Organisationen 
berufen.  

(4) Die Mitglieder werden von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag der ent-
sprechenden Einrichtungen und Organisationen 
berufen.  

(5) Das Nähere zu Mitgliedschaft, Zuständigkeit 
und Geschäftsordnung regelt das Staatsministeri-

(5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, das Nähere zu Mitgliedschaft, Zustän-

(5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, das Nähere zu Mitgliedschaft, Zustän-
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um für Kultus durch Rechtsverordnung. digkeit und Geschäftsordnung durch Rechtsver-
ordnung zu regeln. 

digkeit und Geschäftsordnung durch Rechtsver-
ordnung zu regeln. 

   

9. Teil 

Schlussbestimmungen 

9. Teil 

Schlussbestimmungen 

9. Teil 

Schlussbestimmungen 

 § 63a 

Schuldatenschutz 

§ 63a 

Schuldatenschutz 

 (1)
 1

Personenbezogene Daten von Schülern und 
ihren Eltern dürfen verarbeitet werden, soweit 
dies zur Erfüllung der gesetzlich  
oder aufgrund eines Gesetzes zugewiesenen 
Aufgaben der Schule erforderlich ist. 

2
Im Übrigen 

richtet sich der Datenschutz an Schulen in öffent-
licher Trägerschaft, soweit sich aus diesem Ge-
setz nichts anderes ergibt, nach dem Sächsi-
schen Datenschutzgesetz. 

3
Die oberste Schulauf-

sichtsbehörde wird ermächtigt, Einzelheiten der 
Datenverarbeitung durch Rechtsverordnung zu 
regeln. 

(1)
 1

Personenbezogene Daten von Schülern und 
ihren Eltern dürfen verarbeitet werden, soweit 
dies zur Erfüllung der gesetzlich  
oder aufgrund eines Gesetzes zugewiesenen 
Aufgaben der Schule erforderlich ist. 

2
Im Übrigen 

richtet sich der Datenschutz an Schulen in öffent-
licher Trägerschaft, soweit sich aus diesem Ge-
setz nichts anderes ergibt, nach dem Sächsi-
schen Datenschutzgesetz. 

3
Die oberste Schulauf-

sichtsbehörde wird ermächtigt, Einzelheiten der 
Datenverarbeitung durch Rechtsverordnung zu 
regeln. 

 (2) Die Schule, mit Ausnahme der Grundschule, darf 
die Kontaktdaten von Schülern, welche die letzte 
Klassen- oder Jahrgangsstufe besuchen, verarbeiten, 
um eine Beratung der regionalen durch die Agenturen 
für Arbeit, die Jobcenter und die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zu unterstützen. Hierfür darf 
sie mit Einwilligung des Betroffenen und bei minder-
jährigen Schülern auch mit Einwilligung der Eltern 
gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 des Sächsischen 
Datenschutzgesetzes den Namen und die Anschrift 
des Schülers beim vor dem Verlassen der Schule der 
Bundesagentur für Arbeit den Agenturen für Arbeit, 
den Jobcentern und den örtlichen Trägern der öffent-

(2) Die Schule, mit Ausnahme der Grundschule, darf 
die Kontaktdaten von Schülern, welche die letzte 
Klassen- oder Jahrgangsstufe besuchen, verarbeiten, 
um eine Beratung der regionalen durch die Agenturen 
für Arbeit, die Jobcenter und die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zu unterstützen. Hierfür darf 
sie mit Einwilligung des Betroffenen und bei minder-
jährigen Schülern auch mit Einwilligung der Eltern 
gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 des Sächsischen 
Datenschutzgesetzes den Namen und die Anschrift 
des Schülers beim vor dem Verlassen der Schule der 
Bundesagentur für Arbeit den Agenturen für Arbeit, 
den Jobcentern und den örtlichen Trägern der öffent-
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lichen Jugendhilfe übermitteln, damit diese einmalig 
über Angebote der beruflichen Bildung informieren 
und beraten kann können. 

lichen Jugendhilfe übermitteln, damit diese einmalig 
über Angebote der beruflichen Bildung informieren 
und beraten kann können. 

   

 § 63b 

Schulstatistische Erhebungen 

§ 63b 

Statistik 

 (1) 
1
An Schulen in öffentlicher und freier Träger-

schaft können jährlich statistische Erhebungen 
durchgeführt werden. 

2
Sie dienen folgenden Zwe-

cken: 

1. der Schulaufsicht und der Bildungsplanung, 

2. dem Vollzug des Sächsischen Finanzaus-
gleichsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Januar 2013 (Sächs-
GVBl. S. 95), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (Sächs-
GVBl. S. 656) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, 

3. dem Vollzug des Sächsischen Gesetzes über 
Schulen in freier Trägerschaft. 

4. der Erfüllung der Meldepflicht nach dem Bun-
destatistikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGBl. 
I S. 462, 565), das zzletzt durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I s. 2749) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

3
Darüber hinaus kann zur Erfüllung der landes-

weiten Bildungs- und Schulnetzplanung eine regi-
onalisierte Schülerzahl- und Absolventenprogno-
se erstellt werden. 

4
Soweit in diesem Gesetz oder 

aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes be-

(1) 
1
An Schulen in öffentlicher und freier Träger-

schaft können jährlich statistische Erhebungen 
durchgeführt werden. 

2
Sie dienen folgenden Zwe-

cken: 

1. der Schulaufsicht und der Bildungsplanung, 

2. der Erfüllung der Schulpflicht, 

3. dem Vollzug des Sächsischen Finanzaus-
gleichsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Januar 2013 (Sächs-
GVBl. S. 95), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (Sächs-
GVBl. S. 656) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, 

4. dem Vollzug des Sächsischen Gesetzes über 
Schulen in freier Trägerschaft. 

5. der Erfüllung der Meldepflicht nach dem Bun-
destatistikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGBl. 
I S. 462, 565), das zzletzt durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I s. 2749) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung. 
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stimmt wird, gelten für die Erstellung dieser Prog-
nose die Regelungen des Sächsischen Statistik-
gesetzes vom 17. Mai 1993 (SächsGVBl. S. 453), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 6. 
Juni 2002 (SächsGVBl. S. 168) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Erhoben werden schul- und abschlussbezo-
gene Schülerdaten, Klassen- und Absolventen-
zahlen, Lehrerdaten sowie schul- und unterrichts-
organisatorische Daten. 

(3) Auskunftspflichtig sind die Schüler, die Eltern, 
die Lehrer, die Schulleiter, die pädagogischen 
Fachkräfte im Unterricht an den Förderschulen 
und anderes Personal an Schulen sowie die Trä-
ger der Schulen in freier Trägerschaft. 

(4) Die Einzelheiten über Art, Durchführung und 
Form der statistischen Erhebung, Erhebungs-
merkmale, Art und Umfang der Auskunftspflicht, 
Berichtszeitraum oder Berichtszeitpunkt und Häu-
figkeit regelt die oberste Schulaufsichtsbehörde 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung. 

 

 

 

(2) Erhoben werden schul- und abschlussbezo-
gene Schülerdaten, Klassen- und Absolventen-
zahlen, Lehrerdaten sowie schul- und unterrichts-
organisatorische Daten. 

(3) Auskunftspflichtig sind die Schulleiter der 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft sowie die 
Träger der Schulen in freier Trägerschaft. 

(4) Die Einzelheiten über Art, Durchführung und 
Form der statistischen Erhebung, Erhebungs-
merkmale, Art und Umfang der Auskunftspflicht, 
Berichtszeitraum oder Berichtszeitpunkt und Häu-
figkeit regelt die oberste Schulaufsichtsbehörde 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung. 

(5) 
1
Das Statistische Landesamt erstellt im Auf-

trag der obersten Schulaufsichtsbehörde im Jahr 
2018 und danach alle zwei Jahre eine regionali-
sierte Schüler- und Absolventenprognose. 

2
Diese 

dient dem Zweck der Bildungsplanung und der 
bundesweiten Vorausberechnung der Schüler- 
und Absolventenzahlen. 

3
Die Einzelheiten regelt 

das Staatsministerium für Kultus im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium des Inneren 
durch Rechtsverordnung. 

4
Diese bestimmt insbe-

sondere die zu verwendenden Erhebungsmerk-
male, die regionale Aufgliederung der Darstellung 
in Schularten und Klassenstufen, den Prognose-
zeitraum und die Veröffentlichung. 

   



CDU-Fraktion und SPD-Fraktion Novellierung Schulgesetz (Einigung der Koalitionsfraktionen) Stand: 23. März 2017 

 

Angaben ohne Gewähr!  Seite 130 von 141 

 § 63c 

Einschränkung von Grundrechten 

§ 63c 

Einschränkung von Grundrechten 

 Durch Maßnahmen aufgrund von § 4c Absatz 1 
Satz 2 und § 26a Absatz 3 kann das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes, Artikel 16 Absatz 1 
Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen) 
und durch Maßnahmen aufgrund von § 3a Absatz 
5, §§ 26a, 31, 50a, 62 Absatz 2 Nummer 1 und 4 
sowie § 63a kann das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes, 
Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sach-
sen) eingeschränkt werden. 

Durch Maßnahmen aufgrund von § 4c Absatz 1 
Satz 2 und § 26a Absatz 3 kann das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes, Artikel 16 Absatz 1 
Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen) 
und durch Maßnahmen aufgrund von § 3a Absatz 
5, §§ 26a, 31, 50a, 62 Absatz 2 Nummer 1 und 4 
sowie § 63a kann das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes, 
Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sach-
sen) eingeschränkt werden. 

   

  § 63d 

Schulen besonderer Art 

  (1) Die Schulen „Nachbarschaftsschule Leipzig“ 
und „Chemnitzer Schulmodell“ können nach dem 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum des Änderungs-
gesetzes] gemäß der am [einsetzen: Datum des 
Tages vor Inkrafttreten des Änderungsgesetzes] 
bestehenden und von der obersten Schulauf-
sichtsbehörde genehmigten pädagogischen Kon-
zeption abweichend von den Bestimmungen die-
ses Gesetzes fortgeführt werden. Insbesondere 
können, soweit in der bisherigen Konzeption vor-
gesehen, die Schularten Grund- und Oberschule 
organisatorisch zusammengefasst, von einer Be-
notung bis einschließlich Klassenstufe 7 abgese-
hen und Schüler unabhängig von einem Schulbe-
zirk aufgenommen werden. 
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  (2) Sobald eine Schule nach Absatz 1 für länger 
als ein Schuljahr nicht mehr nach der besonderen 
pädagogischen Konzeption fortgeführt wird, kann 
sie sich danach nicht erneut auf Absatz 1 berufen. 
Im Übrigen bleibt § 24 unberührt. 

   

§ 64 

Übergangsbestimmungen 

§ 64 

Übergangsvorschrift, Finanzierungsregelung 

§ 64 

Übergangsvorschrift 

(1) 
1
Die Sächsische Bildungsagentur und das 

Sächsische Bildungsinstitut nehmen die ihnen 
durch Gesetz zugewiesenen Zuständigkeiten vom 
1. Januar 2007 an wahr. 

2
Alle an diesem Tage 

noch nicht abgeschlossenen Verwaltungs-, Wi-
derspruchs-, Gerichts- und sonstigen Verfahren 
der Regionalschulämter werden durch die Sächsi-
sche Bildungsagentur weitergeführt. 

(1) Die Sächsische Bildungsagentur und das 
Sächsische Bildungsinstitut nehmen ihre bis zum 
31. Juli 2017 bestehenden Zuständigkeiten bis 
zum 31. Dezember 2017 weiterhin wahr. Alle am 
1. Januar 2018 noch nicht abgeschlossenen Ver-
waltungs-, Widerspruchs-, Gerichts- und sonsti-
gen Verfahren der Sächsischen Bildungsagentur 
oder des Sächsischen Bildungsinstituts werden 
durch das Landesamt für Schule und Bildung wei-
tergeführt. Zuständigkeiten, die der Sächsischen 
Bildungsagentur oder dem Sächsischen Bildungs-
institut durch Gesetz oder Rechtsverordnung bis-
her übertragen sind, gehen am 1. Januar 2018 
auf das Landesamt für Schule und Bildung über. 

(1) Die Sächsische Bildungsagentur und das 
Sächsische Bildungsinstitut nehmen ihre bis zum 
31. Juli 2017 bestehenden Zuständigkeiten bis 
zum 31. Dezember 2017 weiterhin wahr. Alle am 
1. Januar 2018 noch nicht abgeschlossenen Ver-
waltungs-, Widerspruchs-, Gerichts- und sonsti-
gen Verfahren der Sächsischen Bildungsagentur 
oder des Sächsischen Bildungsinstituts werden 
durch das Landesamt für Schule und Bildung wei-
tergeführt. Zuständigkeiten, die der Sächsischen 
Bildungsagentur oder dem Sächsischen Bildungs-
institut durch Gesetz oder Rechtsverordnung bis-
her übertragen sind, gehen am 1. Januar 2018 
auf das Landesamt für Schule und Bildung über. 

(2) Zuständigkeiten, die den Regionalschulämtern 
oder den Staatlichen Seminaren für Lehrerbildung 
durch Rechtsverordnungen bisher übertragen 
sind, gehen am 1. Januar 2007 auf die Sächsi-
sche Bildungsagentur über. 

(2) [ a u f g e h o b e n ]   (2) [ a u f g e h o b e n ]   

(3) Zuständigkeiten, die dem Sächsischen Staats-
institut für Bildung und Schulentwicklung – 
Comenius-Institut – oder der Sächsischen Aka-
demie für Lehrerfortbildung durch Rechtsverord-
nungen bisher übertragen sind, gehen am 

(3) [ a u f g e h o b e n ]   (3) [ a u f g e h o b e n ]   
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1. Januar 2007 auf das Sächsische Bildungsinsti-
tut über. 

(4) Das Staatsministerium für Kultus wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung von den Ab-
sätzen 1 bis 3 abweichende Zuständigkeiten in-
nerhalb seines Geschäftsbereiches zu bestim-
men, insbesondere wenn dies der Verbesserung 
der Verwaltungsleistung dient. 

(4) [ a u f g e h o b e n ]   (4) [ a u f g e h o b e n ]   

 (2) 
1
Regelungen für die Mittelschule gemäß § 6 in 

der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung in 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
die Oberschule fort, sofern nichts Abweichendes 
bestimmt wird. 

2
Zustimmungen gemäß § 24 Ab-

satz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsi-
schen Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft und Anerkennungen gemäß § 8 des Säch-
sischen Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft, die für die Mittelschule erteilt sind, gelten 
als für die Oberschule erteilt und fortbestehend. 
3
Verwaltungsakte und Vereinbarungen einer Mit-

telschule gelten für die entsprechende Oberschu-
le fort. 

4
Verwaltungs- und sonstige Verfahren ei-

ner Mittelschule werden durch die entsprechende 
Oberschule weitergeführt. 

(2) 
1
Regelungen für die Mittelschule gemäß § 6 in 

der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung in 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
die Oberschule fort, sofern nichts Abweichendes 
bestimmt wird. 

2
Zustimmungen gemäß § 24 Ab-

satz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsi-
schen Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft und Anerkennungen gemäß § 8 des Säch-
sischen Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft, die für die Mittelschule erteilt sind, gelten 
als für die Oberschule erteilt und fortbestehend. 
3
Verwaltungsakte und Vereinbarungen einer Mit-

telschule gelten für die entsprechende Oberschu-
le fort. 

4
Verwaltungs- und sonstige Verfahren ei-

ner Mittelschule werden durch die entsprechende 
Oberschule weitergeführt. 

 (3) 
1
Regelungen für einen Förderschultyp gemäß 

§ 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis zum 31. Juli 2017 
geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften gelten für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 
jeweils an seine Stelle getretenen Förderschultyp 
fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
2
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmi-

gungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerken-
nungen gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft, die für einen 

(3) 
1
Regelungen für einen Förderschultyp gemäß 

§ 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis zum 31. Juli 2018 
geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften gelten für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 
und 2 jeweils an seine Stelle getretenen Förder-
schultyp fort, sofern nichts Abweichendes be-
stimmt wird. 

2
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 

1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen 
Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft und 
Anerkennungen gemäß § 8 des Sächsischen Ge-
setzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für 
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Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 in 
der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung er-
teilt sind, gelten als für den in § 13 Absatz 2 Satz 
1 jeweils an seine Stelle getretenen Förderschul-
typ erteilt und fortbestehend. 

3
Absatz 2 Satz 3 und 

4 gilt entsprechend. 

einen Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 
in der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung 
erteilt sind, gelten als für den in § 13 Absatz 2 
Satz 1 jeweils an seine Stelle getretenen Förder-
schultyp erteilt und fortbestehend. 

3
Absatz 2 Satz 

3 und 4 gilt entsprechend. 

 (4) 
1
Regelungen für die Abendmittelschule gemäß 

§ 14 Absatz 1 in der bis zum 31. Juli 2017 gelten-
den Fassung in Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften gelten für die Abendoberschule fort, so-
fern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
2
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmi-

gungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerken-
nungen gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft, die für die 
Abendmittelschule erteilt sind, gelten als für die 
Abendoberschule erteilt und fortbestehend. 
3
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) 
1
Regelungen für die Abendmittelschule gemäß 

§ 14 Absatz 1 in der bis zum 31. Juli 2017 gelten-
den Fassung in Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften gelten für die Abendoberschule fort, so-
fern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
2
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmi-

gungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerken-
nungen gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft, die für die 
Abendmittelschule erteilt sind, gelten als für die 
Abendoberschule erteilt und fortbestehend. 
3
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

 (5) Regelungen für berufsbildende Förderschulen 
gemäß § 13a in der bis zum 31. Juli 2017 gelten-
den Fassung in Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften gelten für berufsbildende Schulen ge-
mäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 fort, soweit beson-
dere Klassen für Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf gebildet werden und sofern 
nichts Abweichendes bestimmt wird. Absatz 2 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(5) Regelungen für berufsbildende Förderschulen 
gemäß § 13a in der bis zum 31. Juli 2018 gelten-
den Fassung in Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften gelten für berufsbildende Schulen ge-
mäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 fort, soweit beson-
dere Klassen für Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf gebildet werden und sofern 
nichts Abweichendes bestimmt wird. Absatz 2 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

 (6) Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Ge-
nehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Ge-
setzes über Schulen in freier Trägerschaft und 
Anerkennungen gemäß § 8 des Sächsischen Ge-
setzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für 
eine berufsbildende Förderschule gemäß §13a in 
der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung er-

(6) Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Ge-
nehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Ge-
setzes über Schulen in freier Trägerschaft und 
Anerkennungen gemäß § 8 des Sächsischen Ge-
setzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für 
eine berufsbildende Förderschule gemäß §13a in 
der bis zum 31. Juli 2018 geltenden Fassung er-
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teilt worden sind, gelten als für die entsprechende 
berufsbildende Schule gemäß § 4 Absatz 1 
Nummer 2 erteilt und fortbestehend. Berufsbil-
dende Förderschulen in freier Trägerschaft kön-
nen fortgeführt, erweitert und neu gegründet wer-
den. Die Regelungen des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft bleiben unbe-
rührt. 

teilt worden sind, gelten als für die entsprechende 
berufsbildende Schule gemäß § 4 Absatz 1 
Nummer 2 erteilt und fortbestehend. Berufsbil-
dende Förderschulen in freier Trägerschaft kön-
nen fortgeführt, erweitert und neu gegründet wer-
den. Die Regelungen des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft bleiben unbe-
rührt. 

 ( 7) Das Staatsministerium für Kultus wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung in Gesetzen die Be-
zeichnungen „Sächsische Bildungsagentur“ und 
„Sächsisches Bildungsinstitut“ durch die Bezeich-
nung „Landesamt für Schule und Bildung“ zu er-
setzen sowie dadurch veranlasste Anpassungen 
des Wortlauts der Vorschriften vorzunehmen.  

( 7) Das Staatsministerium für Kultus wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung in Gesetzen die Be-
zeichnungen „Sächsische Bildungsagentur“ und 
„Sächsisches Bildungsinstitut“ durch die Bezeich-
nung „Landesamt für Schule und Bildung“ zu er-
setzen sowie dadurch veranlasste Anpassungen 
des Wortlauts der Vorschriften vorzunehmen.  

 (8) Zur Erfüllung der den Regionalen Planungs-
verbänden nach § 23a Absatz 4 übertragenen 
Pflichtaufgabe gewährt der Freistaat Sachsen 
jährlich 

1. dem Regionalen Planungsverband Leipzig-
Westsachsen 2.858 Euro, 

2. dem Planungsverband Region Chemnitz 
4.768 Euro, 

3. dem Regionalen Planungsverband Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge 2.858 Euro und 

4. dem Regionalen Planungsverband Oberlau-
sitz-Niederschlesien 1.906 Euro. 

Die Auszahlung erfolgt zum Ende des ersten 
Quartals eines Jahres. 

(8) § 4c Absatz 3 Satz 4 und 5 gilt bis 31. Juli 
2023 nur für ausgewählte Grundschulen, die sich 
im Rahmen einer Pilotphase aufgrund eines von 
der Schulkonferenz beschlossenen Konzeptes mit 
Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde bereit er-
klärt haben, auch Schüler mit möglichem sonder-
pädagogischen Förderbedarf in den Förder-
schwerpunkten Lernen sowie emotionale und so-
ziale Entwicklung zu unterrichten und die Entwick-
lung des Schülers in der Klassenstufe 1 in das 
Feststellungsverfahren für diese Förderschwer-
punkte einzubeziehen. 

  (9) 
1
Weist der Schulnetzplanungsträger einen Ko-

operationsverbund nicht gemäß § 4c Absatz 9 
Satz 1 oder 2 bis zum 31. Juli 2021 aus, legt die 
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oberste Schulaufsichtsbehörde einen Kooperati-
onsverbund fest. 

2
Vor der Festlegung sind der 

Träger der Schulnetzplanung und die Schulträger 
der mitwirkenden Schulen anzuhören. 

  (10) 
1
Die oberste Schulaufsichtsbehörde berichtet 

dem Sächsischen Landtag bis zum 30. Septem-
ber 2021 über die Umsetzung der Inklusion. 

2
Dies 

betrifft insbesondere 

1. die im Anwendungszeitraum von Absatz 8 
gewonnenen Erfahrungen sowie die vor-
bereitenden und unterstützenden Maß-
nahmen im Hinblick auf § 4c Absatz 3 
Satz 4 und 5 sowie 

2. den Stand des Aufbaus der Kooperati-
onsverbünde nach § 4c Absatz 7. 

3
Auf der Grundlage dieses Berichts entscheidet 

der Sächsische Landtag bis zum 30. Juni 2022, 
ob der Anwendungszeitraum von Absatz 8 ver-
längert wird. 

   

§ 65 

In-Kraft-Treten 

[ u n v e r ä n d e r t ]   [ u n v e r ä n d e r t ]   

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 1991 mit der 
Maßgabe in Kraft, dass vom Tage nach der Ver-
kündung an Maßnahmen zur Gliederung des 
Schulwesens getroffen und die im Gesetz vorge-
sehenen Rechtsverordnungen erlassen werden 
können. 

[ u n v e r ä n d e r t ]   [ u n v e r ä n d e r t ]   

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt entgegenstehen-
des oder entsprechendes Recht für den Freistaat 

[ u n v e r ä n d e r t ]   [ u n v e r ä n d e r t ]   
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Sachsen außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz über das einheitliche sozialis-
tische Bildungswesen vom 25. Februar 1965 
(GBl. I Nr. 6 S. 83), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. Juli 1990 (GBl. I Nr. 50 S. 
907), mit der Maßgabe, dass die organisati-
onsrechtlichen Bestimmungen nach sachge-
rechten Erfordernissen von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde auslaufend auf solche 
Schulen angewendet werden, die noch nicht 
in Schulen einer Schulart nach diesem Ge-
setz umgestaltet wurden; 

2. die Verordnung über die Bildung von vorläufi-
gen Schulaufsichtsbehörden vom 30. Mai 
1990 (GBl. I Nr. 52 S. 1036); 

3. die Verordnung über Mitwirkungsgremien und 
Leitungsstrukturen im Schulwesen vom 30. 
Mai  1990 (GBl. I Nr. 32 S. 294) mit der ers-
ten Durchführungsbestimmung vom 17. Au-
gust 1990 (GBl.  I Nr. 60 S. 1471); 

4. die vorläufige Schulordnung vom 
18. September 1990 (GBl. I Nr. 63 S. 1579); 

5. das Gesetz über Berufsschulen vom 19. Ju-
li 1990 (GBl. I Nr. 50 S. 919). 

   

 Artikel 2 

Änderung des Sächsischen  

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

 

§ 13 Absatz 7 des Sächsischen Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes vom 17. Dezember 

Artikel 2 

Änderung des Sächsischen  

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

 

§ 13 Absatz 7 des Sächsischen Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes vom 17. Dezember 
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2013 (SächsGVBl. S. 874), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum des Gesetzes zur Anpassung des Sächsi-
schen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
und weiterer Rechtsnormen an die Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Anerkennung von Berufsquali-
fikationen] (SächsGVBl. S. [einsetzen: Seiten-
zahl]) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

2013 (SächsGVBl. S. 874), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum des Gesetzes zur Anpassung des Sächsi-
schen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
und weiterer Rechtsnormen an die Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Anerkennung von Berufsquali-
fikationen] (SächsGVBl. S. [einsetzen: Seiten-
zahl]) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

   

 Artikel 3  

Änderung des Sächsischen Verwaltungsorga-
nisationsgesetzes 

Artikel 3  

Änderung des Sächsischen Verwaltungsorga-
nisationsgesetzes 

 § 11 des Sächsischen Verwaltungsorganisati-
onsgesetzes vom 25. November 2003 (Sächs-
GVBl. S. 899), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

§ 11 des Sächsischen Verwaltungsorganisati-
onsgesetzes vom 25. November 2003 (Sächs-
GVBl. S. 899), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. 
S. 349) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

 „§ 11 

Aufbau und Aufgaben im Geschäftsbereich  
des Staatsministeriums für Kultus 

„§ 11 

Aufbau und Aufgaben im Geschäftsbereich  
des Staatsministeriums für Kultus 

 (1) Dem Staatsministerium für Kultus sind unmittel-
bar nachgeordnet 

1. das Landesamt für Schule und Bildung, 

2. die Sächsische Landeszentrale für politische 
Bildung als nicht rechtsfähige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. 

Das Staatsministerium für Kultus kann Regional-
stellen des Landesamtes für Schule und Bildung 

(1) Dem Staatsministerium für Kultus sind unmittel-
bar nachgeordnet 

1. das Landesamt für Schule und Bildung, 

2. die Sächsische Landeszentrale für politische 
Bildung als nicht rechtsfähige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. 

Das Staatsministerium für Kultus kann Regional-
stellen des Landesamtes für Schule und Bildung 
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einrichten und aufheben. einrichten und aufheben. 

 (2) Das Landesamt für Schule und Bildung nimmt 
die in den jeweiligen Fachgesetzen beschriebe-
nen Aufgaben, die Lehrplanarbeit, die Aufsicht 
über Aufgaben im Rahmen von Schulversuchen, 
Aufgaben der konzeptionellen Fortentwicklung 
des Schulwesens die Fortschreibung von Schul-
entwicklung sowie und Aufgaben der Lehrerbil-
dung einschließlich der Abnahme der Ersten und 
Zweiten Staatsprüfung wahr. Die Sächsische 
Landeszentrale für politische Bildung nimmt ins-
besondere die Förderung von Maßnahmen der 
politischen Bildung auf überparteilicher Grundlage 
wahr.“ 

(2) Das Landesamt für Schule und Bildung nimmt 
die in den jeweiligen Fachgesetzen beschriebe-
nen Aufgaben, die Lehrplanarbeit, die Aufsicht 
über Aufgaben im Rahmen von Schulversuchen, 
Aufgaben der konzeptionellen Fortentwicklung 
des Schulwesens die Fortschreibung von Schul-
entwicklung sowie und Aufgaben der Lehrerbil-
dung einschließlich der Abnahme der Ersten und 
Zweiten Staatsprüfung wahr. Die Sächsische 
Landeszentrale für politische Bildung nimmt ins-
besondere die Förderung von Maßnahmen der 
politischen Bildung auf überparteilicher Grundlage 
wahr.“ 

   

  Artikel 3a 

Änderung des Sächsischen Gesetzes über 
Schulen in freier Trägerschaft 

  Das Sächsische Gesetz über Schulen in freier 
Trägerschaft vom 8. Juli 2015 (SächsGVBl. S. 
434) wird wie folgt geändert:  

1. In § 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden die 
Wörter „§ 13 Absatz 1 Satz 2 des Schulgesetzes 
für den Freistaat Sachsen“ durch die Wörter „§ 13 
Absatz 2 Satz 1 und 2 des Sächsischen Schulge-
setzes“ ersetzt. 

2. § 14 Absatz 2 Nummer 5 Satz 3 wird aufge-
hoben. 
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  Artikel 3b 

Änderung des Universitätsklinika-Gesetzes 

In § 2 Absatz 1 Satz 5 des Universitätsklinika-
Gesetzes vom 6. Mai 1999 (Sächs-GVBl. S. 207), 
das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970) geändert 
worden ist, werden die Wörter „§§ 13 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 8 des Schulgesetzes für den Freistaat 
Sachsen (SchulG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. S. 298), 
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. 
Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 874) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung,“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 2 Satz 2 des 
Sächsischen Schulgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. 
S. 298), das zuletzt durch das Gesetz vom [ein-
setzen: Ausfertigungs-datum und Fundstelle die-
ses Artikelgesetzes] (SächsGVBl. S. [einsetzen: 
Seitenzahl]) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt. 

  Artikel 3c 

Änderung des Befähigungs-
Anerkennungsgesetzes Lehrer 

In § 10 des Befähigungs-Anerkennungsgesetzes 
Lehrer vom 23. Januar 1996 (SächsGVBl. S. 2; 
1997 S. 541), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) 
geändert worden ist, werden die Wörter „§ 40 
Abs. 3 Satz 1, 5 und 6 des Schulgesetzes für den 
Freistaat Sachsen (SchulG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. 
S. 298), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 10 des 
Gesetzes vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142, 
144) geändert worden ist“ durch die Wörter „§ 40 
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Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 des Sächsischen Schul-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. S. 298), das zu-
letzt durch das Gesetz vom [einsetzen: Ausferti-
gungs-datum und Fundstelle dieses Artikelgeset-
zes] (SächsGVBl. S. [einsetzen: Seitenzahl]) ge-
ändert worden ist“ ersetzt. 

   

 Artikel 4  

Bekanntmachungserlaubnis 

Artikel 4  

Bekanntmachungserlaubnis 

 Das Staatsministerium für Kultus kann den Wort-
laut des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen 
in der vom 1. Januar 2018 an geltenden Fassung 
im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt 
bekannt machen. 

Das Staatsministerium für Kultus kann den Wort-
laut des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen 
in der vom 1. August 2018 an geltenden Fassung 
im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt 
bekannt machen. 

   

 Artikel 5  

Inkrafttreten 

Artikel 5  

Inkrafttreten 

 (1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 4 am 1. August 2017 in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 5 am 1. August 2018 in Kraft. 

 (2) Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe c tritt am 1. Au-
gust 2021 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe r, Nummer 6 
§ 3b Absatz 2 Satz 3, Nummer 8 Buchstabe b § 4a 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 3 und 4, Num-
mer 9 § 4c Absatz 9 und 10, Nummer 12 Buchstabe 
c § 7 Absatz 6, Nummer 16 Buchstabe e Doppel-
buchstabe cc § 13 Absatz 4 Satz 2, Nummer 21 
§ 16a Absatz 3, Nummer 26 Buchstabe d § 23 Ab-
satz 4, Nummer 27 § 23a Absatz 10, Nummer 31 
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§ 26a Absatz 7, Nummer 45 Buchstabe c § 38 Ab-
satz 4, Nummer 46 Buchstabe c § 38a Absatz 3, 
Nummer 49 Buchstabe b § 40 Absatz 2 Satz 4, 
Buchstabe c § 40 Absatz 3 und Buchstabe d § 40 
Absatz 4 und 5, Nummer 52 § 43 Absatz 7, Num-
mer 53 § 44 Absatz 3, Nummer 56 § 50, Num-
mer 63 § 56, Nummer 64 § 57, Nummer 66 Buch-
stabe c § 59 Absatz 4 Satz 3, Nummer 68 § 60 Ab-
satz 1, Nummer 70 § 62, Nummer 71 Buchstabe e 
§ 63 Absatz 5, Nummer 72 § 63a Absatz 1 Satz 3, 
§ 63b Absatz 4 und 5 und § 63d sowie Nummer 73 
§ 64 Absatz 7, Artikel 2 und Artikel 3c treten am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 (3) Artikel 1 Nummer 6 § 3b Absatz 2 Satz 3, 
Nummer 8 Buchstabe b § 4a Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 3, Nummer 12 Buchstabe b § 7 Ab-
satz 6, Nummer 16 Buchstabe e Doppelbuchstabe 
cc § 13 Absatz 4 Satz 2, Nummer 21 § 16a Absatz 3, 
Nummer 26 Buchstabe c und d § 23 Absatz 4 und 5, 
Nummer 27 Buchstabe g § 23a Absatz 7, Nummer 
31 § 26a Absatz 7, Nummer 45 Buchstabe c § 38 
Absatz 4, Nummer 46 Buchstabe c § 38a Absatz 3, 
Nummer 47 § 38b Absatz 2, Nummer 49 Buchstabe 
b § 40 Absatz 3 und Buchstabe c § 40 Absatz 4 und 
5, Nummer 53 § 44 Absatz 3, Nummer 56 § 50, 
Nummer 62 § 56, Nummer 65 Buchstabe c § 59 Ab-
satz 4 Satz 3, Nummer 67 § 60 Absatz 1, Nummer 
69 § 62, Nummer 70 Buchstabe e § 63 Absatz 5 und 
Nummer 71 § 63a Absatz 1 Satz 3 und § 63b Absatz 
4 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 1, Nummer 2 Buchstabe d, i, l, 
m, n, o, q und s, Nummer 3, Nummer 4, Nummer 
11, Nummer 18 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, 
Nummer 19, Nummer 27, Nummer 32, Nummer 34, 
Nummer 39, Nummer 41, Nummer 42, Nummer 44, 
Nummer 45, Nummer 48 Buchstabe c Doppelbuch-
stabe aa, Nummer 52 mit Ausnahme von § 43 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 12 Buchstabe g, Nummer 
54, Nummer 55, Nummer 57 bis 62, Nummer 71, 
Nummer 72 §§ 63a, 63b und 63c sowie Nummer 73 
§ 64 Absatz 1, 2 und 4 tritt am 1. August 2017 in 
Kraft. 

  (4) Artikel 1 Nummer 66 Buchstabe a § 59 Absatz 1 
und Artikel 3 treten am 1. Januar 2018 in Kraft. 

 (4) Artikel 1 Nummer 65 Buchstabe a und Artikel 3 
treten am 1. Januar 2018 in Kraft. 

(5) Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe d tritt am 1. Au-
gust 2021 in Kraft. 

 


